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Regime-Change? 

Seit Jahren schwächen die USA die iranische Wirt¬ 
schaft mit Sanktionen. Jetzt freuen sie sich über 
die Proteste gegen die schlechte Wirtschaftslage. 
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Marx-Engels-Gesamtausgabe 

Die MEGA ist noch nicht abgeschlossen, aber der 
Fortgang der Editionsarbeit ist gesichert. Georg 
Fülberth stellt die historisch-kritische Arbeit vor. 
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Thema der Woche 


Mit Luxemburg gegen Lenin? 

Ausgerechnet Rosa Luxemburg als Kronzeu¬ 
gin gegen die Oktoberrevolution? Genossin 
Luxemburg war eine skeptische Beobachte¬ 
rin der Bolschewiki. Sie jedoch als Verfechterin 
der Demokratie gegen die Diktatur des Prole¬ 
tariats zu stellen, wie es immer wieder ver¬ 
sucht wird, ist falsch. Rosa Luxemburg fürch¬ 
tete um die Oktoberrevolution, die mächtige 
Feinde hatte. Sie übte scharfe Kritik an denen, 
die sie machten, aber keinesfalls deshalb, weil 
sie sie machten. 

Dietmar Dath über Rosa Luxemburg, Revolu¬ 
tion und Demokratie. 
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Mit harten Bandagen 

Arbeitgeberverband will „Häuserkampf“ unterbinden 



Überall in der Republik protestieren Kolleginnen und Kollegen gegen die Arbeitssituation im Gesundheits-und Pflegewesen, wie hier in Kiel im vergangenen Mai 


A ls Geiselnahme bezeichnen die 
ver.di-Kolleginnen den aktuel¬ 
len Versuch der Arbeitgeber, 
einen Tarifvertrag Entlastung in den 
Unikliniken Essen und Düsseldorf 
zu verhindern. Die „Tarifgemein¬ 
schaft deutscher Länder“ (TdL), der 
Arbeitgeberverband, in dem die bei¬ 
den Unikliniken organisiert sind, ver¬ 
sucht den derzeit stattfindenden Häu¬ 
serkampf, um eine tarifliche Regelung 
über die dringend notwendige Einstel¬ 
lung von Personal zu unterbinden. Die 
TdL droht ver.di mit dem Abbruch 
der Verhandlungen über die bundes¬ 
weite Einführung einer Ausbildungs¬ 
vergütung für schulische Azubis, will 
nicht mehr über eine Verbesserung 


Im koreanischen Grenzort Panmun- 
jom trafen am Dienstag erstmals seit 
zwei Jahren offizielle Delegationen 
von Nord- und Südkorea zusammen, 
um Gespräche zu führen. Vor Beginn 
hatte Nordkorea bereits eine militä¬ 
rische Telefonleitung an der Grenze 
wieder freigeschaltet. Hauptthema 
der Gespräche sollte die Teilnahme 
einer nordkoreanischen Delegation 
an den olympischen Winterspielen 
in Südkorea sein. Diese wird jedoch 
durch die Sanktionen gegen Nord¬ 
korea verkompliziert. So kann keine 
Anreise mit der nordkoreanischen 
Fluggesellschaft Air Koryo erfolgen, 
auch die Hotelunterbringung gestal¬ 
tet sich schwierig. Auch eine finan¬ 
zielle Unterstützung der Teilnahme, 
zum Beispiel durch das Internationale 


der Eingruppierungsordnung verhan¬ 
deln und sogar eine Million Beschäf¬ 
tigte bundesweit bluten lassen, sollte 
ver.di weiterhin an den Unikliniken zu 
Streiks aufrufen. Die Verhandlungen 
über Gehaltserhöhungen für nicht- 
verbeamtete Lehrerinnen und Leh¬ 
rer hat die TdL bereits unterbrochen, 
um ver.di zum sofortigen Einlenken 
zu zwingen. 

Warum? Weil sich die Beschäftig¬ 
ten beispielsweise am Uniklinikum 
Düsseldorf (UKD) in sieben Streik¬ 
tagen einig gezeigt haben - auch bei 
den Tochterunternehmen gab es eine 
hohe Streikbeteiligung - und die Wei¬ 
gerung der UKD-Leitung, mit ver.di 
über erträgliche Arbeitsbedingungen 


Olympische Komitee, ist aufgrund der 
Sanktionen nicht möglich. Südkorea 
erwägt, die Sanktionen für die Teil¬ 
nahme einer nordkoreanischen De¬ 
legation kurzfristig auszusetzen und 
schlug vor, dass beide Teams bei der 
Eröffnungs- und Abschlussfeier unter 
gemeinsamer Fahne einlaufen. 

„Ich bin hierhergekommen mit 
der Hoffnung, dass beide Koreas auf¬ 
richtig und vertrauensvoll miteinan¬ 
der sprechen“, so der Leiter der nord¬ 
koreanischen Delegation und Vorsit¬ 
zende des koreanischen Komitees für 
die friedliche Wiedervereinigung, Ri 
Son-gwon, zum Beginn der Gesprä¬ 
che. Nordkorea hatte den Wunsch ge¬ 
äußert, die Gespräche live im Fernse¬ 
hen zu übertragen, dem wollte Südko¬ 
rea jedoch nicht entsprechen. MD 


ernsthaft zu verhandeln, so offenbar 
nicht mehr aufrecht zu erhalten ist. 

Das Ziel der TdL ist, den Beschäf¬ 
tigten ihr einziges wirkungsvolles 
Druckmittel zu nehmen - den Streik. 
Und so versicherten die Leitungen der 
Unikliniken in Essen und Düsseldorf 
denn auch umgehend Gesprächsbe¬ 
reitschaft über Schritte zur Entlas¬ 
tung, solange diese nicht in tarifliche 
Vereinbarungen münden. 

Ohne den Druck der Beschäftigten 
im Nacken zu haben, lässt sich über 
Dienstvereinbarungen oder Ähnliches 
aus Sicht der Arbeitgeber gemütlich 
verhandeln. Ob die Arbeitsbelastung 
der Beschäftigten in den Bereichen 
wie Reinigung, Transport, Sicherheits- 


Im Koalitionsvertrag in Berlin von 
2016 wurde der Bau von jährlich 
20000 Wohnungen versprochen. 
Allerdings lassen vor allem private 
Bauherren und Konzerne Immobili¬ 
en errichten, um sie teuer zu verkau¬ 
fen. Der Bau von Luxuswohnungen 
kostet ungefähr soviel wie der Bau 
preisgünstigen Wohnraums. Aber die 
Renditeaussichten sind ungleich hö¬ 
her. 

6 000 der jährlich versprochenen 
Neubauwohnungen sollen durch 
kommunale Wohnungsbaugesell¬ 
schaften entstehen. Doch 2017 wur¬ 
den nicht einmal 50 Prozent davon 
fertiggestellt, und angesichts nur ge¬ 
ringer Bauanträge ist auch für die 
Folgejahre schon absehbar, dass es 
weit weniger werden. Zudem wird 


dienst oder Zentralsterilisation - die 
sich am UKD an den Streiks beteilig¬ 
ten - für die Arbeitgeber dabei auch 
eine Rolle spielen würde, ist nach ihren 
bisherigen Äußerungen zu bezweifeln. 

Die streikenden ver.di-Kollegin¬ 
nen haben es geschafft, die Arbeits¬ 
situation im Gesundheitswesen zum 
bundesweiten Thema zu machen, sie 
kämpfen auch im Interesse ihrer Pa¬ 
tientinnen. ver.di wird auf ihrer Bun¬ 
desvorstandsitzung am 15. Januar 
über das weitere Vorgehen beraten. 
Streikaktionen an den in der TdL or¬ 
ganisierten Unikliniken müssen auf 
Bundesebene abgesegnet werden. 

Lars Mörking 

(siehe auch Seite 2) 


auch hier teuer vermietet. Über 60 
Prozent der Berliner Haushalte er¬ 
füllen auf Grund ihrer niedrigen 
Einkommen die Kriterien für ei¬ 
nen Wohnberechtigungsschein. Für 
Geringverdiener verschärft sich die 
Lage, zumal in jedem Jahr die För¬ 
derung für tausende „Sozialwohnun¬ 
gen“ ausläuft. 2016 galt das für 9 000 
Wohnungen. 

Auch bundesweit fehlt erschwing¬ 
licher Wohnraum. „Wir verlangen, 
dass CDU, CSU und SPD die Woh- 
nungs- und Mietenpolitik endlich in 
den Fokus ihrer Arbeit rücken, forder¬ 
te der Bundesdirektor des Deutschen 
Mieterbundes (DMB), Lukas Sie¬ 
benkotten. Wohnen müsse bezahlbar 
sein, sonst steht der soziale Frieden in 
Deutschland auf dem Spiel. WSK 


1818 Marx 2018 



„Der Kommunismus ist für 
uns nicht ein Zustand, der 
hergestellt werden soll, ein 
Ideal, wonach die Wirklich¬ 
keit sich zu richten haben 
wird. Wir nennen Kommu¬ 
nismus die wirkliche Bewe¬ 
gung, welche den jetzigen 
Zustand aufhebt. Die Bedin¬ 
gungen dieser Bewegung er¬ 
geben sich aus der jetzt be¬ 
stehenden Voraussetzung.“ 

Karl Marx, Deutsche Ideologie, MEW 3,35. 

Herzlich willkommen 
im Cafe K 

DKP, SDAJ und UZ auf der 
Rosa-Luxemburg-Konferenz 
Samstag, 13. Januar, 10 bis 22 Uhr 

Das Cafe befindet sich im Raum MOA 
5 und es gibt Getränke und Speisen zu 
kleinen Preisen. 

Ab 11 Uhr: Workshops der SDAJ 
11.15 Uhr, MOA 3: Argumentationstrai¬ 
ning Arbeitszeitverkürzung, MOA 4: 
Was kostet meine Schulbildung? 

13 Uhr, MOA 3: Antimil-Runde, MOA4: 
Das,ProyectoTamara Bunke* auf Kuba 
stellt sich vor 

14.45 Uhr: Jugendpodium: Wie orga¬ 
nisieren wir Widerstand? mit Mit¬ 
gliedern der DIDF-Jugend, jungen Ge- 
werkschafterinnen und Gewerkschaf¬ 
tern und der SDAJ 

17 Uhr: Podiumsdiskussion von DKP 
und SDAJ: Jugendbewegung und Le¬ 
galisierung der Kommunistischen Par¬ 
tei 1968 

19.30 Uhr: Jahresauftakt/ LLL-Treffen 
der DKP 2018:100 Jahre KPD und 50 
Jahre DKP mit Redebeiträge von Patrik 
Köbele, Vorsitzender der DKP, und Adel 
Amer, Generalsekretär der Kommunis¬ 
tischen Partei Israels 
Anschließend: Ja damals, Novem¬ 
ber ‘18 Lieder, Szenen und Geschichten 
mit Erich Schaffner und Georg Klemp 
am Klavier 

Und morgen auf die Luxemburg-Lieb- 
knecht-Demonstration um 10 Uhr am 
U-Bahnhof Frankfurter Tor 

DKP-Veranstaltungsreihe 

Der Kampf um Frieden und Demo¬ 
kratie in Israel und Palästina mit 
mit Adel Amer, Generalsekretär der 
KP Israels 

Berlin: Freitag, 12. Januar 2017, 
ND-Haus, Seminarraum 2, Franz- 
Mehring-Platz 1,19 Uhr 
Braunschweig: Montag, 15. Janu¬ 
ar 2017, Brunsviga, Kreativraum, 
Karlstraße 35,19 Uhr 
Krefeld: Dienstag, 16. Januar 2017, 
Kleiner Saal der Fabrik Heeder, Vir- 
chowstraße 130,19 Uhr 
Essen: Mittwoch, 17 Januar 2017, 
Hoffnungstraße 18,19 Uhr 


Annäherung in Korea Teuer und zu wenig 

Nordkorea bei Olympischen Winterspielen Wohnraum bleibt Mangelware 
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Wirtschaft und Soziales 


unsere zeit m 


Rabattblase 

Auf dem deutschen Automarkt ent¬ 
steht nach Einschätzung des viel zi¬ 
tierten Experten Ferdinand Duden- 
höffer eine Blase wegen der dauer¬ 
haft hohen Preisnachlässe. Vor allem 
mit ihren Diesel-Eintauschprämien 
hätten die Hersteller die Rabatte 
2017 auf bislang nicht gekannte Hö¬ 
hen getrieben. Nach Abebben der 
jüngst noch verlängerten Rabattwel- 
le werde es für Hersteller und Händ¬ 
ler schwer werden, weitere Neuwa- 
gen zu verkaufen, warnt Dudenhöffer 
die Autoindustrie. Der Umwelteffekt 
durch die aus dem Verkehr gezoge¬ 
nen Alt-Diesel sei nicht geeignet, die 
befürchteten Fahrverbote in einzel¬ 
nen Städten zu verhindern. Duden¬ 
höffers Institut schätzt, dass bis zu 
1,15 Millionen Autos eingetauscht 
und aus dem Verkehr gezogen wer¬ 
den könnten, gut 6 Prozent des Die¬ 
sel-Bestandes. Ihnen stünden aber 
schon 1,3 Millionen neu zugelassene 
Diesel-Fahrzeuge entgegen, die trotz 
Euro-6-Norm hohe Mengen Stickoxi¬ 
de ausstießen. 

Klimaziel aufgegeben 

Union und SPD sind sich nach Anga¬ 
ben mehrerer Nachrichtenagenturen 
einig, im Fall einer Neuauflage der 
großen Koalition das Klimaziel für 
2020 offiziell aufzugeben. Die Zie¬ 
le seien in dieser Zeit nicht erreich¬ 
bar, hieß es in Verhandlungskreisen. 
Die Initiative dazu sei von der SPD 
gekommen. Konkret geht es darum, 
den C0 2 -Ausstoß um 40 Prozent ge¬ 
genüber 1990 zu verringern. Dieses 
Ziel sei praktisch unmöglich noch zu 
erreichen, sagten Vertreter von Uni¬ 
on und SPD der Nachrichtenagentur 
Reuters. Zentral sei jetzt das Ziel für 
2030, das unter Einhaltung von Wirt¬ 
schaftlichkeit und Versorgungssicher¬ 
heit geschafft werden solle. 

Profitable Schweizer 
Zentralbank 

Die Schweizer Nationalbank (SNB) 
rechnet im abgelaufenen Jahr 2017 
mit einem Rekordgewinn von ge¬ 
schätzten 54 Mrd. Franken (46 Mrd. 
Euro). Damit der Franken nicht wei¬ 
ter aufwertet, intervenierte die SNB, 
die als Zentralbank der Schweiz fun¬ 
giert, in den vergangenen Jahren am 
Devisenmarkt. Sie kaufte mit selbst 
geschaffenen Franken fremde Wäh¬ 
rungen auf, die sie in Wertpapieren 
anlegt. Anders als die amerikanische 
Federal Reserve oder die Europäische 
Zentralbank setzt die SNB dabei nicht 
nur auf Anleihen, sondern auch auf 
Aktien. Zum Geldschöpfungsgewinn 
kommt die positive Entwicklung an 
den Aktienmärkten hinzu. Durch die 
Abwertung des Franken im vergan¬ 
genen Jahr um fast neun Prozent ge¬ 
wannen die Anlagen in ausländischer 
Währung rechnerisch weiter an Wert. 

Deutsche Bank 
mit Verlust 

Wegen der Belastung von rund 1,5 
Mrd. Euro im Zuge der US-Steuer- 
reform wird die Deutsche Bank nach 
eigenen Angaben 2017 einen gerin¬ 
gen Verlust ausweisen. Zuvor hatte 
Deutschlands größte Bank für 2017 
einen Gewinn in Aussicht gestellt. 
Die US-Steuerreform senkt die Kör¬ 
perschaftssteuer von bisher 35 auf 
21 Prozent. Doch für viele Finanzin¬ 
stitute führt die Änderung zunächst 
zu Belastungen: Sie haben während 
der Finanzkrise milliardenschwere 
Verluste erlitten, die sie über Jahre 
geltend machen können und die die 
Steuerlast drücken. Mit dem künftig 
niedrigeren Steuersatz sinkt der Wert 
dieser Verlustvorträge, die sie nun ab¬ 
schreiben müssen. 

Uniper-Reste verkauft 

Der Energiekonzern Eon will sei¬ 
ne restliche Uniper-Beteiligung an 
den finnischen Versorger Fortum 
verkaufen. Das Paket in Höhe von 
46,65 Prozent soll für rund 3,8 Mrd. 
Euro den Besitzer wechseln, teilte 
Eon mit. Das Management von Uni¬ 
per hat die Entscheidung scharf kri¬ 
tisiert. „Die Weichen für profitables 
Wachstum sind gestellt“, sagte der 
Eon-Chef Johannes Teyssen. 


Pflegekräfte am Limit 

Beschäftigte im Gesundheitswesen kämpfen bundesweit für bessere Arbeitsbedingungen 



Kolleginnen und Kollegen aus der Gesundheitspflege demonstrieren am Tag der Pflege in Kiel 2017 für ihre Forderungen 


Irgendwann zwischen der vierzehnten 
Notklingel, der Medikamentengabe 
und Wundversorgung, dem Dokumen¬ 
tieren und Bilanzieren, dem Versorgen, 
Zuhören und auch mal Schläge abweh- 
ren beschleicht wohl jede Pflegekraft 
im bundesdeutschen Gesundheitssys¬ 
tem das Gefühl für die eigene Arbeit 
viel zu wenig wertgeschätzt zu werden. 
Doch was genau bedeutet das? Natür¬ 
lich und zu Recht wird erwartet, dass 
Menschen, die im Pflegebereich arbei¬ 
ten, neben einer medizinisch-fachlichen 
Qualifikation auch Einfühlungsvermö¬ 
gen gegenüber anderen Menschen, ih¬ 
ren Bedürfnissen, Leiden und Ängsten 
mitbringen. Die Geringschätzung ge¬ 
genüber Pflegekräften beginnt jedoch 
dort, wo mit dieser verantwortungsvol¬ 
len Haltung gegenüber Heimbewohne¬ 
rinnen und Patienten kalkuliert wird, 
um aufgrund wirtschaftlicher Überle¬ 
gungen das vorhandene Pflegepersonal 
möglichst weit herunterzufahren und 
so die Beschäftigten an den Rand der 
Selbstaufgabe, der Überlastung und da¬ 
rüber hinaus zu treiben. Wertschätzung 
bedeutet, unter Bedingungen arbeiten 
zu können, die Pflegekräfte nicht vor 
die Wahl stellen, zwischen der eigenen 
Gesundheit und der des Patienten wäh¬ 
len zu müssen. Es bedeutet, für ein Ar¬ 
beitsumfeld einzustehen, in dem aus¬ 
reichend Personal zur Verfügung steht, 
um dem Bedürfnis der Patienten nach 
bestmöglicher Versorgung und dem 
Recht der Beschäftigten nach Arbeits¬ 
bedingungen, die sie selbst nicht krank 
machen, gerecht zu werden. 

Profitlogik am Krankenbett 

Immer mehr Belegschaften in Kran¬ 
kenhäusern treten deshalb bundesweit 
für eine Verbesserung ihrer Arbeitsbe¬ 
dingen ein. Zentraler Bestandteil ihrer 
Forderungen ist dabei der Kampf um 
mehr Personal auf den Stationen. Mit 
der immer weiter um sich greifenden 
Profitorientierung der Krankenhäuser, 
vor allem natürlich derjenigen in pri¬ 
vater Trägerschaft, aber auch darüber 
hinaus, wurde das Personal zu einem 
Kostenfaktor, der in den Augen vie¬ 
ler Klinikbetreiber minimiert werden 
muss. Wenn Krankenhäuser als Teil 
der öffentlichen Daseinsvorsorge da¬ 
rauf getrimmt werden, für die dahinter 
stehenden Anteilseigner Profit zu er¬ 
wirtschaften und wenn sich diese Hal¬ 
tung und Politik der „Schwarzen Zah¬ 
len“, die geschrieben werden müssen, 
auch bei Kliniken in öffentlicher Hand 
durchsetzt, dann wundert es nicht, wie 


es zu immer weiteren Einsparungen 
beim Personal, bei dessen Vergütung 
und dessen Arbeitsbedingungen kom¬ 
men konnte. Inzwischen gehört mehr 
als ein Drittel der Krankenhäuser in 
Deutschland privaten, profitorientier¬ 
ten Unternehmen, ein weiteres Drittel 
frei-gemeinnützigen, z.B. kirchlichen, 
Trägern. Nur noch rund 29 Prozent der 
Häuser sind in öffentlicher Hand. We¬ 
nige Klinikkonzerne, die größten un¬ 
ter ihnen sind Helios und Asklepios, 
kämpfen um Marktanteile. Sie schicken 
Berater in jedes ihrer Häuser, die Vor¬ 
schlägen, wo Mitarbeiter entlassen wer¬ 
den können. Während diese Konzerne 
Profite machen, zwingen sie so auch die 
öffentlichen Häuser, ähnlich rentabel 
zu arbeiten, um der Privatisierung zu 
entgehen. Aus Sicht der Klinikbetrei¬ 
ber ist es da nur natürlich auszuprobie¬ 
ren, mit wie wenig Personal sich Statio¬ 
nen betreiben und Patienten versorgen 
lassen. Lückenhafte Hygiene und die 
Ausbreitung von Krankenhauskeimen, 


weil den Pflegekräften selbst die not¬ 
wendige Zeit zur Händedesinfektion 
fehlt, passen da zwar ins Bild, ändern 
aber nichts an dem Vorgehen der Kli¬ 
nikbetreiber, unter der Losung einer 
verordneten Rentabilität den Druck 
auf die Belegschaften zu erhöhen. So 
bezahlen letztendlich die Beschäftigten 
und die Patienten mit ihrer Gesundheit 
dafür, dass Krankenhäuser sich rech¬ 
nen müssen. 

Weiterkämpfen 

Das Berliner Beispiel, der engagier¬ 
te Kampf der Belegschaft für bessere 
Arbeitsbedingungen machte schnell 
Schule. Vom Saarland bis nach Düssel¬ 
dorf, von der Universitätsklinik Gie¬ 
ßen-Marburg bis nach Bayern kämp¬ 
fen aktuell Krankenhausbelegschaften 
für eine bessere Ausstattung mit Per¬ 
sonal, vor allem aber um eine verbind¬ 
liche Regelung und tarifvertragliche 
Vereinbarung zur Personalbemessung, 
also darum, wie viel Personal bei einer 


bestimmten Anzahl von Patienten vor¬ 
handen sein muss. Um ein Bewusstsein 
für die Problematik zu schaffen und 
ihre Forderungen durchzusetzen rei¬ 
chen die Aktionen der Beschäftigten 
von Streikkonferenzen, auf denen die 
kollektiven Forderungen abgefragt 
werden, über Fotoaktionen und öf¬ 
fentliche Kundgebungen bis hin zu 
Warnstreiks und einzelnen Streikta¬ 
gen. Der Wille der Beschäftigten, sich 
zum Wohle der Patienten und zu ih¬ 
rem eigenen nicht für die Interessen 
der Klinikleitung kaputt zu schuften 
wird so an immer mehr Kliniken zum 
Gegenstand der betrieblichen Ausei¬ 
nandersetzung. 

aus POSITION 6/2017 

Gekürzte Fassung aus POSITION 
#6-17, dem Magazin der SDAJ. 

Zu beziehen im UZ-Shop unter 
www.uzshop.de 
Jahresabo für 10 Euro 


Landgrabbing in Ostdeutschland 

Ausverkauf führt zur Konzentration in der Landwirtschaft und Monokulturen 


Bodenspekulation und Landgrabbing 
stehen auch in Deutschland auf der Ta¬ 
gesordnung: In der ostdeutschen Land¬ 
wirtschaft hat es in den letzten 27 Jah¬ 
ren einen großen Ausverkauf gegeben. 
Inzwischen halten überregional aktive 
Investoren in einem Drittel von 853 un¬ 
tersuchten Agrarunternehmen die Ka¬ 
pitalmehrheit. Das zeigt eine Mitte No¬ 
vember vorigen Jahres veröffentlichte 
Studie des bundeseigenen Thünen-In- 
stituts. Weil die Betriebe immer mehr 
Fläche in Eigentum haben, kaufen die 
Investoren mit den Kapitalanteilen zu¬ 
gleich immer mehr landwirtschaftliche 
Flächen. 

Der Kauf von Agrarflächen muss 
zwar nach dem Grundstückverkehrs¬ 
gesetz behördlich genehmigt werden, 
jedoch sind die so genannten „Share 
Deals“ bislang nicht gesetzlich regu¬ 
liert. „Die Entwicklung führt dazu, 
dass das Grundstückverkehrsgesetz in 
Ostdeutschland faktisch zunehmend 
an Wirksamkeit verliert“, sagt Andreas 
Tietz, Wissenschaftler am Thünen-Ins- 
titut für Ländliche Räume und Autor 
der Studie. 

In der Studie wurden 853 Agrarun¬ 
ternehmen verschiedener Rechtsfor¬ 
men (GmbH, GmbH & Co. KG, Ge¬ 


nossenschaft, Aktiengesellschaft) in 
zehn ostdeutschen Landkreisen darauf¬ 
hin untersucht, wer die aktuellen Ka¬ 
pitaleigentümer sind und welche Ver¬ 
änderungen der Eigentümerstruktur in 
den letzten zehn Jahren stattgefunden 
haben. Überregional aktive Investo¬ 
ren, also Kapitaleigentümer, die nicht 
vor Ort wohnen, besitzen mittlerwei¬ 
le die Kapitalmehrheit bei 34 Prozent 
aller untersuchten Unternehmen. Und 
sie bewirtschaften ein Viertel der von 
juristischen Personen bewirtschafte¬ 
ten Landwirtschaftsfläche in den unter¬ 
suchten Gebeten. Jeweils die Hälfte der 
Fläche entfällt auf landwirtschaftliche 
Investoren (überwiegend Landwirte 
aus anderen Bundesländern) sowie auf 
nichtlandwirtschaftliche Investoren aus 
verschiedenen Wirtschaftsbereichen. 

Besonders in den letzten zehn Jah¬ 
ren kauften sich verstärkt überregi¬ 
onale Investoren in die ostdeutsche 
Landwirtschaft ein. In dieser Zeit ist 
der Studie zufolge in 157 Fällen die 
Kapitalmehrheit auf neue Eigentümer 
übergegangen. In 72 Prozent dieser Fäl¬ 
le sind die Käufer überregional aktive 
Investoren. Besonders in Mecklenburg- 
Vorpommern und Brandenburg kam es 
zum Ausverkauf. 


Diese Entwicklung bedeutet ein 
Sterben der landwirtschaftlichen Fami¬ 
lienunternehmen. Denn nur in 18 Über¬ 
nahmefällen seien die übernommenen 
Unternehmen schon vorher in Händen 
eines überregional aktiven Investors 
gewesen. In 139 Fällen waren die Vor¬ 
eigentümer ortsansässig und agierten 
meist als Mehrfamilienunternehmen. 
Die neuen Mehrheitseigentümer sind 
dagegen nur in 44 Fällen (28 Prozent) 
ortsansässig und agieren dann meistens 
als Einfamilienunternehmen. Dagegen 
sind 30 Prozent der neuen Eigentümer 
überregional aktive landwirtschaftsna¬ 
he Investoren und 42 Prozent andere 
Investoren. 

Gleichzeitig geht immer mehr 
landwirtschaftliche Fläche in das Ei¬ 
gentum der Investoren über. Lag der 
Eigentumsanteil im Jahr 1999 laut sta¬ 
tistischer Angaben noch bei fünf Pro¬ 
zent, ist er bis 2016 auf 25 Prozent ange¬ 
wachsen. Dem Bericht zufolge wurden 
pro Jahr in den untersuchten Regionen 
Unternehmen mit einem Flächenum¬ 
fang zwischen 5 300 und 23 100 Hektar 
von neuen Eigentümern übernommen. 

Seit Jahren schon ist diese Entwick¬ 
lung Gegenstand der Diskussion. Einer¬ 
seits weil mit den Großinvestoren vor 


allem Monokulturen auf den Feldern 
Einzug halten. Umweltschützer warnen 
vor einer Verödung der Böden. Ande¬ 
rerseits ist die Förderpolitik der Bun¬ 
desregierung Gegenstand der Kritik. 
Denn diese spült vor allem den land¬ 
wirtschaftlichen Konzernen Millionen 
in die Kassen. So hieß es beispielsweise 
bereits 2012 in einem Bericht des Bun¬ 
des Umwelt und Naturschutz Deutsch¬ 
land (BUND): „44 Prozent der Bau¬ 
ern in Deutschland bekommen nicht 
einmal 5 000 Euro pro Jahr. Die größ¬ 
ten Agrargüter in Deutschland erhal¬ 
ten dagegen ein Drittel der gesamten 
Direktzahlungen, obwohl sie lediglich 
zwei Prozent der Betriebe ausmachen.“ 
So erhielt der börsennotierte Konzern 
KTG-Agrar rund neun Millionen Euro. 

Deshalb fordert jetzt der Bauern¬ 
bund Brandenburg, der vornehmlich 
kleine landwirtschaftliche Betriebe ver¬ 
tritt, künftig dürfe es Fördermittel „nur 
noch bis zu einer betrieblichen Ober¬ 
grenze geben und nur noch für Betrie¬ 
be, die sich im Eigentum von ortsansäs¬ 
sigen Landwirten befinden, die nicht an 
weiteren Betrieben beteiligt sind“. Ein 
Paradigmenwechsel in der bundesdeut¬ 
schen Landwirtschaftspolitik ist indes¬ 
sen nicht zu erkennen. Bernd Müller 
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Warnstreikauftakt am 4. Januar bei Porsche: Rund 2 500 Arbeiter sind kampfbereit 


Metallarbeiter sind 
keine Bittsteller 

Massive Warnstreiks unterstützen Forderungen in der Tarifrunde 


In vielen Bundesländern hat die IG Metall in den vergangenen Tagen zu 
Warnstreiks aufgerufen, um im Tarifkonflikt der Metall- und Elektroin¬ 
dustrie ihren Forderungen mehr Druck zu verleihen. In Niedersachsen, 
Sachsen und Baden-Württemberg fanden zahlreiche Aktionen statt. Auch 
in NRW wurden die Streiks deutlich ausgeweitet, zum 9. Januar rief die 
IG Metall in 143 Betrieben zu Warnstreiks und betrieblichen Aktionen 
auf. Die UZ sprach mit Ralf Goller über die Tarifrunde. 


UZ: Welche Entgelterhöhung fordert 
die IG Metall für die Beschäftigten in 
der Metall- und Elektroindustrie und 
wie begründet sie diese Forderung? 

Ralf Goller: Wir fordern 6 Prozent 
mehr Entgelt und halten diese Erhö¬ 
hung auch für angemessen, angesichts 
der sehr guten wirtschaftlichen Rah¬ 
menbedingungen in der Metall- und 
Elektroindustrie. Alle Prognosen der 
führenden Wirtschaftsinstitute sagen 
auch für 2018 Wachstum voraus. Unse¬ 
re Forderung setzt sich aus drei Kom¬ 
ponenten zusammen: Der Zielinflati- 
onsrate der Europäischen Zentralbank 
von 2 Prozent, einer Produktivitätsstei¬ 
gerung von 1 bis 1,5 Prozent und einer 
Umverteilungskomponente von 2,5 bis 
3,0 Prozent. Das ist gerecht und betei¬ 
ligt die Beschäftigten am Erfolg der 
Unternehmen. 

UZ: Die „Arbeitgeber “ bieten 2 Prozent 
an. Wie kommt das bei den Kolleginnen 
und Kollegen an? 

Ralf Goller: Zunächst einmal hört 
sich ein Angebot von 2 Prozent in der 
zweiten Verhandlungsrunde positiv 
an. Aber beim zweiten Hinschauen 
wird einem doch bewusst, dass das 
eine Mogelpackung ist. Den Arbeitge¬ 
bern gehen die Argumente angesichts 
der positiven Rahmenbedingungen 
aus und das ist den Kolleginnen und 
den Kollegen in den Betrieben durch¬ 
aus bewusst. Sie haben in den letzten 
Jahren enorm viel geleistet und zum 
Erfolg beigetragen und möchten dies 
nun auch in Geld gewürdigt wissen. 
Daher reagieren die Belegschaften 
mit einem müden Lächeln auf das 
erste Angebot und wissen: Da muss 
mehr kommen. 

UZ: In der Tarifrunde geht es ja nicht 
nur um Geld. Die IG Metall will einen 
individuellen Anspruch auf Reduzie¬ 
rung der wöchentlichen Arbeitszeit auf 
bis zu 28 Stunden für einen Zeitraum 
von bis zu 24 Monaten durchsetzen. Wel¬ 
chen Stellenwert hat diese Forderung bei 
den Kolleginnen und Kollegen? 


Ralf Goller: Die aufgestellten Forde¬ 
rungen sind ja nicht aus dem Hut ge¬ 
zaubert worden, sondern das Resul¬ 
tat einer Befragung der Beschäftigten, 
an der sich über 680 000 Kolleginnen 
und Kollegen in den Betrieben betei¬ 
ligt haben. Natürlich bedurfte es ei¬ 
niger Überzeugungsarbeit und inten¬ 
siver Diskussionen um zu erläutern, 
um was es bei dieser Forderung geht. 
Aber je mehr man ins Gespräch kam, 
umso deutlicher wurde, dass die Be¬ 
schäftigten verstehen, um was es geht 
und unsere Forderung unterstützen. 
Sie sind in den letzten Jahren hoch- 



Porträt: Ralf Goller ist Sekretär der IG 
Metall in Gelsenkirchen und dort u.a. 
verantwortlich für Tarifpolitik. 


flexibel gewesen und haben den Un¬ 
ternehmen damit zum Erfolg verhol- 
fen. Nun fordern sie zu Recht ein, dass 
auch ihren Bedürfnissen Beachtung 
geschenkt wird und sie nicht im Fal¬ 
le eines Falles zum Bittsteller werden 
müssen. 

UZ : Auf diese Forderung reagierte Rai¬ 
ner Dulger, Präsident des Arbeitgeber¬ 
verbandes Gesamtmetall, prompt mit der 
Provokation: „Mehr Geld für Nichtstun 
wird es mit uns nicht geben.“ Und nicht 
nur das, sondern die Ausweitung der Wo¬ 
chenarbeitszeit scheint ja auch das das 
Ziel der Arbeitgeber zu sein. Was stellt 
die IG Metall dem entgegen? 

Ralf Goller: Mit solchen Aussagen gießt 
Herr Dulger nur Öl ins Feuer und facht 


die Diskussion und unsere Entschlos¬ 
senheit an. Wer sich hinstellt und sagt, 
dass jemand, der diese Zeit in Anspruch 
nimmt, um Kinder oder Eltern zu pfle¬ 
gen, nichts tut, hat nicht verstanden, um 
was es geht. Wir alle, und dazu gehören 
im Übrigen natürlich auch die Arbeit¬ 
geber, haben die gesellschaftliche Ver¬ 
antwortung, uns um unsere pflegebe¬ 
dürftigen Angehörigen zu kümmern. 
In welcher Form auch immer. Sei es 
in Form von Zeit oder Geld. Das ist ja 
kein bezahlter Urlaub, um in der Son¬ 
ne zu hegen. Und auch bei den beson¬ 
ders Belasteten in den Betrieben, wozu 
in besonderer Form die Schichtarbeiter 
gehören, geht es doch nicht darum, fürs 
Nichtstun Geld zu bekommen, sondern 
diejenigen etwas zu unterstützen, die 
jahrelang die Knochen hingehalten ha¬ 
ben und jetzt mal durchschnaufen wol¬ 
len oder müssen. Mit billiger Polemik 
kommt man hier nicht weit. 

Und was die Ausweitung der Ar¬ 
beitszeiten anbetrifft, so arbeiten die 
Verbände ja schon seit geraumer Zeit 
daran, die Gesetze zu ihren Gunsten 
zu verändern. Dass sie jetzt die Chan¬ 
ce wittern, durch die unumgängliche 
Kündigung des Manteltarifvertrags die 
40-Stunden-Woche wieder einzufüh¬ 
ren, halte ich für sehr gefährlich und 
dies kann rasch zu einer Eskalation in 
der Tarifauseinandersetzung führen. Da 
reagieren die Kolleginnen und Kollegen 
sehr empfindlich. Das erhöht nur unse¬ 
re Kampfbereitschaft und kann nicht im 
Sinne der Betriebe sein, deren Auftrags¬ 
bücher voll sind. 

UZ: Wie geht es jetzt weiter? 

Ralf Goller: Die erste Warnstreikwel¬ 
le, die am 8. Januar flächendeckend 
begonnen hat, ist nur der Beginn der 
Tarifauseinandersetzung. Für die dritte 
und vierte Januarwoche ist eine zwei¬ 
te Warnstreikwelle in Vorbereitung, 
um die Arbeitgeber zum Einlenken zu 
bewegen. Sollte auch das noch nichts 
bringen, planen wir für Anfang Febru¬ 
ar zum ersten Mal sogenannte Ganzta¬ 
gesstreiks. Ausgewählte Betriebe wer¬ 
den dann für 24 Stunden komplett be¬ 
streikt. 

Als letztes Mittel bleiben dann 
noch unbefristete Streiks für die Zeit 
nach Karneval. Wir sind bereit und gut 
vorbereitet und werden die passenden 
Antworten auf die Forderungen oder 
Provokationen der Arbeitgeber geben. 

Das Gespräch führte Werner Sarbok 


Unbequeme Gegnerin 

Universitätsklinikum will Personalrätin entlassen 


Die Leitung des Universitätsklinikum 
des Saarlandes (UKS) hat Charlotte Ma- 
theis, Personalratsmitglied und „Aktivis¬ 
tin für Entlastung und mehr Personal“ 
wegen ihrer Personalratstätigkeit fristlos 
gekündigt. Anlass ist offensichtlich ihre 
Personalratstätigkeit. Charlotte Matheis 
hielt diese für erforderlich, die Arbeitge¬ 
berseite des UKS nicht. 

Matheis wurde auf der Liste der Ge¬ 
werkschaft ver.di in den Personalrat ge¬ 
wählt. Sie ist Mitglied der ver.di-Bundes- 
tarifkommission und Mitglied der Tarif¬ 
kommission Entlastung am UKS. Sie hat 
beim großen Streik 2006 eine wichtige 
Rolle gespielt und vertritt den Personal¬ 
rat in der sogenannten „Einigungsstelle 
Arbeitszeiten.“ Das lässt vermuten, dass 
die Geschäftsleitung mit dieser Kündi¬ 
gung eine unbequeme Gewerkschafterin 
loswerden möchte. 

Der Personalrat hat folgerichtig in 
einer Sondersitzung am 29. Dezember 
2017 die Zustimmung zur Kündigung ab¬ 
gelehnt. Im Vorfeld hatten sich der ver. 
di-Landesleiter Michael Blug, Bezirks¬ 
geschäftsführer Thomas Müller und der 
zuständige Gewerkschaftssekretär Mi¬ 
chael Quetting in persönlichen Schrei¬ 
ben an die Personalratsmitglieder ge¬ 
wandt und deutlich gemacht, dass ver. 
di diese Kündigung als Angriff auf die 
gesamte saarländische Arbeitnehmer¬ 
schaft verstehe. 

Bundesweit entwickelt sich eine 
Solidaritätswelle. So solidarisierte sich 
beispielsweise die Belegschaft Knapp¬ 
schaftskrankenhaus Lütgendortmund 
mit Charlotte Matheis. In einem Schrei¬ 
ben des Sprechers der Vertrauensleute, 
Dave Varghese, an den kaufmännischen 
Direktor des Klinikums Ulrich Kerle, 


heißt es u. a: „...darf ich Ihnen mittei- 
len, dass sich heute sowohl die Früh-, als 
auch die Spätschicht unseres Kranken¬ 
hauses geschlossen mit der von einer 
Kündigung bedrohten Kollegin Matheis 
solidarisierten. Die Erklärung, die als 
Bild anhängt, unterschrieben 85 Kolle¬ 
ginnen und Kollegen. Wir konnten eine 
regelrechte Empörung feststellen und 
verstehen es sehr gut, dass ein solches 
arbeitgeberseitiges Vorgehen eine er¬ 
hebliche Aufmerksamkeit bei Pflege¬ 
kräften und auch Patientinnen erreicht. 
In diesem Sinne fordern wir Sie nach¬ 
drücklich auf, von einer Kündigung der 
Kollegin Matheis abzusehen.“ 

Im Namen des Kreis Vorstandes der 
DKP Neunkirchen protestiert Rainer 
Dörrenbecher in einem Schreiben an 
die Geschäftsleitung des UKS gegen 
die Kündigung der Kollegin Matheis 
und stellt darin fest: „Diese Kündigung 
hat keine arbeitsrechtlichen Ursachen, 
sie ist eine antigewerkschaftliche Ord¬ 
nungsmaßnahme. Sie wollen eine akti¬ 
ve Personalrätin und Gewerkschafterin 
Jos werden’. Sie wollen Druck ausüben 
auf den Personalrat, auf die betriebliche 
Gewerkschaftsgruppe von ver.di, auf die 
Beschäftigten der UKS. Sie wollen wohl 
in ,Ihrer’ Klinik wieder Ruhe herstel- 
len und eine Belegschaft disziplinieren, 
die nicht mehr bereit ist, die Zustände 
hinzunehmen und klug und wirkungs¬ 
voll Widerstand leistet. Die Maßnahme 
wurde ergriffen, nachdem die Verhand¬ 
lungen zwischen Klinikleitung und ver. 
di festgefahren waren. Sie versuchen den 
gewerkschaftlichen und betrieblichen 
Kampf um einen Entlastungstarifvertrag 
durch arbeitsrechtliche Maßnahmen zu 
schwächen.“ WSK 


Kollegen müssen bluten 

Nach Alno-Übernahme: Weniger Lohn und kein Tarif 


Der Küchenhersteller Aino hat seit sei¬ 
nem Börsengang 1995 fast durchgängig 
Verluste gemacht und sich durch einen 
Standortsicherungsvertrag und ständig 
weitere Zugeständnisse der Belegschaft 
lange vor der immer wieder neu drohen¬ 
den Pleite gerettet. Durch den bundes¬ 
deutschen Blätterwald hallte dann der 
Nachruf. Auch die UZ, die das lange 
Sterben von Aino kritisch begleitet hat¬ 
te, schrieb vom Aus. 

Kurz bevor das staatliche Insolvenz¬ 
geld voll auf gebraucht war und das Un¬ 
ternehmen die Löhne wieder selber hät¬ 
te bezahlen müssen, kam in höchster 
Not Hilfe in Form eines Massekredits 
in Höhe von sechs Millionen Euro. Hin¬ 
ter dem Kreditgeber steckt die britische 
Investmentgesellschaft Riverrock, an 
der auch der bekannte Münchner Un¬ 
ternehmensberater Roland Berger und 
der ägyptische Milliardär Naguib Sawi- 
ris beteiligt sind. So schien Aino plötz¬ 
lich noch einmal gerettet. Mit dem Geld 
konnten die Gehälter noch einige Zeit 
weiter bezahlt und die Pleite ein weiteres 
Mal hinausgeschoben werden. Aino hegt 
(schein-)tot am Boden, aber Riverrock 
und mit ihm große Teile der Belegschaft 
und die Region um den Standort Pfullen- 
dorf herum glauben an die Auferstehung. 

Läuft alles nach Plan, gehen die Ma¬ 
schinen, Grundstücke sowie die Marken¬ 
rechte für 20 Mio. Euro an Riverrock. Die 
restlichen Vermögensgegenstände wer¬ 
den vollends abgewickelt, sprich meist¬ 
bietend verscherbelt. Der Kaufvertrag ist 
bereits unterschrieben, es müssen aber 
noch „einige zentrale Bedingungen“ er¬ 
füllt werden. Dazu zählt unter anderem 
die Zustimmung des Gläubigerausschus¬ 
ses und die Zusage der Bundesagentur 
für Arbeit, für eine Übergangsphase von 
sechs Monaten mit Kurzarbeitergeld die 
Beschäftigten über Wasser zu halten. 

Hinzu kommt eine Transfergesell¬ 
schaft, in die alle Mitarbeiter wechseln 
sollen, die nicht von der Neuen Aino 
übernommen werden. Gravierender sind 
die weiteren Forderungen des möglichen 
Käufers: Sofortiger Ausstieg aus der Ta¬ 
rifbindung und so weder Anspruch auf 
Tariflohn und tarifliche Lohnsteigerun¬ 


gen noch auf Urlaubs- oder Weihnachts¬ 
geld, 15 Prozent weniger Gehalt sowie 
Ausweitung der wöchentlichen Arbeits¬ 
zeit von 35 auf 40 Wochenstunden. Das 
bedeutet ein zusätzliches Minus von 15 
Prozent bei Lohn- und Gehalt. Die IG 
Metall hat errechnet, dass ein Mitarbei¬ 
ter, der bisher bei einer 35-Stunden-Wo¬ 
che 2800 Euro verdiente, dann - trotz 
fünf Arbeitsstunden Mehrarbeit pro Wo¬ 
che - auf weniger als 2400 Euro käme. 

Die Mehrheit der Beschäftigten hat 
dem Übergang in die Neue Aino GmbH 
zugestimmt. Sie hatten nur bis zum 
29. Dezember 2017 Zeit dazu. Von Re¬ 
portern gefragt, was IG Metall und Be¬ 
triebsrat zu diesem unerhörten Forde¬ 
rungspaket sagen, antwortete die bishe¬ 
rige Alno-Betriebsratsvorsitzende: „Es 
gab keine Gespräche mit der IG Metall. 
Eine Bedingung von Riverrock war eben 
diese Tarifungebundenheit und die neu¬ 
en Arbeitsverträge, damit es überhaupt 
weitergehen kann. Da schlagen immer 
zwei Herzen in einer Brust. Sollen wir 
nein sagen, weil es mehr Arbeit und we¬ 
niger Geld geben wird? Soll man nein 
sagen dazu, 410 Menschen wieder in Brot 
und Arbeit zu stellen? Wir bekommen 
eine Chance, wieder zu leben. Wenn das 
die Bedingungen sind, werde ich als Be¬ 
triebsrat ja sagen.“ 

So bleibt, wer bis jetzt noch keine Al¬ 
ternative hat, diesem Riverrock-Diktat 
ausgeliefert oder landet in der noch zu 
gründenden Transfergesellschaft, in die 
alle Mitarbeiter wechseln sollen, die 
nicht von der Neuen Aino übernom¬ 
men werden. Sind alle Punkte des Dik¬ 
tats erfüllt, wird die - noch zu gründende 
„Neue Aino GmbH“ - die Produktion 
und den Geschäftsbetrieb mit einer auf 
410 (von zuletzt rund 570 Beschäftigten) 
geschrumpften Belegschaft wieder auf¬ 
nehmen. So oder so: Für die Beschäftig¬ 
ten der Alno-Tochter Wellmann bleibt es 
beim endgültigen Aus. Die auf das Bil¬ 
ligsegment spezialisierte Alno-Tochter 
Pino aus Coswig (Sachsen-Anhalt) war 
schon Anfang Oktober an eine Investo¬ 
rengruppe um Marktführer Nobilia aus 
Ostwestfalen verkauft worden. 

Manfred Dietenberger 
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Eine „bürgerlich-konservative“ Wende 

Die CSU verschärft ihren reaktionären Kurs 



Alexander Dobrindt (CSU) versucht sich als Brandbeschleuniger 


A m Sonntag begannen in der 
SPD-Zentrale in Berlin die Son¬ 
dierungsgespräche. Zuvor war 
Bundeskanzlerin Merkel zuversichtlich: 
„Ich glaube, es kann gelingen.“ Martin 
Schulz erklärte, die SPD werde „ergeb¬ 
nisoffen“ sondieren. Doch man ziehe 
keine rote Linien. Allerdings wolle sei¬ 
ne Partei möglichst viel „rote Politik“ 
in Deutschland durchsetzen. CSU-Chef 
Horst Seehofer betonte zwar den Eini¬ 
gungswillen, erklärte jedoch auch: „Wir 
wollen unser Profil nicht verwischen.“ 
Was das bedeutet, wurde auf der 
Klausurtagung der CSU-Landesgrup- 
pe, die in der vorigen Woche im Kloster 
Seeon stattfand, erneut klar. Nicht nur, 
weil der rechtskonservative ungarische 
Ministerpräsident Victor Orbän wie 
im vergangenen Jahr Gast war und die 
CSU „inspirierte“. Die CSU verschärft 
ihren reaktionären Kurs. Das wird auch 
im Essay „Mehr Bürgerlichkeit wagen - 
Plädoyer für eine bürgerlich-konserva¬ 
tive Wende“ von Alexander Dobrindt, 
dem neuen CSU-Landesgruppenchef, 
deutlich. Das Essay erschien in der 
Zeitung „Die Welt“ am 4. Januar als 
Gastbeitrag. Dobrindt rief im Kloster 
Seeon dann die Klausur zum „Gipfel¬ 
treffen der bürgerlich-konservativen 
Politik“ aus. „Deutschland ist keine 
linke Republik“, so Dobrindt zu Be¬ 
ginn der Tagung. In seinem Essay heißt 
es dazu: „Linke Aktivisten“ wurden seit 
1968 zu „Meinungsverkündern, selbst 
ernannten Volkserziehern und lautstar¬ 
ken Sprachrohren einer linken Minder¬ 
heit“. Aus der angeblichen linken He¬ 
gemonie leitet er ab, dass es nun einer 
„bürgerlich-konservativen Wende“ be¬ 
dürfe: „Fünfzig Jahre nach 1968 wird es 
Zeit für eine bürgerlich-konservative 
Wende in Deutschland. Linke Ideolo¬ 
gien, sozialdemokratischer Etatismus 
und grüner Verbotismus hatten ihre 
Zeit. ... Auf die linke Revolution der 
Eliten folgt eine konservative Revolu¬ 
tion der Bürger. Wir unterstützen die¬ 
se Revolution und sind ihre Stimme 
in der Politik.“ Und er zieht das Fazit: 
„Das 21. Jahrhundert muss zeigen, dass 
die linken und rechten Ideologien des 
20. Jahrhunderts überwunden sind. Die 
geistige Verlängerung des Sozialismus 
über die Ideen von 1968 sollte zu Ende 
gehen. Wir wollen 1968 hinter uns las¬ 
sen. Wir brauchen den Aufbruch einer 


neuen Bürgerlichkeit, die sich ihrer 
Werte und Freiheit bewusst ist.“ Der 
Widerspruch aus den eigenen Reihen 
war zaghaft. Doch selbst bürgerliche 
Medien verwiesen danach im Zusam¬ 
menhang mit der geforderten „kon¬ 
servativen Revolution“ auf historische 
Vorbilder, auf Wegbereiter des Faschis¬ 
mus und die „Neue Rechte“. 

Die auf der Klausurtagung be¬ 
schlossenen sechs Positionspapiere ste¬ 
hen nicht im Widerspruch zu D obrindts 
Linie. Vieles ist nicht neu, stand schon 
im „Bayernplan“ für den Bundestags¬ 
wahlkampf oder in früheren Dokumen¬ 
ten. Natürlich fordert man zum Beispiel 
jetzt im Positionspapier „Für einen star¬ 
ken Rechtsstaat in ganz Deutschland“ 
wieder „einen starken Staat nach in¬ 
nen und nach außen“, die „Sicherung 
der Grenzen“ gegen „ungebremsten 
Zuzug“, den Einsatz der Bundeswehr 
bei „Terrorlagen“ im Inneren. Doch die 
Flüchtlingspolitik soll noch verschärft 
werden: So will die CSU unter anderem 
Sozialleistungen für Flüchtlinge weiter 
kürzen, das Alter junger Flüchtlinge 
„durch geeignete Untersuchungen“ 
feststellen lassen, noch schneller ab¬ 
schieben. Auch auf europäischer Ebene 
fordert man ein härteres Vorgehen. „Es 
ist nicht akzeptabel, dass Deutschland 
mehr Flüchtlinge aufnimmt als alle an¬ 
deren 27 EU-Staaten zusammen“, heißt 
es zudem. Asylverfahren sollten an den 
EU-Außengrenzen erfolgen, abgelehn¬ 
te Asylbewerber direkt von dort abge¬ 
schoben werden. Die CSU fordert ein 
Fachkräfte-Zuwanderungsgesetz ( siehe 
UZ vom 5. Januar). 

Und klargestellt wird auch hier: Der 
Feind steht links. So heißt es unter ande¬ 
rem: „Wir gehen mit maximaler Härte 
gegen jede Form von Extremismus vor. 
Extremistische Auswüchse - egal ob 
von rechts, links oder islamistisch - wol¬ 
len wir bereits im Keim ersticken. Den 
Missbrauch der Demonstrationsfreiheit 
für Gewaltexzesse wollen wir unterbin¬ 
den.“ Gefordert wird die Schließung an¬ 
geblicher Keimzellen der Kriminalität 
wie die Rote Flora, eine europäische 
Extremistendatei auch für „Linksradi¬ 
kale“, die Verschärfung des Demonstra¬ 
tionsrechts, das bundesweite Verbot von 
Vermummung und ein Versammlungs¬ 
recht nach bayerischem Vorbild. Der 
Tatbestand des Landfriedensbruchs soll 


verschärft werden, um - wie jetzt schon 
bei den Prozessen gegen G20-Gegner 
Realität - sogenannte Mitläufer bestra¬ 
fen zu können. Gefordert wird zudem 
eine Offensive und mehr Geld für Pro¬ 
jekte gegen „Linksextremismus“. 

Ob die CSU mit diesen und ande¬ 
ren Forderungen - und entsprechen¬ 
den Maßnahmen - wie beabsichtigt 
ihre rechte Flanke schließen kann, um 
bei den Landtags wählen in Bayern im 
Herbst damit AfD-Wählerinnen und 
-Wähler zurückzuholen, ist noch unge¬ 
wiss. 


Die SPD-Führung weiß, worauf sie 
sich bei den Sondierungsgesprächen 
einlässt, auch in anderen Fragen. Und 
sie weiß, dass die Forderung nach ei¬ 
ner „bürgerlich-konservativen Wende“ 
auch in Teilen der CDU-Mitgliedschaft 
durchaus auf Zustimmung stößt. Und 
trotzdem will sie auch mit der CSU 
weiter „ergebnisoffen“ sondieren. Wie 
„politisch“ heruntergekommen muss 
man sein, überhaupt mit solchen „Part¬ 
nern“ über eine mögliche Koalition zu 
reden? Die politische Verantwortung 
(nicht eine staatspolitische, was immer 


das sein soll) müsste sein, solche Vor¬ 
stellungen der CSU und von Teilen der 
CDU konsequent abzulehnen. Zu be¬ 
fürchten ist ein schlimmer Kuhhandel, 
der den Rechtsruck bürgerlicher Politik 
nicht aufhält, sondern mit Unterschrift 
besiegelt. Für die Aufnahme von Koali¬ 
tionsverhandlungen braucht sie jedoch 
noch die Zustimmung des SPD-Sonder- 
parteitags, der wegen der CSU-Klausur 
sowie des späteren Beginns der Sondie¬ 
rungen verschoben wurde und nun am 
21. Januar stattfinden soll. Nina Hager 
Kommentar Seite 9 


Instrumentalisierter Antisemitismus 

Wie eine „Arbeitsdefinition“ die Gesellschaft spaltet und Kritik strafbar macht 


Eine Gefahr geht um in Deutschland 
und Europa: der Antisemitismus. Er 
trägt gegenwärtig zwei Gesichter: so¬ 
wohl die alte Fratze des Vorurteils als 
auch eine neue Grimasse, die des An¬ 
tisemitismusvorwurfs. Beim Vorurteil 
handelt es sich um ein klischeehaftes 
Denkmuster, das in seiner Kernbedeu¬ 
tung alle möglichen Formen von Feind¬ 
schaft gegen Juden als religiöse und/ 
oder soziale Minderheit zum Inhalt hat. 
Tiefstpunkt der auf antisemitischen Vor¬ 
urteilen fußenden Politik war der rassis¬ 
tische KZ- und Tötungsmaschinen-An¬ 
tisemitismus in Nazi-Deutschland. 

Im Unterschied zum antisemitischen 
Vorurteil richtet sich der Antisemitis¬ 
musvorwurf nicht gegen „die Juden“ 
allgemein, durchaus aber gegen ein¬ 
zelne Juden, die deshalb als antisemi¬ 
tisch angeprangert werden, weil sie der 
israelischen Politik kritisch gegenüber 
stehen. Dabei berufen sich die Brand¬ 
marker auf die Antisemitismus -„Ar¬ 
beitsdefinition“ der IHRA (Internatio¬ 
nal Holocaust Remembrance Alliance/ 
Internationales Bündnis zum Holo¬ 
caustgedenken). Die Gültigkeit dieser 
Begriffsbestimmung wurde am 20. Sep¬ 
tember 2017 vom deutschen Bundeska¬ 
binett beschlossen. 

Die Begriffserklärung der IHRA 
soll in Zukunft der Polizei und den Ge¬ 
richten Orientierung geben. Sie lau¬ 
tet: „Antisemitismus ist eine bestimm¬ 
te Wahrnehmung von Juden, die sich 


als Hass gegenüber Juden ausdrücken 
kann. Der Antisemitismus richtet sich 
in Wort oder Tat gegen jüdische oder 
nichtjüdische Einzelpersonen und/oder 
deren Eigentum sowie gegen jüdische 
Gemeindeinstitutionen oder religiöse 
Einrichtungen.“ In erweiterter Form 
umfasst die Definition einen dritten 
Satz, der wie folgt lautet: „Darüber hin¬ 
aus kann auch der Staat Israel, der dabei 
als jüdisches Kollektiv verstanden wird, 
Ziel solcher Angriffe sein.“ 

Dem Beschluss der Bundesregie¬ 
rung ist keine demokratische Debat¬ 
te vorausgegangen. Vielmehr wurden 
Prüfsteine für die strafrechtliche Ver¬ 
folgung beider Erscheinungsformen des 
Antisemitismus - des Vorurteils und des 
Vorwurfs - durch die Hintertür eines 
Kabinettsentscheids beschlossen. Der 
Beschluss liefert eine weitere Handha¬ 
be, um die im Grundgesetz verbürgte 
Meinungsfreiheit einzuschränken. Die 
IHRA-Definition dient zur Rechtfer¬ 
tigung, wenn versucht wird, kritische 
Meinungsäußerungen oder Parteinah¬ 
men dadurch zu unterbinden, dass ih¬ 
ren Vertretern der Zugang zu öffentli¬ 
chen oder öffentlich geförderten Räu¬ 
men verwehrt wird ( vgl Johannes Feest: 
Israelkritik und Antisemitismusvorwurf. 
Veranstaltungsverbote als Problem der 
Meinungsfreiheit; in: Vorgänge 4/2017). 

In der Bundesrepublik häufen sich 
auf der Grundlage der IHRA-Definiti¬ 
on die Forderungen nach einem Anti¬ 


semitismusbeauftragten und nach der 
Verschärfung der Strafgesetze. Eine 
Studie - sie wird in Heft 2_2018 der 
Marxistischen Blätter veröffentlicht 
werden - kommt zu dem Schluss, dass 
die „Arbeitsdefinition“ der IHRA Män¬ 
gel aufweist. Ihr zufolge speise sich der 
Antisemitismus aus sinnlicher Wahr¬ 
nehmung. Eine solche Erklärung sei 
strukturell selbst antisemitisch. Weder 
benenne sie die Träger, Vermittler und 
handelnden Akteure des Antisemitis¬ 
mus, noch erwähne sie die gesellschaft¬ 
lichen Entstehungszusammenhänge. 
Wörtlich heißt es in der Studie: „Der 
Antisemitismus wird feindbildartig zu 
etwas Schrecklichem (v)erklärt, aber 
weder werden seine besonderen Er¬ 
scheinungsformen auseinander gehal¬ 
ten, noch wird die Frage nach seinen 
Wurzeln und seiner Ausbreitung ge¬ 
stellt, um sodann auf dieser Grundlage 
pädagogisch aufzuklären und vorzubeu¬ 
gen.“ 

Der Adressatenkreis antisemitischer 
Gegnerschaft werde durch die IHRA- 
Definition nicht eingegrenzt, sondern 
ausgeweitet. In irreführender Wei¬ 
se gelte auch der Staat Israel als Ziel¬ 
scheibe und Opfer des Antisemitismus. 
Während das antisemitische Vorurteil 
rassistischer Prägung sowohl jüdische 
Individuen als auch die gesellschaftli¬ 
che Minderheit der „Juden“ betraf und 
betrifft, werde mit Hilfe der IHRA- 
Definition die Regierung der jüdischen 


Mehrheitsgesellschaft Israels in Schutz 
genommen, jeder Kritik enthoben und 
zum Tabu erklärt. 

Die Studie kommt u.a. zu dem Er¬ 
gebnis: „Damit wird der ... erweiterte 
Antisemitismusbegriff zu einem Instru¬ 
ment der Beeinflussung und Lenkung 
der öffentlichen Meinung im Interesse 
derjenigen, denen an der Immunität is¬ 
raelischer Regierungs-, Militär- und Be¬ 
satzungspolitik gelegen ist. Das betrifft 
sowohl den israelischen Staat und seine 
gegenwärtige Regierung als auch all die¬ 
jenigen Staaten, welche der israelischen 
Regierungspolitik nichts entgegen set¬ 
zen und sie vielmehr durch Waffenlie¬ 
ferungen militärisch unterstützen, wie 
etwa die Bundesrepublik Deutschland.“ 

Der erweiterte Antisemitismusbe¬ 
griff diene nicht zuletzt der Entstellung 
und Brandmarkung linker Kritik. In 
den Hintergrund gerate die entschie¬ 
dene Verurteilung sowohl des rassisti¬ 
schen Gebrauchs kollektiver antisemi¬ 
tischer Vorurteile zur Rechtfertigung 
der Zwangsarbeitslager und der Ver¬ 
nichtungsindustrie der NS-Diktatur als 
auch der Wiederkehr faschistischer Re¬ 
gierungsmehrheiten in Europa. „Der 
auf dem erweiterten Begriffs Verständ¬ 
nis fußende Antisemitismusvorwurf 
vernebelt - wie auch schon der klassi¬ 
sche Rasse-Antisemitismus - die Wi¬ 
dersprüche der kapitalistischen Wirt¬ 
schafts- und Gesellschaftsordnung, wie 
sie im gegenwärtigen Stadium des glo¬ 


balen Imperialismus besonders krisen¬ 
haft hervortreten.“ 

Beide Formen des Antisemitis¬ 
mus - der rassistische, welcher „die 
Juden“ irrational angreift, ebenso wie 
der erweiterte, welcher zum Zweck 
der Verdrängung, Vorverurteilung und 
Rechtfertigung militärischer Kumpa¬ 
nei angewendet wird - seien der ge¬ 
sellschaftlichen Spaltung dienlich. Der 
rassistische Antisemitismus habe die 
Gesellschaft in eine jüdische Minder¬ 
heit und eine nicht-jüdische („arisch¬ 
reinrassige“) Mehrheit gespalten. Der 
erweiterte Begriff des Antisemitismus 
spalte die Gesellschaft ebenfalls: in die 
Minderheit derjenigen, die sich der 
„Staatsräson“ einer Unantastbarkeit 
israelischer Politik nicht beugen und 
die große Mehrheit jener Deutschen, 
welche sich im kollektiven Unterbe¬ 
wusstsein als „Israelfreunde“ Versöh¬ 
nung und Entlastung versprechen von 
den nach der Besiegung Nazi-Deutsch¬ 
lands verdrängten und nicht betrauerten 
Schuldgefühlen. „Reflexartig, wie durch 
einen äußeren Reiz bedingt, entledigen 
sie sich damit der bis heute lastenden 
schweren Schuld der industriell durch¬ 
geführten Abschlachtung der europäi¬ 
schen Juden und der Verantwortung ge¬ 
genüber deren (israelischen) Nachkom¬ 
men sowie gegenüber den von diesen 
entrechteten, vertriebenen und getöte¬ 
ten Bewohnern Palästinas.“ 

Rudolph Bauer 
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Grundrecht für Oury Jalloh 



ln Dessau demonstrierten 5 000 gegen Mord und Vertuschung 


... von deutschen Polizisten ermordet - vom Staat vertuscht“ heißt auf dem Transparent weiter 


D ie Würde des Menschen ist un¬ 
antastbar. Sie zu achten und zu 
schützen ist Verpflichtung aller 
staatlichen Gewalt.“ Oder: „Jeder hat 
das Recht auf Leben und körperliche 
Unversehrtheit. Die Freiheit der Per¬ 
son ist unverletzlich. In diese Rechte 
darf nur auf Grund eines Gesetzes ein¬ 
gegriffen werden.“ Zugegeben: Als Pa¬ 
rolen für Sprechchöre eines Demons¬ 
trationszuges wirken Artikel 1 und 2 des 
Grundgesetzes etwas sperrig - ihr Inhalt 
aber trifft, was bis zu 5 000 Menschen 
am vergangenen Sonntag auf einer De¬ 
monstration in Dessau forderten. 

Im christlichen Abendland glaubt 
man an unbefleckte Empfängnis und 
dass Jesus über Wasser gehen konnte - 
und dass der 37-jährige Asylbewerber 


Oury Jalloh aus Sierra Leone in einer 
Dessauer Polizeizelle bewusstlos mit ei¬ 
nem Feuerzeug eine brandsichere Ma¬ 
tratze in Flammen steckte und darin 
am 7. Januar 2005 zur Unkenntlichkeit 
verbrannt ist. Wer nicht mit Blindheit 
geschlagen ist, sagt: Das war Mord ei¬ 
ner staatlichen Behörde an einem unbe¬ 
waffneten Menschen, und wer den hier¬ 
zulande so heilig gesprochenen Geist 
des Grundgesetzes beim Wort nimmt, 
fordert Aufklärung und Gerechtigkeit. 

In der Bundesrepublik Deutsch¬ 
land aber bisher vergebens. Ein 12 Jah¬ 
re währendes groteskes Verfahren, in 
dem Tatsachen ignoriert wurden und 
Beweise verschwunden sind, stellte die 
Staatsanwaltschaft Halle im Oktober 
2017 ein mit der Begründung, es „lägen 


keine Anhaltspunkte für eine Beteili¬ 
gung Dritter an der Brandlegung vor“. 
Staatsanwaltschaften, die zu anderen 
Erkenntnissen kamen und die Selbst¬ 
verbrennung für unwahrscheinlich hiel¬ 
ten und Brandbeschleuniger vermute¬ 
ten, wurden die Ermittlungen entzogen. 

Die Empörung über diese offen¬ 
kundige Ignoranz des Staates gegen¬ 
über der Wirklichkeit führte diesmal 
mehr Menschen als jemals zuvor auf die 
13. Demonstration in Dessau, mit der 
jährlich an den Fall Oury Jalloh erinnert 
wird. Auch Genossen der DKP waren 
gut und sichtbar vertreten. Anreisende 
erzählten, dass Züge derart überfüllt 
waren, dass nicht einmal alle Teilneh¬ 
mer an der Demonstration pünktlich zu 
Beginn in Dessau eintreffen konnten. 


Freilich gibt es immer auch Men¬ 
schen, deren Credo lautet: Gottes Wege 
sind unergründlich und die Erinnerung 
an Oury Jalloh würde auf „politisch ex¬ 
trem aufgeladenen Demonstrationen“ 
genutzt, um „Justiz und Polizei zu dis¬ 
kreditieren“. Mit ungefähr 100 Perso¬ 
nen befanden sich Anhänger der AfD, 
die sich zu einer Gegenkundgebung 
mit solchen Aussagen versammelt hat¬ 
ten, aber in deutlicher Minderheit. Wie 
Teilnehmer der Demonstration berich¬ 
teten, war die Hegemonie einer linken 
und aufgeklärten Öffentlichkeit ge¬ 
genüber rechten Populisten und Poli¬ 
zeikräften deutlich erkennbar. „Geht 
doch“, kommentierte ein Genosse im 
Gespräch. 

Karl Martin 


Privat kommt teurer Besser privat? 

Berliner Senat plant Verpfändung von Schulen Einfluss des Bertelsmann-Konzerns im Bildungswesen 


Hölderlin-Plakette 
für Kommunisten 

Die Stadt Tübingen ehrt am 12. Ja¬ 
nuar Gerhard Bialas mit der Höl¬ 
derlin-Plakette. Bialas saß über 30 
Jahre im Tübinger Stadtrat und 20 
Jahre im Kreisrat, von 1975 bis 1994 
für die DKP, danach bis 2005 für die 
Wählervereinigung Tübinger Linke 
(TÜL). 

Der Tübinger Stadtrat zeichnet 
mit der Hölderlin-Plakette Persön¬ 
lichkeiten aus, „die sich über einen 
langen Zeitraum für die Universi¬ 
tätsstadt Tübingen und ihre Ein¬ 
wohnerinnen und Einwohner her¬ 
ausragend engagiert haben.“ Sie ist 
auf 25 lebende Personen reglemen¬ 
tiert. 

Patrik Köbele, Vorsitzender der 
DKP, erklärte dazu: „Lieber Ger¬ 
hard, wir freuen uns mit dir. Die 
Stadt Tübingen tut gut daran, dir 
diese Auszeichnung zu geben. Ei¬ 
nem, der sich über Jahrzehnte un¬ 
erschütterlich für die Belange der 
Menschen in Tübingen eingesetzt 
hat. Im Kampf um das „Teewasser“ 
hast du nie unser gemeinsames Ziel, 
den Sozialismus vergessen. Wir dan¬ 
ken dir.“ 

Extremismuskeule 

Die Schlagworte „Antifaschismus“ 
und „Antikapitalismus“ stehen 
nach Ansicht der Bundesregierung 
für linksextremistische Aktionsfel¬ 
der und feststehende Szenebegriffe. 
„In dem Zusammenhang beabsich¬ 
tigen Linksextremisten eine Verän¬ 
derung des gesellschaftlichen und 
politischen Systems hin zu einer 
sozialistisch-kommunistischen Ge¬ 
sellschafts-, Wirtschafts- und Staats¬ 
ordnung“, heißt es in der Antwort 
(19/351) der Bundesregierung auf 
eine Kleine Anfrage (19/129) der 
Fraktion Die Linke. Das Bundes¬ 
amt für Verfassungsschutz (BfV) 
setzt in seinen Publikationen „an¬ 
tifaschistische“ und „antikapita¬ 
listische“ Aktivitäten nicht grund¬ 
sätzlich mit extremistischen Akti¬ 
vitäten gleich. Die Ablehnung oder 
Bekämpfung des Nationalsozialis¬ 
mus, Faschismus oder Rechtsextre¬ 
mismus als auch die Kritik an der 
bestehenden Wirtschaftsordnung 
seien „grundsätzlich und per se 
nicht extremistisch“. 


Fünf aufeinanderfolgende Landesre¬ 
gierungen haben dafür gesorgt, dass für 
die öffentlichen Ausgaben Berlins im¬ 
mer weniger Geld zur Verfügung steht 
und viele Schulen, Kitas, Brücken und 
andere öffentliche Gebäude verfallen. In 
einem Bereich der Daseinsvorsorge, bei 
den allgemeinbildenden Schulen, wur¬ 
de ein „Gebäudescan“ durchgeführt 
und danach abgeschätzt, dass in den 
kommenden zehn Jahren 5,5 Milliarden 
Euro ausgegeben werden müssen, damit 
alle Kinder einen Schulplatz bekommen. 
Nun soll ein Teil der Schulgrundstücke 
und -gebäude für 30 Jahre einer privaten 
GmbH übertragen und von dieser zur 
Sicherung von Krediten verwendet wer¬ 
den. Durch die Verpfändung der Schulen 
würden die Bau- und Sanierungskosten 
nicht direkt im Landeshaushalt auftau¬ 
chen, sondern als nichtstaatliche Ausga¬ 
ben erscheinen, die nicht unter das Neu¬ 
verschuldungsverbot fallen. Das soll ab 
2020 gelten. Die Berliner Bezirke wer¬ 
den die betroffenen Schulen dann bei 
der GmbH anmieten. Da die Mietzah¬ 
lungen aus dem Landeshaushalt kom¬ 
men, wird unter dem Strich doch alles 
von den Steuern der Arbeitenden be¬ 
zahlt werden, einschließlich der Rendi¬ 
ten privater Investoren. 

Dieser Plan wird als „Schulbauof¬ 
fensive“ bezeichnet und kann laut einer 
Mitteilung des Staatssekretärs Mark 
Rackles (SPD) vom Oktober 2017 
etwa jede sechste allgemeinbildende 
Schule in Berlin betreffen. Vertreter/ 
innen der Senatsparteien spielten die¬ 
se Zahlen aus dem Abgeordnetenhaus 
vor dem Jahreswechsel aber herunter, 
sodass nur etwa jede zwölfte allgemein- 
bildende Schule betroffen sein könn¬ 
te. Sicher ist, dass der Bau von Schulen 
durch die Berliner Bezirke der Ver¬ 
gangenheit angehören wird, wenn die 
jetzt noch von den Bezirken errichte¬ 
ten sieben Schulen einmal fertig sind. 


Danach werden alle Neubauvorhaben 
zentral vom Senat abgewickelt, der ei¬ 
nen Teil der Neubauten an eine Toch¬ 
terfirma der Wohnungsbaugesellschaft 
HOWOGE übertragen wird. Dasselbe 
gilt für Sanierungen mit Kosten von 
über 10 Millionen Euro. Erhebliche 
Mehrkosten für den Landeshaushalt 
sind mit Sicherheit zu erwarten, weil 
die HOWOGE-Tochter bis zu 1,5 Mil¬ 
liarden Euro am Finanzmarkt leihen 
soll. Dafür sind im Vergleich zu Lan¬ 
desanleihen höhere Zinsen zu zahlen. 
Die Berliner Landesorganisation der 
Bildungsgewerkschaft GEW lehnt die 
Überführung von Schulimmobilien ins 
Privatrecht ab und fordert stattdessen 
Steuererhöhungen für Unternehmen 
und große Vermögen und Einkommen. 
Diese sollen dann auch den Schulen zu¬ 
gutekommen. 

Der Bildungssenatorin zufolge sind 
2017 Investitionsmittel von 830 Milli¬ 
arden Euro für den Schulbau und die 
Schulsanierung in den Landeshaus¬ 
halt eingestellt worden, während der 
Finanzsenator von nur 417 Milliarden 
Euro ausgeht, die tatsächlich ausgege¬ 
ben werden. Die privatisierungskriti¬ 
sche Initiative „Gemeingut in Bürge¬ 
rinnenhand“ (GiB) errechnete, dass 
die angekündigte Steigerung der In¬ 
vestitionen auf 500 (Bildungssenato¬ 
rin) bzw. 300 Prozent (Finanzsenator) 
von einem Jahr auf das andere gar 
nicht machbar ist, weil das für die Pla¬ 
nung notwendige Personal und die zur¬ 
zeit voll ausgelastete Bau Wirtschaft so 
schnell gar nicht wachsen können. 

Mehrkosten können entstehen, 
wenn die GmbH aufgrund eigenen Per¬ 
sonalmangels Verträge mit Unterneh¬ 
mern schlösse, die ihrerseits Projektge¬ 
sellschaften mit eigener (Teil-)Finan- 
zierung in das Geschäft einbringen. 
Gekürzter Abdruck aus dem „Berliner 
Anstoß “ Zeitung der DKP Berlin 


„Aus dem Unbehagen, welches ei¬ 
gentlich jeder Bürger und Demo¬ 
krat empfinden muss, wenn die Ge¬ 
sellschaft nicht zufriedenstellend ge¬ 
ordnet ist, erwuchs mein Wunsch, bei 
der Besserung der Dinge behilflich 
zu sein.“ Dieses Zitat von Reinhard 
Mohn springt einem auf der Sei¬ 
te des Leitbildes der Bertelsmann- 
Stiftung direkt ins Gesicht. Nett von 
ihm, denkt man sich. Warum Herr 
Mohn und seine Stiftung das regeln 
sollen bzw. wollen, was eigentlich 
Aufgabe des Staates ist? Bereits ein 
vergangener GEW-Gewerkschafts- 
tag stellte fest: „Die Bertelsmann- 
Stiftung verfolgt das Ziel, die Prin¬ 
zipien unternehmerischen Handelns 
in allen Bereichen der Gesellschaft 
zu verankern“. Die dazugehörigen 
Prinzipien und Leitlinien: Wettbe¬ 
werb, Markt, Führung, Effizienz und 
Effektivität. 

Bei diesen Schlagworten lacht das 
Herz der Verfechter einer Durchset¬ 
zung der kapitalistischen Verwertungs¬ 
logik im Bildungswesen. Und es wird 
sehr schnell klar, als welchen Staates 
Bürger Herr Mohn sich gefühlt hat und 
wem er bei der Besserung der Dinge 
hilfreich sein wollte. 

Ein herausstechendes Beispiel 
hierfür ist das „Hilfsinstrument“ 
Selbstevaluation in Schulen (SEIS), 
welches von der Bertelsmann-Stif¬ 
tung entwickelt wurde. Das Ziel von 
SEIS sei es, ein „tragfähiges Quali¬ 
tätsverständnis von guter Schule“ zu 
erreichen. Nett von ihnen, denkt man 
sich. Selbstevaluation der Lehrquali¬ 
tät an einer Schule ist das eine. Kri¬ 
tisch wird es an dem Punkt, wo die 
Hilfsinstrumente so weit institutio¬ 
nalisiert werden, dass sie Rahmenge¬ 
ber werden. Im Falle von SEIS be¬ 
trifft dies die länderspezifisch aufge¬ 
stellten Qualitätsrahmen. Auf diesen 


Rahmen basieren die Überprüfun¬ 
gen der Schulinspektionen der Län¬ 
der. Wenn also SEIS mit den Prin¬ 
zipien der Stiftung - Wettbewerb, 
Markt, Führung, Effizienz und Effek¬ 
tivität - als Grundlage der Qualitäts¬ 
rahmen dient, aus wessen Perspek¬ 
tive wird dann hier „gute Bildung“ 
gemessen? 

Ein weiteres Beispiel für das Ver¬ 
ankern der Konzerninteressen in der 
Bildungsdiskussion ist die Initiative 
„Digitalisierung der Bildung“. Ein 
Medienkonzern setzt sich für mehr 
Medienkompetenz in der Schule ein. 
Es werden Lehrerfortbildungen an- 
geboten, auf der Seite finden sich 
Anleitungen zum perfekten Erklär¬ 
video, alle Ebenen der Digitalisie¬ 
rung der Bildung werden unterfüt¬ 
tert und als fördernswert dargestellt. 
Auch hier sei an die Prinzipien erin¬ 
nert. In Zeiten von Produktivkraft¬ 
entwicklung zur Technologisierung 
aller Produktionsbereiche ist es na¬ 
türlich notwendig, den Schülerin¬ 
nen und Schülern so früh wie mög¬ 
lich technische Kompetenzen an die 
Hand zu geben. Das nennt man dann 
bei der Besserung der Dinge behilf¬ 
lich sein. Nett von ihnen. 

Die Summen, welche das Ge¬ 
winnschwergewicht Bertelsmann 
jährlich in seine Stiftung pumpt, um 
über seine Denkfabrik seine Inter¬ 
essen in der Bildung durchzusetzen, 
wäre durch direkte Abführung ins 
Bildungssystem wahrscheinlich bes¬ 
ser aufgehoben. Und wäre tatsächlich 
behilflich bei der wahren Besserung 
der Dinge: Kaputte Schulgebäude, 
Personalmangel und teure Schulbü¬ 
cher wären vordringlich zum Guten 
zu wenden. Aber für solche Gedan¬ 
ken hätte Herr Mohn vielleicht eines 
anderen Staates Bürger sein müssen. 

Land Durek 


Gegen EU-Wehrmacht 

Ein breites Bündnis ruft zu Pro¬ 
testen gegen die 54. NATO-Si- 
cherheitskonferenz am 17. Februar 
2017 in München auf. Unter der 
Losung „Frieden statt Aufrüstung - 
Nein zum Krieg! “ ruft das Aktions¬ 
bündnis gegen die NATO-Sicher- 
heitskonferenz zu einer Demons¬ 
tration und einer Menschenkette 
ab 13 Uhr am Stachus auf. 

Der Kreisvorstand der DKP 
München erklärt dazu in einer 
Stellungnahme: „23 EU-Staaten, 
darunter Deutschland und das 
„neutrale“ Österreich, haben den 
Grundstein für eine „europäische 
Verteidigungsunion“ (PESCO) ge¬ 
legt. (...) Gegen diese EU-Wehr¬ 
macht unter deutscher Führung 
wollen wir um den 17. Februar an¬ 
lässlich der sog. „Münchner Si¬ 
cherheitskonferenz“ demonstrie¬ 
ren.“ 

Ideologische Aufrüstung 

Außenminister Sigmar Gabriel er- 
öffnete in einer Rede vor Außen¬ 
politik-Experten, dass es verstärkte 
PR-Maßnahmen zur Vorbereitung 
der Bevölkerung auf eine aggres¬ 
sivere deutsche Weltpolitik geben 
soll. Das Auswärtige Amt entsen¬ 
de bereits Personal in Schulen und 
Universitäten, um die Berliner 
Außenpolitik zu erklären und die 
Zahl der Kanäle in den sozialen 
Medien zu erweitern, teilte Gabri¬ 
el mit. Auch Unternehmer und Be¬ 
triebsräte sollen den Beschäftigten 
die Sachverhalte von außenpoliti¬ 
scher Bedeutung vermitteln. Hin¬ 
tergrund ist das deutsche Bestre¬ 
ben, weltpolitisch eine eigenstän¬ 
dige Stellung einzunehmen und 
dabei stärker in Konkurrenz zu den 
USA zu treten. 
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Wissen worauf es ankommt 

USA und Saudi-Arabien begrüßen Proteste im Iran 



Lebensmittelgeschäft in Teheran - die Proteste entzündeten sich an zu hohen 
Preisen 


I m Mai 2017 errang Hassan Rohani 
als Vertreter der islamischen Füh¬ 
rungsschicht und zugleich modera¬ 
ter Reformpolitiker einen überragen¬ 
den Wahlsieg. Zehntausende seiner 
Anhänger - und die Börse von Tehe¬ 
ran - feierten begeistert seine Wie¬ 
derwahl zum Staatspräsidenten. Aja- 
tollah Ali Chamenei gratulierte dem 
iranischen Volk zur Wahl und zur ho¬ 
hen Wahlbeteiligung - nicht aber dem 
wiedergewählten Präsidenten. Roha¬ 
ni richtet seine Politik auf eine wirt¬ 
schaftliche Entwicklung aus, die auf 
Kooperation mit den westlichen In¬ 
dustrieländern setzt. Ein Ende der 
UN-Sanktionen sollte die Vorausset¬ 
zung für einen wirtschaftlichen Boom 
bieten. 

Scheinbar hatte Rohani sein Ziel 
mit dem Atomabkommen erreicht. 
Doch ein Ende der Sanktionen? Seit 
seinem Amtsantritt hat Trump deut¬ 
lich gemacht, dass die USA gemein¬ 
sam mit Saudi-Arabien und Israel 
mehr denn je am Regime-Change im 
Iran arbeiten. Die Drohungen Sau¬ 
di-Arabiens gegen den Libanon und 
den Iran machen deutlich: Der Ein¬ 
fluss des Iran soll verringert werden, 
die Unterstützung für Syrien und die 
Hisbollah soll bestraft werden. 

So hatten die USA ihre eigenen 
Sanktionen gegen den Iran beibehal¬ 
ten. Sie treffen direkt oder indirekt 
den Finanzsektor und behindern jede 
wirtschaftliche Transaktion. Kein Un¬ 
ternehmen, keine Bank, die in den 
USA Geschäfte machen will, ist da¬ 
vor gefeit, selbst sanktioniert zu wer¬ 
den, wenn sie Geschäfte mit dem Iran 
fördert. Der „Große Satan“ wird seine 
Sanktionen nicht auf geben. 

Und unter der Ungewissheit der 
US-Sanktionen und der feindseligen 
Politik Trumps gegenüber dem Iran ist 


der erhoffte Wirtschaftsboom und das 
Milliardengeschäft für deutsche und 
europäische Unternehmen bisher aus¬ 
geblieben. 

Im Iran leiden die Menschen seit 
vielen Jahren unter den Sanktionen. 
Sanktionen schwächen die Wirtschaft, 
führen zu mehr Arbeitslosigkeit und 
fördern die Korruption. 

Die Wirtschaftspolitik der Regie¬ 
rung weitet die Schere zwischen Arm 
und Reich. Und im neuen Staatshaus¬ 
halt wurde das Grundeinkommen ge¬ 
kürzt, das für viele Familien ein wichti¬ 
ger Teil des Einkommens ist. Stattdes- 
sen erhalten religiöse Organisationen 
mehr Geld. 

Schon seit Wochen gab es dagegen 
und gegen andere konkrete Missstän¬ 
de Proteste und Demonstrationen. 


Auf einen Schlag änderten sie ihren 
Charakter. Demonstranten forderten 
ein Ende der Islamischen Republik. 
Es gab gewaltsame Auseinanderset¬ 
zungen, den bewaffneten Einsatz der 
Sicherheitskräfte, Brandstiftungen, 
Angriffe auf Polizeistationen, Tote 
und Verhaftungen. Die westlichen 
Medien vom „Spiegel“ bis zu „Jungle 
World“ hyperventilierten und sahen 
die Revolution kommen. Oder we¬ 
nigstens den „Regime-Change“. 

Waren die Demonstrationen und 
vor allem die gewaltsamen Ausein¬ 
andersetzungen vom Ausland ange¬ 
zettelt, wie die iranische Regierung 
nicht müde wird zu betonen? Der weit 
überwiegende Teil der Tweets zu den 
aktuellen Auseinandersetzungen kam 
aus Saudi-Arabien. Und die Parolen 


gegen Hisbollah und gegen die irani¬ 
sche Unterstützung für Syrien zeigen: 
Die Organisatoren dieses Teils der 
Proteste wissen genau, worauf es den 
USA und Saudi-Arabien ankommt. 
Die Vertreterin der USA bei den UN, 
Nikki Haley, griff den Ball auf und 
forderte eine Dringlichkeitssitzung 
des Sicherheitsrates. Einer ihrer Vor¬ 
gänger, John Bolton, forderte direkt: 
Regime-Change. 

Demonstrationen für die Regie¬ 
rung waren um ein Vielfaches größer 
als die der Gegner, doch die Millionen 
blieben wohl zu Hause. Der Regime- 
Change fand nicht statt. Vielleicht, 
weil im Iran die Erinnerung an den er¬ 
folgreichen Regime-Change durch die 


USA und Großbritannien, der Sturz 
von Mossadegh 1953, noch zu sehr im 
kollektiven Gedächtnis verhaftet ist. 

Korruption und religiös begründe¬ 
te Zwänge haben in der jungen und 
gebildeten Gesellschaft des Iran, in 
der Frauen eine so aktive Rolle spie¬ 
len, keine große Zukunft. 

Das erklärt mit den Wahlerfolg 
Rohanis. Er war es auch, der darauf 
hinwies, dass es in den Demonstratio¬ 
nen nicht nur um wirtschaftliche, son¬ 
dern auch um politische Probleme 
ging. Doch seine wirtschaftliche Re¬ 
formpolitik, die Orientierung auf den 
Westen, ist gerade an der Feindschaft 
der USA gescheitert. 


Manfred Ziegler 

Kommunique derTudeh-Partei Iran 


Unser nochmaliger Aufruf: 

Der einzige Weg, um die Verschwö¬ 
rungen des Regimes zu bekämpfen, ist 
Aktionseinheit, organisierter Kampf 
und der Schulterschluss aller gesell¬ 
schaftlichen Schichten, Arbeiterin¬ 
nen und Werktätigen, Studentinnen, 
Jugend und tapferen Frauen unserer 
Heimat, des weiteren die Vorberei¬ 
tung der Massenstreiks für die Lahm¬ 
legung der Möglichkeiten der Regie¬ 
rung für ihr Fortbestehen. 
DieTudeh-Partei Iran bekräftigt noch¬ 
mals, dass ihre Mitglieder sich als der 
untrennbare Teil der Protestbewe¬ 
gung gegen das Weiterbestehen der 
autokratischen Regierung bekennen. 
Unser nochmaliger Aufruf an alle 
fortschrittlichen und freiheitslieben¬ 
den Kräfte, Arbeiterinnen und Werk¬ 
tätigen, Studentinnen, Jugend und 
kämpfenden Frauen unserer Heimat 
ist, geschlossen in eine antidiktatori¬ 


sche Einheitsfront für folgende Forde¬ 
rungen einzutreten: 

★ Beseitigung des Rechtsgelehrten- 
Regimes und Beendigung der klerika¬ 
len und diktatorischen Herrschaft in 
unserer Heimat! 

★ Sofortige und bedingungslose Frei¬ 
lassung aller politischen Gefangenen! 

★ Beendigung der Armut, Teuerung, 
Benachteiligung, wirtschaftlichen 
Härte, Korruption und Gewalt der Re¬ 
gierungsapparate! 

★ Beendigung der herrschenden Ge¬ 
walt und Unterdrückung sowie die 
Rückberufung aller unterdrückenden 
Kräfte in ihre Kasernen! 

★ Bildung einer national-demokrati¬ 
schen Regierung und Volksherrschaft! 
Es lebe der gemeinsame Kampf der 
iranischen Bürger gegen die herr¬ 
schende Diktatur! 

Zentral-Komitee derTudeh-Partei Iran 
02.01.2018 


Trotz Blockade und Krieg Machtkampf in Vietnam? 

Wiederaufbau im Donbass gelingt unter massiven Behinderungen KP Vietnams nimmt den Kampf gegen Korruption auf 


Nicht nur von ukrainischer Seite wird 
gern behauptet, dass es mit der Wirt¬ 
schaft im Donbass immer weiter bergab 
gehe. Die ukrainische Regierung ver¬ 
sucht auch tatkräftig dazu beizutragen, 
seit Anfang 2017 besteht von ukraini¬ 
scher Seite eine fast vollständige Wirt¬ 
schafts- und Transportblockade gegen¬ 
über dem Donbass. Tatsächlich gibt es 
aber trotz all dieser Probleme eine Rei¬ 
he von Fortschritten. 

Am 1. März 2017 wurden in der Do- 
nezker Volksrepublik (DVR) 41 Be¬ 
triebe ukrainischer Oligarchen unter 
äußere staatliche Leitung gestellt, d.h. 
sie werden als staatliche Betriebe wei¬ 
tergeführt. Diese Betriebe zahlen damit 
erstmals Steuern an die DVR, zu einem 
großen Teil wurden sie überhaupt erst 
wieder in Betrieb genommen. 

Im Bereich des Ministeriums für 
Industrie und Handel etwa wurden 
im vergangenen Jahr 14 Unternehmen 
nach langem Stillstand wieder in Be¬ 
trieb genommen und acht neue staatli¬ 
che Unternehmen gegründet, nur fünf 
davon sind Unternehmen, die im März 
unter äußere Leitung gestellt wurden. 

Das bereits 2016 unter staatliche 
Verwaltung gestellte Jusowskij-Me¬ 
tallwerk in Donezk, das schon vor dem 
Krieg stillgelegt wurde, produziert seit 
September wieder, hauptsächlich für 
den Bedarf der DVR, aber auch für den 
Export. In der Metallindustrie sind der¬ 
zeit wieder mehr als 24 000 Menschen 
beschäftigt. Es ist damit nach dem Berg¬ 
bau der größte Bereich und macht mit 
einem Gesamtumsatz von mehr als 44,5 
Mrd. Rubel im Jahr 2017 ein Drittel des 
Gesamtumsatzes an Industrieproduk¬ 
ten aus. 

Im Maschinenbau werden Unter¬ 
nehmen umgestellt, um für den Ei¬ 
genbedarf produzieren zu können. Ein 
Beispiel sind die Montage von Bussen, 
Baggern, landwirtschaftlichen Maschi¬ 
nen, wobei die Einzelteile noch aus der 


Russischen Föderation (RF) impor¬ 
tiert werden, jedoch angestrebt ist, die¬ 
se Komponenten zumindest teilweise in 
der DVR zu produzieren. 

Beim Wiederaufbau und der Wie¬ 
derinbetriebnahme von Betrieben wird 
großer Wert darauf gelegt, dass sozia¬ 
le und kulturelle Einrichtungen - etwa 
Kindergärten - ebenfalls wieder in Be¬ 
trieb genommen werden. In so gut wie 
allen großen Betrieben existieren mit 
den Gewerkschaften vereinbarte Tarif¬ 
verträge. 

In der Landwirtschaft ist die DVR 
bei Getreide inzwischen zum Selbstver¬ 
sorger geworden, 2018 kann das erste 
Mal Mehl exportiert werden. Bei der 
Fleisch- und Milchversorgung beträgt 
der Selbstversorgungsgrad zwischen 42 
Prozent bei Rindfleisch und 14 Prozent 
bei Schweinefleisch, die Produktion ist 
in allen Bereichen um mehr als 10 Pro¬ 
zent gewachsen. 

Der Wiederaufbau der Industrie 
führt auch zu einer Erhöhung der 
Steuereinnahmen und der Sozialab¬ 
gaben der Unternehmen, laut Anga¬ 
ben des zuständigen Ministeriums in 
2017 um 22,4 Prozent im Vergleich zu 
2016. 

Diese Mehrein¬ 
nahmen werden zu 
einem großen Teil 
im sozialen Bereich 
investiert, Auswei¬ 
tung des kosten¬ 
losen Schulessens, 

Wiederaufbau von 
Wohnraum und In¬ 
frastruktur, Ausbau 
des Gesundheits¬ 
und Bildungswe¬ 
sens. Einen großen 
Teil nehmen die So¬ 
zialausgaben ein, die 
40 Prozent des Ge¬ 
samthaushalts aus¬ 
machen. Die Min¬ 


destrente betrug im Dezember 2017 
2730 Rubel und ist damit um 43,8 Pro¬ 
zent höher als vor einem Jahr. Eine 
weitere Erhöhung gilt ab Januar. Die 
durchschnittliche Rente ist um 10 Pro¬ 
zent auf 4 387 Rubel gestiegen - wobei 
niemand bestreitet, dass ein großer Teil 
der Rentner dennoch nach wie vor auf 
humanitäre Hilfe angewiesen ist. 

Die Probleme durch die Wirt¬ 
schaftsblockade sind immer noch sehr 
groß: Fehlende Absatzmärkte beim Ex¬ 
port, Probleme bei der Beschaffung von 
Rohstoffen und Ersatzteilen, Arbeitslo¬ 
sigkeit. Vor allem ist es aber der Krieg: 
Seit 2014 wurden durch die Kämp¬ 
fe in der DVR weit mehr als 25000 
Wohnhäuser und Infrastrukturobjek¬ 
te beschädigt oder zerstört. Insgesamt 
wurden inzwischen knapp 1 000 Infra¬ 
strukturobjekte und 1 796 Mehrfami¬ 
lienhäuser - größtenteils durch staatli¬ 
che Programme - sowie 5 470 private 
Wohnhäuser - meist durch eigene Kräf¬ 
te mit materieller Unterstützung des 
Staates - wieder aufgebaut. Nach An¬ 
gaben des Verteidigungsministeriums 
wurden im Jahr 2017 durch ukrainische 
Angriffe 1149 Objekte beschädigt, 2016 
waren es „nur“ 820. Renate Koppe 


Am 8. Januar begann in Hanoi ein Pro¬ 
zess gegen mehr als 20 Manager, Politi¬ 
ker und ehemalige Funktionsträger des 
staatlichen Ölgiganten Petro Vietnam 
(PVN). Ihnen werden Unterschlagung, 
Korruption und andere Wirtschaftsstraf¬ 
taten vorgeworfen. Der Name, der in Vi¬ 
etnam am meisten aufhorchen ließ, ist 
Dinh La Thang, der nicht nur Vorsitzen¬ 
der von PVN, sondern auch Parteivor¬ 
sitzender von Ho-Chi-Minh-Stadt war 
und aus dieser Position entfernt wurde. 
Warum dieser Prozess in Deutschland 
aber Aufsehen erregt, hat einen ande¬ 
ren Grund. Ein weiterer hochrangiger 
Manager von PVN, der auf der Ankla¬ 
gebank in Hanoi sitzt, ist Trinh Xuan 
Thanh. Er war 2016 aus seinen Manage¬ 
ment-Funktionen wegen Unterschla¬ 
gung und Misswirtschaft entlassen wor¬ 
den und daraufhin nach Deutschland 
geflohen, um sich einem Strafverfahren 
zu entziehen. Vietnam ließ seit Septem¬ 
ber 2016 mit internationalem Haftbefehl 
nach ihm suchen. 

Im August war Thanh plötzlich aus 
Berlin verschwunden und wenige Tage 
danach in Hanoi im Fernsehen vorge¬ 
führt worden. Eine Berliner Rechts¬ 
anwältin des Beschuldigten und gro¬ 
ße Teile der deutschen Medien (ein¬ 
schließlich der Zeitungen „taz“ und 
„Neues Deutschland“) bezeichnen das 
Verschwinden als gewaltsame Entfüh¬ 
rung. Vietnams Behörden behaupten, 
Thanh sei freiwillig zurückgekehrt. Der 
Vorgang belastet die eigentlich sehr gu¬ 
ten Beziehungen zwischen Vietnam und 
Deutschland sehr - vor allem weil Thanh 
bei einer Verurteilung die Todesstrafe 
drohen könnte. In den Hintergrund tritt 
bei der Medienoffensive gegen Vietnam 
der Vorwurf gegen den Angeklagten. Er 
wird der Unterschlagung und anderer 
Wirtschaftsdelikte beschuldigt. Die An¬ 
klage spricht von einem Schaden über 
140 Millionen US-Dollar. Vielmehr ist 
in den Medien ständig die Rede von ei¬ 


nem Machtkampf in der Kommunisti¬ 
schen Partei Vietnams (KPV), bei dem 
der „stalinistische rückwärtsgewandte 
chinahörige“ Flügel um den KP-Vorsit¬ 
zenden Nguyen Phu Trong gegen den 
Flügel der „Modernisierer und Wirt¬ 
schaftsreformer“ kämpft. In der Tat hat 
der Generalsekretär der KP Vietnams 
zu einem Machtkampf aufgerufen. Zum 
Machtkampf gegen die Korruption. Und 
dieser Anti-Korruptions-Kampf richtet 
sich gegen eines der schlimmsten Übel 
in Vietnams Wirtschaft und Politik ein¬ 
schließlich der KPV. 

Korruption ist in Vietnam schon seit 
langem ein Problem, das als Negativef¬ 
fekt von Wachstum und zunehmendem 
Wohlstand zunehmend und heftig kriti¬ 
siert wird. Bislang haben die Maßnah¬ 
men aber nicht die gewünschte Wirkung 
gezeigt, weil auf höchster politischer 
Ebene zu viele Funktionsträger selbst 
in das Geflecht verstrickt waren bzw. 
sind. Seit über einem Jahr fordert nun 
der Generalsekretär der KPV mehr En¬ 
gagement im Anti-Korruptions-Kampf 
und bemängelt, dass „eine sinkende Mo¬ 
ral und ein dekadenter Lebensstil unter 
den Parteimitgliedern um sich greife. 
Korruption, Vetternwirtschaft, Bürokra¬ 
tie, Opportunismus und Individualismus 
seien offensichtlich. Solche Kader hät¬ 
ten sich „meilenweit von der Öffentlich¬ 
keit und dem womit sich die normalen 
Menschen befassen, entfernt“, erklärte 
Trong Mitte Oktober 2016. Anfang des 
Jahres 2017 bekräftigte er dies und for¬ 
derte, dass der Anti-Korruptions-Kampf 
„um jeden Preis vorangetrieben wer¬ 
den“ müsse. Er wies dabei vor allem auf 
Missstände in Vietnams ÖL-, Energie- 
und Bankensektor hin. Dutzende von 
Unternehmen und Managern wurden 
im Laufe des Jahres überprüft, mehrere 
(aus dem Bankwesen) inhaftiert und be¬ 
reits verurteilt. Nun stehen erneut mehr 
als 20 Personen vor Gericht - darunter 
die PVN-Manager. Stefan Kühner 
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Kabila oder Chaos 

Demokratische Republik Kongo ist Hindernis für die Afrika-Strategie der USA 


D as Afrikanische Kommando der 
USA - kurz: Africom - hat sich 
den afrikanischen Kontinent in 
fünf Teile aufgeteilt. Weigerten sich die 
afrikanischen Staaten noch vor Jahren, 
das Kommando aufzunehmen - sein Sitz 
ist Stuttgart - ist es ihm mittlerweile ge¬ 
lungen, unter dem Vorwand des „Kriegs 
gegen den Terror“ vom Camp Lemmo- 
nier in Dschibouti im Westen aus, quer 
über den Kontinent einen Gürtel tempo¬ 
rärer und permanenter kleinerer Stütz¬ 
punkte wie Drohnenstationen, Bera¬ 
tungsmissionen, gemeinsamen Manövern 
etc. zu ziehen. Mit dem den Militärs ei¬ 
genen Humor nannten sie diesen „Spicy 
Route“ Gewürzstraße, weil sie damit den 
Einfluss der Volksrepublik China zurück¬ 
drängen wollen. 

Das größte Hindernis für diese Stra¬ 
tegie ist die Demokratische Republik 
Kongo. Nach Jahrzehnten blutiger Un¬ 
terdrückung unter Mobutu Sese Seko 
(1965-1997) und Jahren des Bürgerkriegs 
folgte Joseph Kabila 2001 seinem ermor¬ 
deten Vater im Amt des Präsidenten. 2006 
wurde er mit Zustimmung der EU und 
der USA gewählt und 2011 ohne diese 
Zustimmung wiedergewählt. 2016 brach 
eine Demonstrationswelle los, um Neu¬ 
wahlen zu erzwingen, bei denen Kabila 
der Verfassung entsprechend ausgeschlos¬ 
sen gewesen wäre. Die Demonstrationen 
ebbten ab, die Anschläge im Osten des 


Landes griffen nicht auf andere Landes¬ 
teile über, die Wahlen wurden aus techni¬ 
schen Gründen verschoben. Durch Ver¬ 
mittlungsbemühungen der Katholischen 
Bischofskonferenz hielt der Konsens 
über die Verschiebung der Wahl auch, 
nachdem der die Opposition einigende 
Etienne Tsishekedi verstarb. Die Natio¬ 
nale Wahlkommission wollte 2019 wäh¬ 
len lassen, setzte aber auf Druck der USA 
den Wahltermin auf Dezember 2018 fest. 

Offensichtlich soll die bislang ver¬ 
mittelnde katholische Kirche gegen die 
Präsidenten-Koalition aufgebracht wer¬ 
den. Bis jetzt handelten die christlichen 
Kirchen nach dem Motto „Kabila oder 
das Chaos“. Auch die 2011 gegründete 
Kongolesische Kommunistische Partei 
(PCCO) unterstützt Kabila weiterhin. 
Ihr Generalsekretär Sylvere Boswa Ise- 
kombe hatte bereits 2015 in der kongole¬ 
sischen Tageszeitung „La Prosperite“ die 
„Taktiken des Feindes“ angeprangert, 
„Tribalismus, Nepotismus, Individualis¬ 
mus, Korruption und Opportunismus“. 
Der Mordanschlag, der am 1. Juni 2017 
auf ihn verübt wurde, scheint damit im 
Zusammenhang zu stehen. Die PCCO 
drängt auf die „absolute Notwendigkeit 
eines nationalen Dialogs“. 

Doch die Zeichen stehen auf Sturm: 
Die militärischen Auseinandersetzungen 
mit den Rebellengruppen FDLR und 
ADF-NALU in der Provinz Nord-Kivu, 



Von Africom ausgebildete kongolesi¬ 
sche Soldaten 

aber auch in den Kasai-Provinzen, in die 
die Zivilbevölkerung hineingezogen wird, 
nehmen zu. 

Der Koordinator für das Programm 
zur Entwaffnung, Demobilisierung und 
Resozialisierung von Kindersoldaten, 
Ntumba Luaba, schätzt, dass es noch etwa 
8 000 aktive Kinder in den Milizen gibt. 
32 000 Kindersoldaten haben sich in¬ 
zwischen von den Milizen abgesetzt und 
werden vom staatlichen Wiedereingliede¬ 
rungsprogramm betreut. Die Kosten für 


dieses Programm von jährlich 100 Milli¬ 
onen Dollar soll ein aus den Profiten der 
Bergwerksgesellschaften aus den USA, 
Belgien, Schweiz, dem Libanon, Südafri¬ 
ka und China gespeister nationaler Fonds 
tragen. Wenn ein neoliberaler Regime- 
Change dem nicht zuvorkommt. 

Denn die Demokratische Republik 
Kongo, sechs mal so groß wie Deutsch¬ 
land, ist ein reiches Land. Reich an Mi¬ 
neralien wie das für E-Batterien unver¬ 
zichtbare Kobalt - die starke Nachfrage 
der Automobilindustrie hat den Preis im 
letzten Jahr verdoppelt - oder Kupfer, 
das Exportprodukt Nr. 1. 

Im Juli 2017 hat die NGO „Gobal 
Witness“ aufgedeckt, dass sich zwischen 
2013 und 2015 750 Mio. Einnahmen des 
Staatsunternehmens Gecamines auf dem 
Weg ins Finanzministerium verflüchtigt 
hatten - Beweis grassierender Korrupti¬ 
on. Da könnte das Parlament nicht nur 
die auf Druck der Unternehmer verscho¬ 
bene Reform des Bergwerksgesetzes als 
Voraussetzung zur Erhöhung der Unter¬ 
nehmenssteuern und -abgaben erneut 
aufgreifen, sondern auch einen Korrupti¬ 
onsausschuss wie in Südafrika einsetzen. 

Dass Geld für Infrastrukturprojekte 
vorhanden ist, zeigt das Mega-Staudamm- 
Projekt „Grand Inga“. Wenn es, wie erwar¬ 
tet 2025, fertiggestellt sein wird, soll es 40 
Prozent der Elektroenergie des Konti¬ 
nents erzeugen. Georges Hallermayer 


Die letzte Kolonie Afrikas 

Das Volk der Westsahara fordert sein Recht auf Selbstbestimmung ein • Gespräch mit Omeima Abdeslam 


Zivile Opfer bei 
Luftangriffen 

Die Zahl der zivilen Opfer von Luft¬ 
angriffen hat sich im Jahr 2017 fast 
verdoppelt. Die britische Nicht-Re- 
gierungs-Organisation „Aktion ge¬ 
gen bewaffnete Gewalt“ (Action on 
Armed Violence, AOAV) teilte mit, 
dass in den ersten elf Monaten des 
vergangenen Jahres mehr als 15 000 
Zivilisten durch Luftangriffe getötet 
wurden. Das sind 42 Prozent mehr 
als im Jahr 2016. Die AOAV führt 
dies auf eine gestiegene Anzahl an 
Luftangriffen, vor allem in Syri¬ 
en, im Jemen und im Irak, zurück. 
AOAV wertet Informationen eng¬ 
lischsprachiger N achrichtenagentu- 
ren aus. Die ermittelte Zahl der zi¬ 
vilen Opfer ist niedriger als die an¬ 
derer Organisationen, aber deutlich 
höher als die offizieller Statistiken. 


Kritik an US-Blockade 

Federica Mogherini, Hohe Vertre¬ 
terin der Europäischen Union für 
Außen- und Sicherheitspolitik und 
Stellvertretende Vorsitzende der Eu¬ 
ropäischen Kommission, kritisierte 
bei einem offiziellen Besuch in Ha¬ 
vanna die Blockadepolitik der USA 
und bezeichnete sie als „obsolet und 
illegal“. „Die Blockade ist keine Lö¬ 
sung. Wir Europäer haben es unseren 
amerikanischen Freunden mehrfach 
gesagt und wir haben dies bei den 
Vereinten Nationen bekräftigt.“ Laut 
Mogherini sei das im November 2017 
zwischen Kuba und der EU geschlos¬ 
sene vorläufige Abkommen über po¬ 
litischen Dialog und Kooperationen 
ein „solides Instrument, um die so¬ 
ziale und ökonomische Moderni¬ 
sierung Kubas zu unterstützen“ und 
liefere neue Möglichkeiten, Handel 
und Investitionen zu erhöhen. 


1963 sprach die UN-Generalversammlung dem Volk der Sahraoui in der damali¬ 
gen spanischen Kolonie Westsahara das Selbstbestimmungsrecht zu, 1975 wurden 
weite Teile des phosphatreichen Landes durch marokkanische Truppen und Siedler 
überrannt. Zwar mündete der Krieg zwischen Polisario, der Befreiungsfront der 
Westsahara, und Marokko 1991 in einem Waffenstillstand, doch die damals ver¬ 
einbarte Volksbefragung über die Unabhängigkeit des Landes hat bis heute nicht 
stattgefunden. Martin Schwander, Redakteur von „Unsere Welt“, der Zeitung der 
Schweizer Friedensbewegung, befragte Omeima Abdeslan, die Vertreterin der 
Polisario bei der UNO in Genf, zur Situation in ihrer Heimat. 


Martin Schwander: Am 27 Februar 1976 
rief die Polisario-Front den unabhängigen 
Staat Demokratische Arabische Republik 
Sahara (RASD) aus. Können Sie uns kurz 
die Vorgeschichte der Staatsgründung in 
Erinnerung rufen? 

Omeima Abdeslam: Bis zum 26. Febru¬ 
ar 1976 besaßen die Sahraoui die recht¬ 
liche Stellung der Bevölkerung eines 
„Hoheitsgebietes ohne Selbstregierung“, 
entsprechend den einschlägigen Bestim¬ 
mungen des Völkerrechts. Angesichts der 
unverantwortlichen Haltung der spani¬ 
schen Regierung, sich aus dem Gebiet 
zurückzuziehen, ohne den Prozess der 
Entkolonialisierung so abzuschließen, 
wie sie sich dazu vor der UNO in ver¬ 
schiedenen Absichtserklärungen und 
Übereinkommen verpflichtet hatte, be¬ 
schloss die Polisario, dem Willen des 
Sahraoui-Volkes entsprechend, die De¬ 
mokratische Arabische Republik Sahara 
auszurufen. 

Legitimität und Rechtmäßigkeit die¬ 
ser Handlung wurden rasch durch die 
Unterstützung und Solidarität jener Völ¬ 
ker gewürdigt, die unter derselben Gei¬ 
ßel des Kolonialismus gelitten hatten. In 
kaum fünf Jahren weitete sich der Kreis 
der Länder, welche den neuen Staat aner¬ 
kannten, über Afrika auf Lateinamerika 
und Asien aus. 

Martin Schwander: Seit Ende 1975 sind 
weite Teile Ihres Landes durch marokka¬ 
nische Truppen besetzt und die Westsaha¬ 
ra wurde durch Hunderttausende von Ma¬ 
rokkanern besiedelt. Wie sieht die Lebens¬ 
situation Ihrer Bevölkerung aus? 

Omeima Abdeslam: Die Lebensbedin¬ 
gungen unseres Volkes unter der Be¬ 
satzung entsprechen ziemlich genau je¬ 
nen, wie sie in irgendeinem Bericht oder 
Handbuch über die Bedingungen unter 
militärischer und illegaler Besetzung ei¬ 
nes fremden Territoriums beschrieben 
werden. Die Nachbarschaft zu einem 
territorial gierigen Staat und das Des¬ 


interesse der internationalen Gemein¬ 
schaft kommen uns sehr teuer zu ste¬ 
hen. Die Besatzungsmacht will unser 
Land und seine Bevölkerung verschlin¬ 
gen und sie ihrem eigenen Territorium 
einverleiben. Von der Weltöffentlichkeit 
vollkommen unbeachtet, übersteigt das 
Ausmaß des Leidens der Sahraoui unter 
der Besatzung jegliches Vorstellungsver¬ 
mögen. 

Seit mehr als vierzig Jahren gibt es 
keinen einzigen offiziellen und öffentli¬ 
chen Bericht, der über den Fortschritt in 
der Westsahara informiert. Dieses Ge¬ 
biet ist zu einem eigentlichen „Schwar¬ 
zen Loch“ geworden. Es gibt mitten im 
21. Jahrhundert keinen einzigen offiziel¬ 
len und öffentlichen Bericht einer inter¬ 
nationalen Organisation, der sich mit der 
Menschenrechtssituation in der Westsa¬ 
hara beschäftigt. Es tut weh, sich vorzu¬ 
stellen, dass diejenigen, die die Welt re¬ 
gieren, diese Daten nicht kennen, aber 
das ist die hartnäckige Realität unserer 
Tage. 

Ja, natürlich gibt es Berichte von der 
Polisario-Front, Berichte des Königreichs 
Marokko, Berichte von großen und klei¬ 
nen NGOs, die im Bereich der Menschen¬ 
rechte tätig sind, Presseberichte usw. 
Aber alle diese Berichte sind parteiisch 
und haben wegen der Wirkung der „ge¬ 
genseitigen Aufhebung“ keinen Wert. 

Das heißt, was die einen bestätigen, 
bestreiten die andern, und so werden sie 
durch die Organe der UNO (Generalver¬ 
sammlung, Sekretariat, Sicherheitsrat) 
letztlich alle ignoriert. 

Martin Schwander: Die RASD wird heute 
von 84 Staaten offiziell anerkannt und ist 
Mitglied der Organisation der Afrikani¬ 
schen Einheit (OAU). EU-Staaten fehlen 
vorläufig noch darunter. Offenbar wollen 
viele Staaten ihre Wirtschaftsbeziehungen 
mit Marokko nicht aufs Spiel setzen? 

Omeima Abdeslam: Wir haben nichts da¬ 
gegen, dass alle Länder der Welt enge Be¬ 
ziehungen der Freundschaft und Zusam- 



Omeima Abdeslam 
Repräsentantin der Polisario-Front 
(Frente Populär para la Liberaciön 
de Saguia el Hamra y Rio de Oro - 
Volksfront zur Befreiung von Saguia el 
Hamra und Rio de Oro) in der Schweiz 
und bei der UNO in Genf. 


menarbeit mit dem Königreich Marokko 
unterhalten. 

Was wir fordern ist, dass sich diese 
Beziehungen in Übereinstimmung mit 
und in absolutem Respekt vor den Zie¬ 
len und Grundsätzen der UNO-Charta 
gestalten und den allgemeingültigen Ver¬ 
pflichtungen nachkommen, welche sich 
aus den zwingenden Normen des Völker¬ 
rechtes ergeben. 

Auf jeden Fall müssen wir uns dar¬ 
an erinnern, dass kein Staat der Welt die 
Souveränität des Königreichs Marokko 
über die Westsahara anerkennt. Wenn 
also die Handelsbeziehungen zwischen 
zwei Staaten ein Gebiet außerhalb der 
Souveränität dieser beiden Staaten be¬ 
rühren, wissen beide, dass diese Situati¬ 
on mit den Grundsätzen, die die inter¬ 
nationalen Beziehungen regeln, unver¬ 
einbar ist. 

Solange diese Situation weiterbesteht, 
greift die Polisario-Front zur Beilegung 
der Kontroversen entsprechend ihren in¬ 
ternationalen Verpflichtungen auf fried¬ 
liche Mittel zurück, das heißt sie ruft die 
Gerichte an. 

So hat beispielsweise das jüngste Ur¬ 
teil des Europäischen Gerichtshofes vom 
21. Dezember 2016 gezeigt, dass die Poli¬ 
sario-Front über eine eigentliche „Atom¬ 


bombe“ verfügt: Die Fülle von juristi¬ 
schen Argumenten, die für sie sprechen, 
hat es ihr ermöglicht, 28 Staaten der Eu¬ 
ropäischen Union, wovon zwei Mitglie¬ 
der des UNO-Sicherheitsrates mit Veto¬ 
recht sind, eine gerichtliche Niederlage 
zu bereiten (der Gerichtshof der Euro¬ 
päischen Union bestätigte am 21. Dezem¬ 
ber 2016, dass das Freihandelsabkommen 
zwischen Marokko und der EU nicht auf 
die Westsahara angewendet werden darf, 
die Red.). 

Martin Schwander: Die Generalver¬ 
sammlung der UNO hat verschiedent¬ 
lich das Selbstbestimmungsrecht der 
Sahraouis festgestellt und fordert seit 
Jahrzehnten die Abhaltung eines Refe¬ 
rendums. 

Omeima Abdeslam: Das einzige und 
wirkliche Hindernis, das die Lösung des 
Konflikts verunmöglicht, heißt „Repub- 
lique Frangaise“. Es ist die unerklärliche 
Position Frankreichs und seine schändli¬ 
che Unterstützung für Marokko, die die¬ 
sen Konflikt anheizen. Es ist die französi¬ 
sche Position, die Frieden, Stabilität und 
Wohlstand in der gesamten Region Nord¬ 
westafrika bedroht. 

Die Mitglieder der Europäischen 
Union übernehmen ihren Anteil der 
Schuld, indem sie der Position Frank¬ 
reichs, ohne sie zu hinterfragen, einfach 
folgen. Mit sichtbaren Konsequenzen 
wie etwa dem Urteil vom 26. Dezember 
2016. 

Nun weckt allerdings die Ernennung 
des neuen UNO-Sonderbeauftragten, des 
ehemaligen Präsidenten der Bundesre¬ 
publik Deutschland, Horst Köhler, viel 
Vertrauen in einem Volk, das seit mehr 
als 40 Jahren auf etwas so Normales und 
so Grundlegendes hofft wie die Anwen¬ 
dung der Regeln, welche die internati¬ 
onale Gemeinschaft an die Spitze des 
Völkerrechts gesetzt hat: Das Recht auf 
Selbstbestimmung, welches dem sahrau- 
ischen Volk von der UNO-Vollversamm¬ 
lung 1963 zuerkannt worden war. 

Die Hoffnungen beruhen zu einem 
großen Teil auf dem beträchtlichen histo¬ 
rischen Hintergrund der nachbarschaftli¬ 
chen Beziehungen zwischen Deutschland 
und Frankreich. Und in diesem Konflikt, 
wir unterstreichen es noch einmal, ist der 
Schlüssel zu einer Lösung die Position 
von Frankreich. 

Aus: „Unsere Welt“, Zeitung der Schweizerischen 
Friedensbewegung, Nr. 4/2017. Redaktionell gekürzt 


Ärztestreik in Bolivien 

Am vergangen Montag kündigte 
Boliviens Präsident Evo Morales 
an, gerichtlich gegen den Streik im 
Medizinsektor vorzugehen, um die 
medizinische Versorgung im Land 
wiederherzustellen. „Ich habe für 
das Leben und die Gesundheit un¬ 
seres Volkes entschieden, alle kons¬ 
titutionellen und rechtlichen Hand¬ 
haben auszuschöpfen, um dem bo¬ 
livianischen Volk die medizinische 
Versorgung und den Gesundheits¬ 
service zurück zu geben [...] denn 
dies ist ein fundamentales Men¬ 
schenrecht.“ Trotz einer Einigung 
zwischen der Regierung und der 
Ärzteorganisation setzten die Ärzte 
am Montag ihren seit 46 Tagen an¬ 
dauernden Streik fort. Sie fordern 
die Rücknahme eines neuen Ge¬ 
setzes zur Ärztehaftung bei Kunst¬ 
fehlern und wehren sich gegen ein 
Dekret zur Gründung einer natio¬ 
nalen Gesundheitsbehörde. Um die 
schlimmsten Folgen des Streiks ab¬ 
zumildern, hat die Regierung in vier 
Städten ärztliche Beratungszentren 
eingerichtet. Eine Million Arztter¬ 
mine und über 10 000 geplante 
Operationen sind durch den Streik 
bisher ausgefallen. Morales vermu¬ 
tet hinter dem Streik einen Angriff 
auf seine erneute Kandidatur bei 
der Präsidentschaftswahl 2019. 

Militär-Kontrolle 
im Supermarkt 

Nachdem es zu Plünderungen in 
ganz Venezuela gekommen ist, kon¬ 
trolliert das Militär die Zugänge zu 
Supermärkten und überwacht Preis¬ 
senkungen, die von der Regierung 
angeordnet wurden. Diese hatte auf 
die hohe Inflation reagiert und die 
Behörden angewiesen, bei 26 Ket¬ 
ten die Preise für bestimmte Le¬ 
bensmittel zu senken, die von den 
Preissteigerungen betroffen waren. 

In der Stadt Caicara seien mehr 
als 20 Geschäfte ausgeraubt worden, 
48 Personen wurden festgenommen. 
In Caracas und anderen Städten bil¬ 
deten sich lange Schlangen, nach¬ 
dem die Preissenkungen in Kraft 
traten. Soldaten und Polizei waren 
vor den Geschäften eingesetzt, um 
mögliches Chaos zu vermeiden. 
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Das Erbe aneignen 

Interview mit Lothar Geisler, Verlagsgeschäftsführer und Redakteur der „Marxistischen Blätter“ 



UZ: Anfang Februar erscheint im Rah¬ 
men eures „Projektes Erbeaneignung“ 
ein neues Digitalarchiv auf USB-Stick, 
das sich stärker als die bisherigen an 
Mitglieder von DKP und SDAJ 
richtet, nämlich 


die Bro¬ 
schürenrei¬ 
he „Marxis¬ 
tische Lehr¬ 
briefe“ und 
ausgewählte 
Bildungshefte 
der DKP. Was 
ist der Grund 
dafür? 

Lothar Geisler: 

Im Jahr 2018 knub- 
beln sich die run¬ 
den Geburtstage: 

200 Jahre Karl Marx, 

100 Jahre Ende des 
Ersten Weltkrieges, 

N o vemberre volution 
und KPD-Gründung, 

50 Jahre „68er-Bewe- 
gung“, DKP- und SDAJ- 
Gründung, die für uns 
alle besonders wichtig 
sind und sich natürlich in 
unserer Heftplanung für 
2018 niederschlagen. Der 
nicht ganz so bedeutende 
55. Geburtstag unserer Zeitschrift ist 
da nur ein äußerer Anlass für dieses 
neue Digitalarchiv. Denn mit dieser 
Broschürenreihe „Marxistische Lehr¬ 
briefe“ waren die damaligen Macher 
unserer Zeitschrift bemüht, Studieren¬ 
den, Lehrlingen und jungen Gewerk- 
schafterlnnen in der außerparlamenta¬ 
rischen Aufbruchstimmung Ende der 
60er Jahre marxistisches Grundwissen 
verständlich näher zu bringen, sozusa¬ 
gen in „verdaubaren Portionen“. 

Der tiefere Grund für unser „Pro¬ 
jekt Erbeaneignung“ hat eine prinzipi¬ 
elle und eine aktuelle Seite. Eine Par¬ 
tei wie die unsere hat prinzipiell kei¬ 
ne Zukunft, wenn sie sich nicht in der 
Breite der Mitgliedschaft das theore¬ 
tische, weltanschauliche Erbe und die 
gelebten geschichtlichen Erfahrungen 
vorheriger Kommunisten-Generati- 
onen bewusst aneignet und nutzbar 
macht. Der Zustand unserer Partei in 
ihrem 50. Jahr, vor allem die veränder¬ 
ten Rahmenbedingungen unseres Wir¬ 
kens, stellen uns vor Herausforderun¬ 
gen, die wir - so glaube ich - in ihrer 
Dimension, Tiefe und Konsequenz für 
die Parteiarbeit erst noch richtig er¬ 
fassen müssen und auf die wir - auch 
für unsere Bildungs- und Geschichts¬ 
arbeit - in den letzten 25 Jahren noch 
keine befriedigenden Antworten ge¬ 
funden haben. 

UZ: Kannst du das erläutern? 

Lothar Geisler: Wenn es richtig ist, dass 
es mehr als 25 Jahre nach dem Zusam¬ 
menbruch des Sozialismus und unse¬ 
res Parteiapparates - je nach Sichtweise 
immer noch oder schon wieder - um 
die nackte Existenz der DKP geht, 


für et¬ 
was mehr kritische 
Selbstreflexion, Aufarbeitung 
der eigenen Geschichte - auch der 
letzten 25 Jahre - zu nutzen und uns 
bei allem notwendigen Streit auf 
gemeinsame Wurzeln und das ge¬ 
meinsame Erbe zu besinnen. Die 
laufende Parteidebatte zeigt aus 
meiner Sicht neben ernsten in¬ 
haltlichen Differenzen vielfach 
vor allem eins: einen eklatanten 
Wissens- und Erfahrungsver¬ 
lust bezüglich unserer realen 
Geschichte, vor allem bei ei¬ 
nem Teil des Parteiaktivs, der 
erst seit den 1990er Jahren 
Mitglied der DKP gewor¬ 
den oder in Führungspo¬ 
sitionen nachgerückt ist. 

Da scheint mir doch vie¬ 
les, was direkt nach der 
Zäsur von 1989/90 und 
im Ergebnis der vor¬ 
herigen Strömungs¬ 
auseinandersetzung 
in der DKP Konsens 
war, in Vergessenheit 
geraten zu sein. Das Bild, das in der 
aktuellen Parteidebatte manchmal von 
der DKP bzw. ihren strategischen, pro¬ 
grammatischen Positionen gemalt wird, 
hat mit unserer realen Entwicklungs¬ 
geschichte herzlich wenig zu tun. Da 
schmerzen Austritte langjähriger, er¬ 
fahrener Mitglieder, die als kommunis¬ 
tische „Zeitzeugen“ der Nachkriegszeit 
bzw. der Gründungsphase und der ers¬ 
ten 25 Jahre der DKP noch Rede und 
Antwort stehen könnten, ganz beson¬ 
ders. Dass wir lange vor dem Führungs¬ 
wechsel auf dem 20. Parteitag der DKP 
eine tiefgehende Zerrüttung des Ver¬ 
hältnisses zwischen damaliger Mehr¬ 
heit und Minderheit sowie zwischen 
Partei- und SDAJ-Führung zugelassen 
haben, hat weder uns als Partei noch 


seit 

2015 verstärkt 
auch mit Büchern unse¬ 
rer Edition Marxistische Blätter ver¬ 
folgen, z.B. mit „Reale Geschichte als 
Lehrmeister“, „Lernen aus Krieg und 
Faschismus“ und „Revolutionäre Po¬ 
litik in nichtrevolutionären Zeiten“. 
Der USB-Stick mit den „Marxisti¬ 
schen Lehrbriefen“ und ausgewählten 
Bildungsheften der DKP ist wie gesagt 
ein weiterer Baustein dieses Projektes. 
Er ist vor allem „work in progress“: die 
noch fehlenden Bildungshefte werden 
im Laufe des Jahres ergänzt. Kleiner 
Werbeblock: Wer den Stick also jetzt 
kauft, bekommt den komplettierten 
kostenlos nachgeliefert. 


Diskussion, nicht nur auf einer Auf¬ 
sehen erregenden Pressekonferenz in 
Frankfurt/Main, bei der Herbert Mies, 
der spätere Vorsitzende der DKP, ver¬ 
haftet wurde, sondern auch in öffentli¬ 
chen Veranstaltungen z.B. in Bremen. 
Dieser Entwurf ist das letzte, reifste 
programmatisch-strategische Doku¬ 
ment der (West-)KPD, in das die Er¬ 
fahrungen des Widerstandskampfes 
gegen den Faschismus genauso einge¬ 
gangen sind wie die Lehren aus eige¬ 
nen linksradikalen Fehleinschätzun¬ 
gen und -entscheidungen der frühen 
Nachkriegsjahre. Die Herrschenden 
der BRD hielten trotzdem am verfas¬ 
sungswidrigen KPD-Verbot fest, ha¬ 
ben aber die Neukonstituierung einer 
legalen Deutschen Kommunistischen 
Partei (DKP) im September 1968 nicht 
verhindert. Dieser Programmentwurf 
von 1968 ist ohne Zweifel eins der 
Schlüsseldokumente der KPD, an das 
die DKP - z.B. neben dem Aufruf der 
KPD vom 11. Juni 1945 - in der Ent¬ 
wicklung ihrer programmatischen und 
strategischen Positionen angeknüpft 
hat. Anders gesagt: beim Übergang von 
der KPD zur DKP kann man auch sehr 
gut Erkenntnisse gewinnen, wie deut¬ 
sche Kommunistinnen in veränderter 
Lage sowohl für Kontinuität - z.B. von 
strategischen, programmatischen Posi¬ 
tionen - gesorgt haben und zugleich 
mit Überholtem - z.B. im 
Verständnis 


UZ: In der ersten Ausgabe dieses Jubi¬ 
läumsjahres 2018 haben die Marxisti¬ 
schen Blätter als Beitrag zu „50 Jahre 
DKP“ den Programmentwurf der KPD 
vom 8. Februar 1968 als Beilage veröf¬ 
fentlicht. Warum in dieser Form und 
ausgerechnet dieses Dokument? 


Lothar Geisler: Unsere Beilage des 
Abendroth-Vortrages über „Lenin und 
die internationale Arbeiterbewegung“ 
im Schwerpunktheft „Klasse, Demo¬ 
kratie, Arbeiterbewegung“ (6_2017) 
ist auf so positive Resonanz gestoßen, 
dass wir uns kurz entschlossen haben, 
solche Beilagen öfter zu machen. Das 
mit diesem Programmentwurf der 
KPD fortzusetzen lag da nahe, nicht 
nur um noch einmal für unser Buch 
„Lernen aus Krieg und Faschismus“ 
zu werben, das sich mit den wichtigs¬ 
ten Fragen der Nachkriegsgeschichte 
der KPD bis 1968 befasst. In ihrem 50. 
Jahr machte die KPD am 8. Februar 
1968 einen demonstrativen Schritt aus 
der Illegalität, in die sie seit 1956 - nur 
wenige Jahre nach der Befreiung vom 
deutschen Faschismus - durch ein von 
vornherein verfassungswidriges Partei¬ 
verbot erneut verbannt war. Sie stellte 
diesen Programmentwurf öf¬ 
fentlich vor und 
zur 


„Marxistische Lehrbriefe“ 

und ausgewählte Bildungshefte der DKP 

USB-Stick, 19,80 Euro 

Aus dem Inhalt 

Marxistische Lehrbriefe 1968/69 zur Geschichte: z.B. Die Novemberrevolution 
1918; Karl Liebknecht und Rosa Luxemburg; Karl Marx-aus seinem Leben; Die 
Gründung der KPD; Die Pariser Commune 1971; Die deutsche Arbeiterbewegung 
1919-1923; Der Faschismus an der Macht und der antifaschistische Widerstand 
1 933~ 1 945; Der Zweite Weltkrieg und der Widerstand der deutschen Arbeiter¬ 
klasse; Die deutsche Sozialdemokratie um die Jahrhundertwende; Die Wieder¬ 
herstellung der Besitz- und Machtverhältnisse in West-Deutschland; Von Pots¬ 
dam nach Bonn - Die Spaltung Deutschlands; u.v.m. 

Bildungshefte der DKP (1973-1989): z. B. Kommunisten und Grundgesetz; Or¬ 
ganisationspolitische Grundsätze der DKP; Warum beschäftigen wir uns mit der 
Geschichte der kommunistischen Bewegung?; Grundsätze kommunistischer 
Bündnispolitik in sozialen Bewegungen; „Diese kleine doch mächtige Partei 
..." - Die Gründung der DKP 1968; Krieg und Frieden heute; Neue Fragen der 
Aktionseinheit; Mehr Kommunisten braucht das Land; DKP - Partei des Sozia¬ 
lismus; DKP - eine demokratische Partei; Kultur und Handeln; Kommunisten, 
Wahl, Wahlbündnisse; DKP - 20 Jahre für Frieden, Arbeit, Demokratie; Wieder 
bei Marx-Auf dem Weg zu Lenin -70 Jahre KPD-Gründung u.v.m. 


meine ich, täte es uns allen gut, dieses 
Jubiläumsjahr jenseits von 
Festtagsreden 


der SDAJ gut ge¬ 
tan. Dass wir hier 
auch ein gewisses 
Generationspro¬ 
blem in der Par¬ 
tei haben, be¬ 
rücksichtigen 
wir m.E. in un¬ 
seren Über¬ 
legungen zu 
wenig. Das 
unterstreicht 
die Bedeu¬ 
tung eines 
„Projektes 
Erbean¬ 
eignung“, 
das wir 


der 

Partei- 
orga- 
nisati- 
on - ge¬ 
brochen 
haben, 
oder an¬ 
ders for¬ 
muliert: wie 
sie den histo¬ 
rischen Mate¬ 
rialismus ganz 
in Marx’schem 
Verständnis di¬ 
alektisch statt 
mechanistisch 
begriffen und an¬ 
gewendet haben. 
Ein Grundver¬ 
ständnis des histori¬ 
schen Materialismus 
und eine Fähigkeit, 
um die jede neue Ge¬ 
neration unter ihren 
konkreten Verhältnis¬ 
sen neu ringen muss. 

Die Fragen stellte 
Fritz Pasemann-Senkel 




m unsere zeit 


Positionen 


Freitag, 12. Januar 2018 


Lucas Zeise zum deutschen Mythos von Europa 

Weltkriegsvorbereitung 


D ie Herren Schulz und Gabriel 
wollen Europa zum eigentlichen 
Zweck der neuen deutschen Re¬ 
gierung machen. „Es ist Aufgabe der 
SPD, die zentrale Rolle Deutschlands 
bei der Gestaltung Europas anzumah¬ 
nen und den fortschrittlichen Kräften in 
Europa die Hand zu reichen.“ So formu¬ 
lierte der SPD-Parteivorstand, um den 
Delegierten des Parteitages den Weg in 
eine erneute Koalition mit der CDU/ 
CSU schmackhaft zu machen. Schulz 
kündigte sogar an, er wolle die EU bis 
2025 in die Vereinigten Staaten von Eu¬ 
ropa umwandeln. Das soll kühn wirken, 
was es ja auch ist. 

Die SPD benutzt Europa als Recht¬ 
fertigung für eine ungeliebte Regie¬ 
rungsbeteiligung. Noch scheint die EU 
so beliebt bei einem Teil des Volkes, 
dass die Partei glaubt, das könnte funk¬ 
tionieren. Zur Rechtfertigung der EU 
wird das große Thema Frieden herbei¬ 
gezaubert. Am besten wusste Helmut 
Kohl die „Erzählung“ zu präsentieren, 


dass die Europäische Union den Völ¬ 
kern Europas den Frieden geschenkt 
habe. Zusammen mit Frangois Mitter¬ 
and, dem sozialistischen Präsidenten 
Frankreichs, stellte er das Händchen 
haltend in Verdun auch in einem Steh¬ 
bild dar. Schon den beiden Hauptdar¬ 
stellern sah man damals an, dass es 
sich bei diesem Mythos um Politkitsch 
handelt. Die Europäische Union (vor¬ 
mals Wirtschaftsgemeinschaft) ist wie 
die NATO ein Kind des Kalten Krie¬ 
ges. Die lange Periode von 1945 bis 1998 
ohne Krieg in Europa ist ebenfalls Pro¬ 
dukt dieser Konstellation, die die impe¬ 
rialistischen Mächte veranlasste, nicht 


nur auf den Krieg untereinander zu 
verzichten, sondern auch ökonomisch 
ein Stück weit zu kooperieren, um den 
Sozialismus einzudämmen und zurück¬ 
zudrängen. 

Die Zeit des erzwungenen Friedens 
zwischen den Imperialisten ist seit 1990 
vorbei. Haben wir es mit einem Wun¬ 
der zu tun, wenn wir feststellen, dass 
die alten imperialistischen Staaten 
auch heute noch untereinander Frie¬ 
den halten und Krieg und Subversion 
aber nur zur Unterwerfung neuer Ri¬ 
valen oder unbotmäßiger Regierun¬ 
gen aus der früheren 3. Welt einset- 
zen? Der am Ende des 2. Weltkrieges 


unter Führung der USA organisierte 
„Westen“ besteht nach wie vor. Die 
EU, obgleich ökonomisch schärfster 
Konkurrent der USA, wird von diesen 
nicht bekämpft. Sie tolerieren auch 
wohlwollend die führende Rolle, die 
der deutsche Imperialismus in der EU 
spielt. Das EU-Regime des freien Ka¬ 
pitalverkehrs und des Wettbewerbs 
der Staaten untereinander ist für die 
deutschen Konzerne von unschätzba¬ 
rem Wert. Umgekehrt stellt Deutsch¬ 
land die führende Rolle der USA in¬ 
nerhalb des „Westens“ nicht in Frage. 
Auch der von Präsident Trump unter 
der Parole „America first!“ mit einer 


Steuerreform angekündigte Handels¬ 
krieg ist nach der Intervention der EU- 
Europäer unterblieben. Die Aufregung 
über ein Ende des transatlantischen 
Neoliberalismus war verfrüht. 

Militärisch läuft alles wie von langer 
Hand geplant: Im Ziel, verstärkt aufzu¬ 
rüsten und Russland zu bedrohen, sind 
sich alle Seiten einig. Auch die Kriege 
gegen und in Afghanistan, Libyen, Sy¬ 
rien und Nordafrika werden gemeinsam 
geplant und arbeitsteilig betrieben - 
wenn auch nicht immer gewonnen. 

Friedrich Engels hat vor 130 Jahren 
die Lage in Europa beschrieben und 
den Weltkrieg erstaunlich präzise vor¬ 
hergesagt, der 26 Jahre später begann. 
Auch heute geht es um die Weltherr¬ 
schaft. Die europäischen Imperialisten, 
vor allem Deutschland, stehen dabei 
fest an der Seite der USA, deren Domi¬ 
nanz von Russland, vor allem aber dem 
ökonomisch immer stärker werdenden 
China in Frage gestellt wird. Der dritte 
Weltkrieg wird vorbereitet. 



Liebe Berliner Polizei, willkommen zurück! Ihr hattet ja euren Spaß in Hamburg. Wie man auf dem Foto sieht, erst fett Party 
machen und dann auf Linke kloppen. G20-Gipfel ist auch nicht jeden Tag und dann muss das schon ordentlich rocken. 
Wir hoffen aber, ihr seid jetzt wieder nüchtern. Am Sonntag müsst ihr ja wieder ran. Wir demonstrieren zu Ehren von Rosa 
Luxemburg und Karl Liebknecht, gegen Krieg und Kapitalismus, und da wäre es voll uncool, wenn ihr wieder total hacke 
euren Auftrag erfüllt. 

Aber ehrlich gesagt würden wir uns auch die Kante geben, wenn wir Bürgerkrieg und Aufstandsbekämpfung üben müssten 
an Leuten, die es nur satt haben immer mehr zu arbeiten für weniger Lohn, immer mehr Miete zu zahlen, während die 
Bildung den Bach herunter geht und Deutschland in der ganzen Welt Krieg führt. Also Prost und chillt mal bisschen. CH 


Was Herrn Steltzner missfällt 

Angst vor den chinesischen Digitalkommunisten • Kolumne von Beate Landefeld 


Achim Bigus zur Tarif runde Metall- und Elektroindustrie 

Wie der Boss die Welt sah... 


In jüngster Zeit nehmen Alarmru¬ 
fe der Freunde der Kapitalherrschaft 
über die angebliche Bedrohung un¬ 
serer Lebensweise durch den chinesi¬ 
schen Kommunismus zu. Sigmar Gab¬ 
riel versuchte vergeblich in allerletzter 
Minute, die Übernahme der Roboter¬ 
firma Kuka durch chinesische Investo¬ 
ren zu verhindern und mahnte bei der 
EU Abwehrpläne gegen solche Über¬ 
nahmen an. Er beschwor die Gefahr ei¬ 
ner Spaltung der EU durch China, da 
chinesisches Geld im Zusammenhang 
mit dem Seidenstraßenprojekt in süd- 
und südosteuropäische Länder fließe, 
von denen einige dank der EU-Auste- 
ritätsprogramme unter neoliberalem 
„Reformdruck“ stehen. Anlass zur Be¬ 
unruhigung war auch ein geheimnis¬ 
voller chinesischer Großaktionär der 
Deutschen Bank, dessen Identität trotz 
Bemühungen investigativer Journalis¬ 
ten nicht aufzuklären war. 

All das findet FAZ-Mitherausge- 
ber Holger Steltzner problematisch. 
Die Globalisierung sei ohnehin auf 
dem Rückzug. In der Abschlusserklä¬ 
rung des G20-Gipfels sei statt von frei¬ 
em nur noch von „fairem Handel“ die 
Rede. Von der Globalisierung profitiere 
aber neben China kein Land so stark 
wie Deutschland. Steltzner: „China hat 
dank der Öffnung der Wirtschaft in 
nur drei Jahrzehnten Hunderte Milli¬ 
onen Menschen aus der Armut geholt. 
Eine größere Erfolgsgeschichte in der 
globalen Armutsbekämpfung ist nicht 
bekannt.“ (FAZ vom 7.1.2018) Deutsch¬ 
lands Globalisierungsgewinne und Chi¬ 
nas Erfolg gegen die Armut sind für 
Steltzner gute Gründe, um Wege zu su¬ 
chen, die vermeiden, dass die Globali¬ 


sierung zurückgedreht und Protektio¬ 
nismus und Handelskriege wieder nor¬ 
mal werden. 

Was schlägt er stattdessen vor, um 
„Chinas Weg zur Weltherrschaft“ (so 
der Titel) zu hemmen? Nichts Neues. 
Gemeinsam mit den USA müsse Berlin 
in Peking immer wieder die „fehlende 



Beate Landefeld 


Reziprozität“ kritisieren und Druck ma¬ 
chen, damit ausländisches Kapital weni¬ 
ger Kontrollen unterliegt. Das heißt, die 
Aufhebung des Joint-Venture-Zwangs 
zu fordern, was Frau Merkel ohnehin 
bei jeder Chinareise tut. Steltzners Un¬ 
tersuchung macht westlichen Kapitalis¬ 
ten nicht allzu viel Hoffnung auf Erfolg. 

Chinas digitale Transformation 
schreite schneller voran als die des 
Westens. Einkäufen im Internet, mo¬ 
biles Bezahlen an allen möglichen Or¬ 
ten seien in China selbstverständlich. In 
Guangzhou erprobe man eine Gesichts- 
erkennungs-Software, die den Personal¬ 


ausweis ersetzen soll. Entwickelt werde 
ein „soziales Bewertungssystem“. Laut 
Steltzner soll es „die 1,4 Milliarden Ein¬ 
wohner der Volksrepublik zu sozialis¬ 
tischer Folgsamkeit zwingen. Erstmals 
soll es sogar Strafen für Wohlhabende 
geben. Bürger, die allein in zu großen 
Wohnungen leben oder ausländische 
Luxusautos fahren, sollen mit Minus¬ 
punkten bestraft werden.“ Schrecklich! 
Besuche bei der Großmutter im Alters¬ 
heim bringen Pluspunkte. Das darf man 
hiesigen Heimbewohner(innen) nicht 
sagen. Experimente gab es im Sozialis¬ 
mus schon viele. 

Vieles, was Kapitalisten fürchten, er¬ 
freut uns Kommunisten. Steltzner: „In 
den neunziger Jahren öffnete sich Chi¬ 
nas Staatswirtschaft neuen Unterneh¬ 
mensformen. Danach erlebten private 
und ausländische Unternehmen ein 
rauschhaftes Wachstum in der Volksre¬ 
publik. Das verleitete viele Beobach¬ 
ter zum Trugschluss, China nähere sich 
dem westlichen Leitbild an. Aber das 
Gegenteil passiert. Die Kommunisti¬ 
sche Partei will die Kontrolle über die 
Privatwirtschaft wiedererlangen und 
sich dabei selbst disziplinieren.“ Die 
Antikorruptionskampagne der vergan¬ 
genen Jahre habe es für Unternehmer 
schwer gemacht, sich Einfluss bei Funk¬ 
tionären zu erkaufen. Die Partei habe 
ihre Kontrollmechanismen deutlich 
verstärkt, denn in mehr als zwei Drit¬ 
teln aller Unternehmen mit Privatka¬ 
pital existierten heute aktive Parteior¬ 
ganisationen. KP-Vertreter säßen nun 
nicht mehr nur in Betriebsgewerkschaf¬ 
ten großer Privatunternehmen, sondern 
auch in Leitungsfunktionen bis hin zu 
Aufsichtsräten und Vorständen. 


Der Tarifkonflikt 2018 in der Metall- 
und Elektroindustrie könnte einer der 
härtesten seit langem werden. Das er¬ 
staunt etwas angesichts der IG-Metall- 
Forderungen: Sechs Prozent mehr Lohn 
bei guten Gewinnen der meisten Unter¬ 
nehmen sowie ein individuelles Recht auf 
„kurze Vollzeit“ - nicht etwa „bei vollem 
Lohnausgleich“ wie einst die 35-Stunden- 
Woche, sondern nur mit einem Zuschuss, 
wenn diese Option für Erziehungs- oder 
Pflegearbeit oder zur Entlastung von 
Schichtarbeitern in Anspruch genommen 
wird. Die „Süddeutsche Zeitung“ findet 
das „nicht abseitig, sondern avantgardis¬ 
tisch“ und lobt: „Mit der Vereinbarkeit 
von Leben und Arbeit greift die Gewerk¬ 
schaft ... eine Frage auf, die viele Men¬ 
schen bewegt...“. 

Doch die Kapitalvertreter weisen be¬ 
sonders die Arbeitszeitforderungen als 
„fast unüberbrückbare Hürde“ scharf 
zurück (so Nordmetall-Präsident Tho¬ 
mas Lambusch). 

Manche ihrer Argumente sind wah¬ 
re Perlen: 

„Was habe ich mit den familiären Zu¬ 
ständen der Beschäftigten zu tun?“ - un¬ 
geschminkt, ohne Phrasen („Liebe Mit¬ 
arbeiter“!) macht Dr. Volker Schmidt 
(Hauptgeschäftsführer Niedersachsen- 
Metall) hier klar, dass Verkauf und Kauf 
der Arbeitskraft für die Beteiligten sehr 


Der Ex-Bundesverkehrsminister und 
aktuelle CSU-Landesgruppenchef Ale¬ 
xander Dobrindt blökte, „auf die linke 
Revolution der Eliten folgt eine konser¬ 
vative Revolution der Bürger“. Dobrindt, 
der in seinem Leben über mehr Affären 
gestolpert ist und öfter gescheitert ist als 
alle halben Revolutionen seit der Fran¬ 
zösischen, möchte sich zum Revoluti¬ 
onsführer des Rechtsrucks machen, der 
in Bayern mit Markus Söder ein neues 
Gesicht und neue Schärfe gefunden hat. 
Der Hauptfeind sind alte Männer (und 
ein paar wenige Frauen), die vor 50 Jah¬ 
ren lange Haare hatten und Lederjacken 
trugen. Die „Alt-68er“ sind nach Dob¬ 
rindt an allem schuld, wo es einen Schul¬ 
digen brauchen könnte. 

Dobrindt schlägt in eine Kerbe, die 
es gibt, auch wenn das nicht jeden freut. 
Die Geschehnisse von 1968 und den Fol¬ 
gejahren sind eine zwiespältige Sache. 
Zum einen ermöglichten sie mit, dass sich 
eine legale kommunistische Partei in der 
BRD neu konstituieren konnte und der 
Muff aus 1000 Jahren ein bisschen her¬ 
ausgeblasen wurde, damit man nicht so¬ 
fort erstickt. 

Auf der anderen Seite reformierten 
Ex-Maos, Ex-Trotzkis, Ex-hast-du-noch- 
nicht-gesehen die Bundesrepublik mit 
Agenda 2010 und Hartz-Gesetzgebung 


verschiedene Zwecke verfolgen: Geht 
es dem Verkäufer um die Existenz (mit¬ 
samt der „familiären Zustände“), so geht 
es den Dr. Schmidts um die Quelle des 
Profits und sonst gar nichts ... 

„Mehr Geld fürs Nichtstun wird es 
mit uns nicht geben“ - auch dem Ge¬ 
samtmetall-Präsidenten Rainer Dulger 
ist zu danken für die Klarstellung, dass 
es sich bei Erziehung und Pflege aus Un¬ 
ternehmersicht um „Nichtstun“ handelt. 
Persönlich ist ihm zu wünschen, nie auf 
Pflegende angewiesen zu sein, die das ge¬ 
nauso sehen... 

Mein momentaner Favorit ist aber 
Unternehmerpräsident Ingo Kramer: 
„Es geht nicht, dass der Arbeitnehmer 
allein entscheidet, wann er wie viel ar¬ 
beiten will“ - der „Kölner Stadt-Anzei¬ 
ger“ erkennt hier „ein vordemokratisches 
Denkmuster“, welches ins 19. Jahrhun¬ 
dert passe. Als sein Bruder im Geiste kri¬ 
tisiert Südwestmetall-Chef Stefan Wolf 
„Forderungen, die keine Rücksicht auf 
die betriebliche Organisation nehmen: Es 
ist aber immer noch die Hoheit des Un¬ 
ternehmers, diese Organisation aufrecht 
zu erhalten.“ 

Gibt es bessere Kronzeugen für die 
Feststellung des guten alten Karl Marx, 
bei jeder Beschränkung der Arbeits¬ 
zeit ginge es immer auch um Fragen des 
„Prinzips“ (MEW 16, S. 11)? 


im Interesse der Kapitalisten zum Bil¬ 
liglohnland mit all den Folgen, die wir 
Tag für Tag spüren. Wer in den letzten 
Jahrzehnten Studierender oder Azu¬ 
bi war, kennt nicht einen Chef aus ei¬ 
ner Klitsche, in der man ein paar Euros 
verdient hat, der meinte, er hätte früher 
auch lange Haare gehabt und deshalb 
wäre es vollkommen in Ordnung, dass 
man unbezahlt mehr für ihn arbeiten 
müsse - man sei ja auf der gleichen Li¬ 
nie. „Alt-68er“ die bis 1990 durchhiel¬ 
ten, rannten dann umso schneller und 
hinterließen eine bundesdeutsche Linke, 
die nicht mal mehr zu einem anständi¬ 
gen Reformismus ä la Jeremy Corbyn 
fähig ist, sondern zwischen „im System 
ankommen“ und Elfenbein-Rhetorik 
keinen Platz für sich besetzen kann. Ein 
umso größeres Chapeau an die „Alt- 
68er“, die heute zwar keuchen, aber wei¬ 
terkämpfen. 

Das Problem ist nicht, wie Herr Dob¬ 
rindt meint, dass die heute gesetzten Da¬ 
men und Herren vor 50 Jahren revoltier¬ 
ten, sondern dass die große Masse von 
ihnen aufhörte zu revoltieren. Schauen 
wir also nicht mit einer rosaroten Bril¬ 
le zurück, sondern schärfen wir unseren 
Blick nach vorne. Sonst müssen wir hof¬ 
fen, dass Dobrindt mal wieder scheitert. 
Tun wir lieber das Nötige dazu. 


Christoph Hentschel über die Äußerungen von Alexander Dobrindt (CSU) 

Der Hauptfeind steht links 
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Freude über die Russen? 

Rosa Luxemburg, Revolution und Demokratie • Von Dietmar Dath 



D ie Oktoberrevolution und die 
Sowjetunion, die aus diesem Er¬ 
eignis hervorging, bleiben die 
größten historischen Erfolge der Lin¬ 
ken, solange das Wort „links“ als po¬ 
litischer Begriff den Sinn behält, den 
es an seinem Ursprung hatte - in der 
alten französischen Parlamentssitz¬ 
ordnung fand man links die Klasse, die 
sich emanzipieren wollte, rechts die 
Herrschenden. Wer Oktoberrevoluti¬ 
on und Sowjetunion bei Linken heute 
verleumden will, um diese Linken zu 
spalten, zu verwirren und zu demorali¬ 
sieren, mag versuchen, dieser Miesma¬ 
cherei einen linken Anstrich zu geben. 
Reformistische Zeuginnen und Zeu¬ 
gen taugen dafür derzeit schlecht, denn 
allmählich hat sich herumgesprochen, 
dass sich gesellschaftliches Unrecht 
seinen Nutznießern durch Überredung 
nicht abgewöhnen lässt. Noch nie ist ir¬ 
gendwo eine herrschende Klasse weg¬ 
reformiert worden. Was man also sucht, 
wenn man eine linke Zeugin oder einen 
linken Zeugen gegen die Oktoberrevo¬ 
lution und die Sowjetunion sucht, ist 
keine Reformistin und kein Reformist, 
sondern eine Revolutionärin oder ein 
Revolutionär mit Ein wänden gegen die 
Bolschewiki. 

Nicht selten genug soll ausgerech¬ 
net Rosa Luxemburg die gesuchte Per¬ 
son sein. 

In der Tat war diese große Revolu¬ 
tionärin, die einen der stärksten Texte 
gegen den Reformismus geschrieben 
hat, den die Geschichte der Arbeiter¬ 
bewegung kennt, „Sozialreform oder 
Revolution“ (1898), schon lange vor 
dem Roten Oktober eine skeptische 
Beobachterin der Bolschewiki. Schon 
1905 schrieb sie über „russische Partei¬ 
streitigkeiten“, also die Ergebnisse der 
Spaltung der russischen Sozialdemo¬ 
kratie auf ihrem Londoner Kongress 
zwei Jahre zuvor, den Satz, bei Lenins 
Fraktion, den Bolschewiki eben, zeige 
sich „eine etwas kosakische Art, einen 
Parteizwist zu lösen“, sie seien zu gro¬ 
be Taktiker und zu sture Strategen, und 
man solle sich bei der Sozialdemokratie 
anderer Länder lieber an den Rat des 
Deutschen Karl Kautsky halten, der 
Neutralität empfahl, was Rosa Luxem¬ 
burg „ein kluges und anerkennenswer¬ 
tes Wort“ nannte. 

Als zwölf Jahre später der Rote Ok¬ 
tober stattgefunden hatte, bescheinig¬ 
te sie den Kritisierten indes zumindest, 
völlig richtig gehandelt zu haben, als 
jene „Frieden und Landfrage“ in den 
Mittelpunkt ihrer vorwärtstreibenden 
Propaganda wie ihrer Taten stellten. 
Diese Politik wurde durchgesetzt, so 
Luxemburg, gegen „die bürgerlichen 
Klassen, die, von der ersten Sturmwel¬ 
le der Revolution überspült, sich bis 
zur republikanischen Staatsform hat¬ 
ten mit fortreißen lassen“, dann aber 
alsbald begannen, „nach rückwärts 
Stützpunkte zu suchen und im Stillen 
die Konterrevolution zu organisie¬ 
ren“. War die „kosakische Art“ bei der 
Marxistin Luxemburg 1905 noch eine 
Metapher für die Handlungsweise der 
Bolschewiki gewesen, so bekamen es 
diese Bolschewiki nun mit wirklichen, 
konterrevolutionären Kosaken zu tun, 
die im Tross des Putschisten L. G. Kor- 
nilow schon vor dem Roten Oktober 
„auf Petrograd vorrückten, um die Re¬ 
volution niederzuwerfen und eine Mili¬ 
tärdiktatur zu errichten“. Hätten sie Er¬ 
folgt gehabt, wäre, so Luxemburg, „das 
Schicksal der Demokratie, der Repub¬ 
lik selbst besiegelt gewesen“. 

Daran, dass Lenins angeblich linke, 
aber weniger konsequente Konkur¬ 
renz innerhalb der russischen Sozial¬ 
demokratie sich für die Verteidigung 
der Revolution gegen jene Kosaken 
und andere Konterrevolutionäre nicht 
zu interessieren schien, daran konnte 
man, schrieb nun die Revolutionärin, 
„das Utopische und im Kern Reaktio¬ 
näre der Taktik ermessen, von der sich 
die russischen Sozialisten der Kautsky- 
schen Richtung, die Menschewiki, lei¬ 
ten ließen.“ 

Eine Leninistin war sie mit die¬ 
sen Worten trotzdem nicht geworden. 
Denn ihre Kritik an Lenins Partei 


blieb scharf. Sie erschöpft sich nicht 
in dem Satz von der Freiheit, welche 
immer die Freiheit des Andersden¬ 
kenden sei, auf den sie meist reduziert 
wird. Was diese Kritik vielmehr eigent¬ 
lich ablehnt, ist der nicht nur bei der 
sozialistischen, sondern schon bei der 
bürgerlichen Linken im Kampf gegen 
den Feudalismus vorfindbare Hang re¬ 
volutionärer Organisationen, in Zei¬ 
ten knapp errungener Siege und exis¬ 
tenzieller Bedrohung hierarchisch zu 
verhärten. Luxemburg war Realistin 
genug, zu wissen, dass sich dieser Hang 
nur dann komplett abschaffen lässt, 
wenn man bei 
der revolutio¬ 
nären Linken 
auf die Ar¬ 
beitsteilung 
und deren zen¬ 
trale Organisa¬ 
tion (die ja der 
Klassenfeind 
auch hat, dadurch wird nun mal alles 
effektiver) schlechthin verzichtet. Das 
empfahl sie zwar niemandem, ihre Ein¬ 
wände aber nähern sich diesem Punkt 
nicht selten, weil sie formale Kriteri¬ 
en etwa der Demokratie (zum Bei¬ 
spiel allgemeine Wahlen oder Presse¬ 
freiheit) darin mitunter über den Klas¬ 
seninhalt der jeweiligen Konstellation 
stellt. Am deutlichsten geschah das in 
einer berühmten Passage, die beklagt, 
die Bolschewiki hätten „an Stelle der 
aus allgemeinen Volkswahlen hervor¬ 
gegangenen Vertretungskörperschaf¬ 
ten die Sowjets als die einzige wahre 
Vertretung der arbeitenden Massen 
hingestellt. Aber mit dem Erdrücken 
des politischen Lebens im ganzen Lan¬ 
de muss auch das Leben in den Sow¬ 
jets immer mehr erlahmen. Ohne all¬ 
gemeine Wahlen, ungehemmte Pres¬ 
se- und Versammlungsfreiheit, freien 
Meinungskampf erstirbt das Leben in 
jeder der öffentlichen Institutionen, 
wird zum Scheinleben, in dem die 


Bürokratie allein das tätige Element 
bleibt. Das öffentliche Leben schläft 
allmählich ein, einige Dutzend Partei¬ 
führer von unerschöpflicher Energie 
und grenzenlosem Idealismus dirigie¬ 
ren und regieren, unter ihnen leitet in 
Wirklichkeit ein Dutzend hervorra¬ 
gender Köpfe, und eine Elite der Ar¬ 
beiterschaft wird von Zeit zu Zeit zu 
Versammlungen aufgeboten, um den 
Reden der Führer Beifall zu klatschen, 
vorgelegten Resolutionen einstimmig 
zuzustimmen, im Grunde also eine 
Cliquenwirtschaft - eine Diktatur al¬ 
lerdings, aber nicht die Diktatur des 


Proletariats, sondern die Diktatur ei¬ 
ner Handvoll Politiker, d.h. Diktatur 
im bürgerlichen Sinne, im Sinne der 
Jakobiner-Herrschaft.“ 

Wo das heute zitiert wird, sug¬ 
geriert man gern, Rosa Luxemburg 
habe formal mehrstimmige Politik 
gegen formal einstimmige immer und 
überall in Stellung gebracht und sei 
damit ungefähr für das eingetreten, 
was man im Gegensatz zu ihrer Wen¬ 
dung „Diktatur im bürgerlichen Sin¬ 
ne“ als „Demokratie im bürgerlichen 
Sinne“ bezeichnen könnte. Dass es ihr 
in Wirklichkeit nicht um solche For¬ 
men, nicht um die Kriterien des Li¬ 
beralismus für Demokratie ging, son¬ 
dern um den Klasseninhalt der Poli¬ 
tik, sieht man am deutlichsten da, wo 
man ihr Handeln, Reden und Schrei¬ 
ben im Zusammenhang derjenigen 
revolutionären Auseinandersetzung 
studieren kann, die sie nicht wie die 
russische nur kommentierte, sondern 
aktiv mitgestaltet hat. Im Dezember 


1918 schrieb sie, die formal und bür¬ 
gerlich-demokratische „Ausnutzung 
des Parlaments zu sogenannten posi¬ 
tiven Errungenschaften“ sei für Deut¬ 
sche jetzt ein „althergebrachtes Sche¬ 
ma“, das es in der revolutionären Situ¬ 
ation zu verlassen gelte: „Jetzt stehen 
wir mitten in der Revolution, und die 
Nationalversammlung ist eine gegen¬ 
revolutionäre Festung, die gegen das 
revolutionäre Proletariat aufgerichtet 
wird. Es gilt also, diese Festung zu be- 
rennen und zu schleifen.“ 

Besagte Festung war wählbar als 
Ergebnis eines Meinungskampfes, also 
genau das, was 
Rosa Luxem¬ 
burg bei ihrer 
Kritik an den 
Bolschewiki 
bei diesen ver¬ 
misste. Jetzt 
aber attackier¬ 
te sie Mahnun¬ 
gen anderer, die formelle bürgerliche 
Demokratie nicht zu verspielen, als 
Aberglaube eines Menschenschlags, der 
„dem parlamentarischen Kretinismus 
huldigt“ und „Revolution und Sozialis¬ 
mus durch Parlamentsmehrheiten ent¬ 
scheiden will“. Was sie in der Schlacht 
zu ahnen begann, war die unangeneh¬ 
me Wahrheit, dass diejenige Seite, die 
während der Schlacht abstimmt, diese 
Schlacht nur verlieren kann. 

Wer ist also die wahre Rosa Lu¬ 
xemburg? Ist das die Verteidigerin des 
Wahlzettels als Gütesiegel formaler 
Demokratie oder die Verächterin der 
Ergebnisse von Wahlen mit bürgerli¬ 
chem Klasseninhalt im revolutionären 
Kampf? Politische Positionen sind kei¬ 
ne fixen Größen. Man versteht sie nur 
im Zusammenhang von Für und Wider. 
Gemessen am Ideal war Rosa Luxem¬ 
burg eine Kritikerin des Bolschewis¬ 
mus, gemessen am realen Angebot der 
Alternativen ihrer Zeit hingegen stand 
sie auf derselben Seite, nämlich gegen 


alle, die der Revolution empfahlen, auf 
den Moment zu warten, da alles nach 
dem Ideal zu regeln sein würde, nach 
dem „althergebrachten Schema“. Das 
ging bei ihr nicht nur gegen demokrati¬ 
sche, sondern auch gegen ökonomische 
Schemagläubige, wie in ihrem unver¬ 
gesslichen Brief an Luise Kautsky vom 
24. November 1918: „Freust Du Dich 
über die Russen? Natürlich werden 
sie sich in diesem Hexensabbat nicht 
halten können - nicht, weil die Statis¬ 
tik eine zu rückständige ökonomische 
Entwicklung in Russland aufweist, wie 
Dein gescheiter Gatte ausgerechnet 
hat, sondern weil die Sozialdemokra¬ 
tie in dem hochentwickelten Westen 
aus hundsjämmerlichen Feiglingen be¬ 
steht, die, ruhig zusehend, die Russen 
sich verbluten lassen. Aber ein solcher 
Untergang ist besser als ,leben bleiben 
für das Vaterland! 4 , es ist eine weltge¬ 
schichtliche Tat, deren Spur in Äonen 
nicht untergehen wird.“ 

Was die Versuche, Rosa Luxemburg 
gegen den Roten Oktober und die So¬ 
wjetunion zu instrumentalisieren, un¬ 
terschlagen müssen, ist zweierlei: 1. 
Sie hätte zweifellos gern Erfahrungen 
damit gemacht, die revolutionäre Ge¬ 
walt, die sie befürwortete, anders zu 
gebrauchen als die Bolschewiki. Aber 
dazu kam es nicht, weil der Verrat der 
SPD die deutsche Revolution nicht 
so weit gelangen ließ wie die russi¬ 
sche. 2. Ihre Kritik an Lenin ist keine 
formell antidiktatorische oder gegen¬ 
administrative, sondern eine klassen¬ 
spezifische und damit ein Spezialfall 
der Bestätigung des dem Marxismus 
wohlbekannten Gefälles zwischen An¬ 
spruch (Programm) und Gelegenheit 
(Klassenkampf): „Es wäre in der Tat“, 
so schrieb sie, „eine wahnwitzige Vor¬ 
stellung, dass bei dem ersten welthis¬ 
torischen Experiment mit der Dikta¬ 
tur der Arbeiterklasse, und zwar unter 
den denkbar schwersten Bedingungen: 
mitten im Weltbrand und Chaos eines 
imperialistischen Völkermordens in der 
eisernen Schlinge der reaktionärsten 
Militärmacht Europas, unter völligem 
Versagen des internationalen Proletari¬ 
ats, dass bei einem Experiment der Ar¬ 
beiterdiktatur unter so abnormen Be¬ 
dingungen just alles, was in Russland 
getan und gelassen wurde, der Gipfel 
der Vollkommenheit gewesen sei. Um¬ 
gekehrt zwingen die elementaren Be¬ 
griffe der sozialistischen Politik und 
die Einsicht in ihre notwendigen his¬ 
torischen Voraussetzungen zu der An¬ 
nahme, dass unter so fatalen Bedingun¬ 
gen auch der riesenhafteste Idealismus 
und die sturmfeste revolutionäre Ener¬ 
gie nicht Demokratie und nicht Sozia¬ 
lismus, sondern nur ohnmächtige, ver¬ 
zerrte Anläufe zu beiden zu verwirkli¬ 
chen imstande seien.“ 

Waren jene Anläufe wirklich „ver¬ 
zerrt“? Gemessen am Ideal gewiss, 
das hat auch Lenin persönlich immer 
wieder gesagt und geschrieben. Waren 
sie aber wirklich „ohnmächtig“? Rosa 
Luxemburg hatte Angst um die russi¬ 
sche Revolution, sah sie schon verblu¬ 
ten, sah sie begraben vom Feind. Sie 
hat nicht mehr erlebt, wie die Sow¬ 
jetunion sich nach innen und außen 
festigte, wie sie Hitlers scheinbar un¬ 
aufhaltsamen Vormarsch aufhalten 
konnte. Rosa Luxemburg hat auch 
nicht mehr erlebt, wie aus dem Roten 
Oktober schließlich eine sozialisti¬ 
sche Staatengemeinschaft hervorging, 
zu der auch eine Deutsche Demokra¬ 
tische Republik gehörte, in der unter 
anderem Rosa Luxemburgs Werke ge¬ 
druckt wurden. Der Sozialismus kann 
nicht ganz ohnmächtig gewesen sein, 
der die anspruchsvollste Kritik an ihm 
selbst, die sich überhaupt denken lässt, 
seiner Mit- und Nachwelt zur Lektüre 
und praktischen Auswertung überge¬ 
ben konnte. Die Erinnerung an Rosa 
Luxemburg war in diesem Sozialismus 
lebendig. Derselbe Sozialismus fehlt 
allen, die für Freiheit und Gerechtig¬ 
keit, gegen Ausbeutung, Unterdrü¬ 
ckung, Ausgrenzung, Einschließung 
und jedes andere gesellschaftliche 
Unrecht kämpfen, heute so sehr, wie 
ihnen Rosa Luxemburg fehlt. 


„Jetzt stehen wir mitten in der Revolution, und die 
Nationalversammlung ist eine gegenrevolutionäre Festung, 
die gegen das revolutionäre Proletariat aufgerichtet wird. 
Es gilt also, diese Festung zu berennen und zu schleifen.“ 
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Qualität? 

Der Filmemacher Edgar Reitz, mittler¬ 
weile 85, sieht in den Streaming-Diens¬ 
ten eine Chance für anspruchsvolle 
Film- und Serienproduktionen. Bei 
den von Netflix, Amazon oder Maxdo¬ 
me angebotenen Serien sei der Quali¬ 
tätsanspruch im Vergleich zu dem, was 
früher im US-Fernsehen gelaufen sei, 
enorm gewachsen. „Das ist das einzige 
Gebiet, wo sich ein neuer Markt, ein 
neuer Horizont für Qualität auftut“, 
sagte der Regisseur und Autor in einem 
Interview in Nürnberg. Angesichts des 
Qualitätsanspruchs der von Videopor¬ 
talen angebotenen Serien zeigte sich 
Reitz überzeugt, dass seine „Heimat“- 
Saga heute eine Chance hätte, von ei¬ 
nem der Dienste produziert zu werden. 
Reitz scheint sich ein wenig blenden zu 
lassen von einigen Produktionen, die 
tatsächlich mit viel Aufwand, reichlich 
Geld und guten Leuten gemacht wur¬ 
den. Wer sich jedoch das gesamte An¬ 
gebot dieser Firmen ansieht, hat jede 
Menge Schrott (früher B- oder sogar 
C-Pictures genannt) vor sich. Über die 
jeweilige Nutzung der Filme schweigen 
sich die Unternehmen aus, womit das 
Geld wieder eingespielt wird, bleibt 
Spekulation. 

Twitter und Co. 

Jüngste Äußerungen von Donald 
Trump lösten Proteste gegen den 
Kurznachrichtendienst aus. Der Kurz¬ 
nachrichtendienst Twitter will Konten 
von Staats- und Regierungschefs auch 
bei umstrittenen Äußerungen nicht 
sperren. Politiker hätten einen beson¬ 
deren Status, teilte Twitter mit und 
wehrte sich damit gegen Forderungen, 
das Konto von US-Präsident Donald 
Trump stillzulegen. Würden die stritti¬ 
gen Tweets gelöscht, würden wichtige 
Informationen zurückgehalten, welche 
die Menschen erfahren und über die 
sie debattieren müssten, sagte das Un¬ 
ternehmen. Kritiker sehen in Trumps 
anhaltender Präsenz auf dem Kurz¬ 
nachrichtendienst eine Gefahr und 
eine Verletzung von Twitter-Regeln zu 
Gewaltäußerungen. Ganz anders geht 
Twitter mit satirischen Tweets um, ak¬ 
tuell sperrte der Dienst das Satirema¬ 
gazin „Titanic“, die Betreiber sahen in 
bestimmten Beiträgen gerade auch zu 
Trump einen Anlass, massiv vorzuge¬ 
hen. Warum Politiker oder solche, die 
sich dafür halten, geschützt werden 
müssen, wird nicht weiter begründet, 
das mit heißer Nadel gestrickte „Netz¬ 
durchsetzungsgesetz“ scheint für solche 
Attacken herhalten zu müssen. 

Bedauerlich? 

Der Verlag 8. Mai GmbH, uns allen 
bekannt als Herausgeber der „jungen 
Welt“, kann das Magazin „Melodie & 
Rhythmus“ nicht mehr finanzieren. 
Die nächste Ausgabe des zuletzt vier¬ 
teljährlich erschienenen „Magazins 
für Gegenkultur“ könne nicht mehr 
erscheinen, teilte der Verlag mit. Eine 
Wiederaufnahme der Produktion in 
absehbarer Zeit stehe nicht in Aus¬ 
sicht. „Um ,Melodie & Rhythmus 4 
auf hohem Niveau weiterentwickeln 
zu können, müssten Mittel zur Verfü¬ 
gung gestellt werden, „die der Verlag 
dauerhaft nicht aufbringen kann“, er¬ 
klärte Verlagsgeschäftsführer Dietmar 
Koschmieder. Seit 1957 war das einzi¬ 
ge DDR-Musikmagazin monatlich als 
„Fachblatt für Tanz- und Unterhal¬ 
tungsmusik“ erschienen - und meist 
schnell vergriffen. In der DDR hatte 
das Magazin nach Verlagsangaben eine 
Auflage von bis zu 300 000. Der An¬ 
spruch, der mit dem Begriff „Gegen¬ 
kultur“ bezeichnet wurde, sollte durch 
Ideologiekritik geübt werden oder wie 
Susann Witt-Stahl, die Chefredakteurin 
jetzt meinte, „die Geschichte der Ver¬ 
dinglichung unserer ästhetischen Le¬ 
bensäußerungen zur Ware“ müsse „ge¬ 
gen den Strich gebürstet werden“. Ob 
dafür, wie vorgeschlagen, progressiver 
Black Metal durch Stöhnen und Schrei¬ 
en pulsierenden Schmerz ins Unerträg¬ 
liche treiben kann, dass die Quantität 
des Grauens und der Verzweiflung in 
eine neue Qualität von Hoffnung um¬ 
schlägt“, die historisch-materialistische 
„Erdung“ darstellt, wird hiermit füglich 
bestritten. Herbert Becker 


Aus Träumen werden keine Revolutionen 

Zu Volker Weidermanns Buch „Träumer. Als die Dichter die Macht übernahmen“ 


E s ist die Zeit der Revolutionsjubi¬ 
läen: Der 100. Jahrestag der Okto¬ 
berrevolution in Russland 1917 liegt 
hinter uns, mit der Oktoberrevolution 
begannen revolutionäre Bewegungen in 
Europa, die nach dem Krieg eine neue 
Ordnung suchten. Der 100. Jahrestag der 
deutschen Novemberrevolution liegt vor 
uns. Das Jubiläum verbindet sich meist 
mit Berlin: die doppelte Ausrufung der 
Republik durch Philipp Scheidemann 
und Karl Liebknecht, der Rücktritt des 
Kaisers. Ähnliche Ereignisse geschahen 
in Bayern und anderen deutschen Län¬ 
dern. Bereits in der Nacht zum 8. No¬ 
vember 1918 rief Kurt Eisner in Mün¬ 
chen den Freistaat Bayern aus, nachdem 
am 7. November auf der Theresienwiese 
eine Massendemonstration von mehr als 
150 000 Bürgern und Eisners „Unabhän¬ 
gige Sozialisten“ „Kein Frieden ohne Re¬ 
volution!“ gefordert hatten, im Gegen¬ 
satz zur sozialdemokratischen Losung 
von „Frieden und Freiheit“ 

Der kurzen Regierung Eisners bis zu 
seiner Ermordung am 21. Februar 1919 
gehört der erste Teil des Buches. Es er¬ 
klärt die Münchner Vorgänge als eine in 
Wirklichkeit verwandelte Literatur, da 
mehrere Schriftsteller am politischen 
Leben beteiligt waren. Eisner auf dem 
Stuhl des Ministerpräsidenten erscheint 
wie ein Märchen oder, so Weidermann 
im „Spiegel“, eine „verrückte Utopie“ - 
aber war es nicht der Versuch einer neu¬ 
en Gesellschaft? Mit der Einschätzung 
als Märchen wird man bayrischer Traditi¬ 
on gerecht, die die Novemberrevolution 
als einen unbequemen Traum versteht. 
Was tatsächlich geschah, war weder Mär¬ 
chen noch verwirklichte Literatur, auch 
wenn Kunst manches Attribut dafür be¬ 
reitstellte, wie für andere Revolutionen 
auch. Es war ernsthafte, nur unangemes¬ 
sene Politik unter falschen Prämissen. 
Die Menschen waren revolutionsbereit, 
die soziale Ordnung drängte auf Verän¬ 
derungen - darüber wäre zu berichten 
gewesen, um die „verrückte Utopie“ zu 
materialisieren. Die neue Staatsform 
löste die Monarchie ab, in Bayern auf 
unspektakuläre Weise: Der König zieht 
einen Mantel an, „nimmt eine Schach¬ 
tel Zigarren unter den Arm und ist rei¬ 
sefertig 44 (15). Insofern konnte Eisner - 
der als Preuße den Freistaat Bayern aus¬ 
rief - danach sagen: „Ist es nicht etwas 
Wunderbares? Wir haben eine Revoluti¬ 
on gemacht ohne einen Tropfen Blut zu 
vergießen! 44 

Der zweite Teil des Buches erzählt 
über das „München der Möglichkeiten“, 


die Räterepublik München und ihre 
Dichter. Auch das Umfeld wird ausge¬ 
schritten, nicht beteiligte Dichter fanden 
Aufnahme mit ihren Erinnerungen. - 
Der dritte Teil „Gegenschuss“ gilt dem 
Sieg der Konterrevolution im April 1919. 

Die zahlreichen Dichter waren eine 
Besonderheit im revolutionären Ge¬ 
schehen, sie standen an der Spitze des 
neu ausgerufenen Freistaates Bayern - 
Kurt Eisner, Wilhelm Herzog und Oskar 
Maria Graf -, und dann riefen Dichter 
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Volker Weidermann: Träumer. Als die 
Dichter die Macht übernahmen. Kie¬ 
penheuer & Witsch 2017, 288 S., 22.- 
Euro 

die Münchner Räterepublik aus - zuerst 
Ernst Toller, Gustav Landauer, Erich 
Mühsam und als Mitarbeiter Landauers 
Ret Marut (alias B. Traven), dann nach 
dem Scheitern der Konterrevolution Eu¬ 
gen Levine und Max Levien u. a. Wäh¬ 
rend in Berlin die Revolution von Par¬ 
teipolitik geprägt war, schien das nach 
Weidermann in München nicht der Fall 
zu sein: Kurt Eisner erlebte nach der 
Darstellung mit seinem Weg zum bay¬ 
rischen Ministerpräsidenten ein „Mär¬ 
chen“. Dem war nicht so: Einmal hatten 
ehemalige Soldaten sich formiert zum 
Marsch durch die Stadt und fanden Un¬ 
terstützung. Andererseits hatte auch Eis¬ 
ner politische Vorstellungen, nur bezog 
er diese nicht aus einem revolutionären 
Programm, sondern aus Studien über Li¬ 
teratur und Musik und aus einem ethisch 
begründeten Sozialismus. So konnte er 
sich nicht zwischen einer bürgerlichen 
Demokratie und einem Rätestaat ent¬ 
scheiden. Vielmehr sollten Räte die 
Demokratie ergänzen; es war ein drit¬ 
ter Weg, der sich auch vom „russischen 
Wege“ unterscheiden sollte, mit dem 
„die Demokratie und die sozialistische 


Gesellschaft“ nicht geschaffen werden 
könnten. Aus dieser Inkonsequenz und 
seinem völligen Verkennen des kommu¬ 
nistischen Revolutionsverständnisses - 
so machte er u.a. Liebknecht für das 
Scheitern der Revolution verantwort¬ 
lich - entstand auch Eisners Niederla¬ 
ge. Das war der Anfang vom Ende, denn 
die Grundlagen der bisherigen Macht - 
Banken und die wirtschaftlichen Ver¬ 
hältnisse zum Beispiel - blieben unan¬ 
getastet. Zwar führte Eisner den Acht¬ 
stundentag und das Frauenwahlrecht 
ein, das aber reichte nicht für eine neue 
Ordnung. Es war kein Wunder, dass Eis¬ 
ners USPD am 19. Januar 1919 eine ver¬ 
nichtende Wahlniederlage erlebte, der 
die Ermordung Eisners folgte. Doch 
Analyse will das Buch nicht sein, auch 
historische Dokumentation nicht: Es 
erzählt von wirklichkeitsfremden Dich¬ 
tern, die eine Revolution zu bewerkstel¬ 
ligen glauben, von irrlichternden Geis¬ 
tesgrößen, die meinen, sie würden in die¬ 
ser Zeit aller scheiternden Sicherheiten 
gebraucht werden. Ihre utopischen Vor¬ 
stellungen beflügeln sie, aber sie ent¬ 
sprechen nicht den Forderungen der 
aufbegehrenden Massen. Dabei wollten 
die Bayern letztlich das Gleiche wie die 
Preußen: Frieden, ein besseres Leben, 
menschliche Bedingungen. Dass dafür 
Metaphern und Bilder gewählt wurden, 
Eisner nahm Beethovens 9. Sinfonie, 
war kein Fehler; der Fehler war, dass die¬ 
se Bilder keine Entsprechung in der po¬ 
litischen Wirklichkeit und in der Arbeit 
der neuen Machthaber fanden. (Es war 
aber nicht so, dass es bei Eisner nichts 
Programmatisches gab: Die zwei Bände 
seiner „Gesammelten Schriften“ weisen 
sehr wohl Verständnis für die proletari¬ 
sche Revolution aus.) 

Die Revolution war allenfalls ein 
Umsturz. Es ist eine Erzählung über ein 
Beispiel der missglückten deutschen Re¬ 
volutionen; die Erzählung dient nicht als 
Dokumentation, auch nicht zur Informa¬ 
tion über die Literaturgeschichte. Sie ist 
alles in allem Erzählung, teils mit frem¬ 
den Federn geschmückt, teils mindes¬ 
tens skurrile Gegensätze konstruierend, 
so wenn die Reaktionen Thomas Manns 
und Adolf Hitlers auf die Münchner Re¬ 
volution ähnlich erscheinen und eine 
vergleichbare Geisteshaltung in Thomas 
Manns „Bruder Hitler“ von 1938 ihre 
Begründung findet. Die Freizügigkeit 
der Erfindung wird zum Angriff auf die 
Wirklichkeit. Das wird verstärkt durch 
den Verzicht auf Wertungen und Kom¬ 
mentare, auf die Differenzierung der 


benutzten Belege. Es wird legitimiert 
durch die Erklärung des Autors, ein his¬ 
torisches Buch habe er nicht schreiben 
wollen; es seien eben „subjektive Wahr¬ 
heiten“, die er zusammengetragen habe, 
wie: „Hitler ist Kurt Eisners Soldat.“ 

Der Titel „Der Schuss“ nimmt das 
Ende des ersten Teils vorweg. Am Ende 
wird Eisler ermordet. Mit seinem Rück¬ 
trittsschreiben in der Tasche ist Eisner 
auf dem Weg zum Landtag, und erin¬ 
nert seine kurze Zeit als Ministerpräsi¬ 
dent von Bayern und wie er den Freistaat 
ausrief. Dazwischen weiten sich die Er¬ 
innerungen zu essayistischen Auslassun¬ 
gen über Oskar Maria Graf und Rilke, 
schließlich zu einem Essay über Thomas 
Mann und Hans Pfitzner. 

Weidermann nennt sie „Träumer“, 
aber waren es nicht Politiker, nur ohne 
ausgeprägte Sachkenntnis der Poli¬ 
tik? Es war keine Zeit für Träumer, es 
war die Zeit von Revolutionen und für 
ihre Niederlagen. Eisner hatte sich zwi¬ 
schen Parlamentarismus und Räteregie¬ 
rung nicht entscheiden können. Als am 
12. April 1919 erstmals ein Kommunist 
nach der Macht griff, Eugen Levine, ist 
die Situation bereits aussichtslos. Trotz¬ 
dem versucht Levine das Unmögliche: 
Er begreift die Notwendigkeiten, verein¬ 
nahmt die Banken, verteilt Nahrungsmit¬ 
telvorräte usw. und lässt Mitglieder jener 
Kreise erschießen, in denen Eisners Er¬ 
mordung geplant wurde. Aber die Reak¬ 
tion aus ganz Deutschland war bereits zu 
stark. 

Auch Johannes R. Becher soll re¬ 
volutionär engagiert gewesen sein und 
floh im Frühsommer aus München nach 
Berlin. Brecht verfolgte das politische 
Geschehen aufmerksam, war Mitglied 
des Arbeiter-und-Soldaten-Rates Augs¬ 
burg, nahm an der Münchner Trauer¬ 
feier für Luxemburg und Liebknecht 
teil - die Trauerrede hielt Gustav Lan¬ 
dauer - und hatte mit Eisners Sekretär 
Fechenbach eine längere Unterredung. 
Aber diese Dichter waren dem Autor 
wohl nicht wichtig genug. Lediglich der 
Kommunist Alfred Kurella, der nach 
Eisners Tod München verließ, wird ge¬ 
nannt, mehr nicht. Statt den revoltie¬ 
renden Massen wird Parallelvorgängen 
große Aufmerksamkeit geschenkt: der 
Lektüre von Spenglers „Untergang des 
Abendlandes“ bei Rilke und Thomas 
Mann, Gusto Gräser und seiner Aufer¬ 
stehung in Hermann Hesses „Demian“ 
usw. Mit den Revolutionen im Herbst 
1918 hat das nur bedingt zu tun. 

Rüdiger Bernhardt 


Links vom Mainstream 

Die neue CD von „Donots“ 


Drei Jahre nach dem letzten Album „Ka¬ 
racho“ kommt jetzt der neue, dreizehn 
Lieder starke Nachfolger der Ibbenbüre- 
ner Rockband. Ein Jahr vor dem 25-jähri¬ 
gen Bandjubiläum zeigt sich die fünfköp- 
fige Gruppe mit dem bereits zehnten Stu¬ 
dioalbum von ihrer stärksten Seite und 
veröffentlicht einfach mal das beste Al¬ 
bum ihrer Karriere, das zweite komplett 
auf Deutsch eingesungene in Folge. 

Die Band, unüberhörbar im Punk- 
Rock verwurzelt, hat sich immer mehr 
politisiert und links des Mainstreams 
positioniert. Bereits 2014 veröffentlich¬ 
te sie ihr erstes deutschsprachiges Lied 
„Das Neue bleibt beim Alten“ als Single 
und nahm das Thema Pegida und AfD 
vorweg, bevor es sich nicht einmal ein 
Jahr nach der Veröffentlichung auf wi¬ 
derlichste Art und Weise auf den Stra¬ 
ßen zeigte. Fans und Musikpresse waren 
begeistert vom eigentlich nur einmali¬ 
gen Ausflug, ein Lied in deutscher Spra¬ 
che zu schreiben. Ein Jahr später folgte 
dann das erste komplett deutschprachi- 
ge Album der Band. Mit „Dann ohne 
mich“ schrieb die Band ihre musikali¬ 
sche Antwort auf die aktuelle politische 
Lage. Im Gegensatz zu anderen Bands 
und Künstlern hatte „Donots 44 kein Pro¬ 
blem, sich gegen den neuen Rechtsruck 
im Land zu stellen. Besonders für jün¬ 
gere Anhänger fungiert die Band so po¬ 
sitiv und zeigt Alternativen auf. 


Das am 12. Januar erschienene Al¬ 
bum „Lauter als Bomben“ zeigt bereits 
mit dem Titelsong, wohin die Reise geht. 
Abwechslungsreich wie nie zuvor und 
mit sehr guten Texten ist die sympathi¬ 
sche Truppe auf dem Höhepunkt ihres 
Schaffens angekommen. Das erste Vi¬ 
deo „Rauschen (auf jeder Frequenz)“ 
zeigt unmissverständlich, wo sich die 
Band sieht. Das macht sie besser als vie¬ 
le andere Musikerkollegen wie „Adam 
Angst“ oder „Love Ä 4 oder auch „Tur- 
bostaat“, die textlich nicht auf den Punkt 
kommen und sich lieber in diffusen Ge¬ 
fühlswelten einnisten. Der Erfolg gibt 
ihnen Recht. 

Mit dem Opener „Geschichten vom 
Boden“ geht die Reise in den „Donots“- 
Kosmos los. Mitreißend und melodisch. 
Schnörkelloser und selbstständiger Al¬ 
ternativerock, der immer wieder beim 
alten Bruder Punk Hallo sagt. Die Band 
kommt ohne Düsseldorfer-Pathos aus, 
ohne vermeintliche Hamburger Kunst¬ 
texte oder den immer hippen Haupt¬ 
stadtquark. Das macht das neue Album 
zum Highlight und bestimmt zum Bes¬ 
ten, was deutsche Rockmusik im Jahre 
2018 zustande bringen wird. 

Donots:„Lauter als Bomben“ CD/LP (So- 
litary Man). Anspieltipps: Whatever For- 
ever, Eine letzte Runde, Rauschen (auf je¬ 
der Frequenz), Geschichten vom Boden 


ANTIQUARISCHES 
BUCH DER WOCHE 


Robert Steigerwald 

Einführung in die 
marxistische Philosophie 

Ist die Welt erkennbar? Wie vollzieht 
sich Entwicklung? Gibt es Gesetzmäßig¬ 
keiten in der Geschichte? Wie entstehen 
politische Ordnungen? Freiheit und/oder 
Notwendigkeit? 



Auf solche und ähnliche Fragestellungen geht der Autor in 
dieser knappen, aber fundierten Darstellung ein und vermit¬ 
telt Grundlagen der marxistischen Philosophie. Im Begleit¬ 
text heißt es: „Man kann das Philosophieren lernen ohne 
tonnenschwere Begriffsapparate und sprachliche Fußan¬ 
geln.“ So ist dieses Buch hilfreich für „Einsteiger“. 

Edition Marxistische Blätter 1987, kartoniert, 127 Seiten, mit Zeich¬ 
nungen von Guido Zingerl, München, eingeschweißt, 5,- Euro 
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Noch unterwegs: die MEGA 

Die Großbaustelle Marx-Engels-Gesamtausgabe • Von Georg Fülberth 



Erstes deutsches Marx-Engels-Denkmal von 1957 in Chemnitz, gestaltet von Walter Howard 


A ls Friedrich Engels 1895 starb, 
war der wissenschaftliche Nach¬ 
lass von Karl Marx noch weitge¬ 
hend unerschlossen. Gewiss: nach des¬ 
sen Tod war 1885 der zweite und 1894 
der dritte Band des „Kapital“ erschie¬ 
nen. Aber das waren nur Teile aus der 
ungedruckten Textmasse. Engels wies 
Eduard Bernstein und Karl Kautsky in 
Marx 4 Handschrift ein, damit sie seine 
Herausgebertätigkeit fortsetzen konn¬ 
ten. Es erschienen die „Theorien über 
Mehrwert“ bereits früher publizierte 
Schriften wurden neu aufgelegt. Eine 
Gesamtausgabe aber fehlte lange Zeit. 

In der Sowjetunion hat sie Dawid 
Borissowitsch Rjasanow in Angriff 
genommen. Seit 1927 und mit einem 
späteren Einzelband 1940 erschienen 
14 Bände einer Marx-Engels-Gesamt- 
ausgabe (heute als „Erste MEGA 4 oder 
„MEGA eins“ bezeichnet). Sie ging im 
Stalinschen Terror unter. 1931 wurde 
Rjasanow verhaftet, 1938 - wie auch 
andere Mitarbeiter - ermordet. 

Der Nachlass von Marx und Engels 
befand sich im Eigentum der SPD und 
konnte im Faschismus in die Niederlan¬ 
de und auch dort vor dem Zugriff der 
deutschen Besetzer gerettet werden. Er 
befindet sich heute im Internationalen 
Institut für Sozialgeschichte (IISG) in 
Amsterdam. 

Die Vorläufer 

In der Sowjetunion erschienen Ge¬ 
sammelte Werke der beiden Begrün¬ 
der des Historischen Materialismus. 
In den fünfziger und sechziger Jah¬ 
ren folgte das Institut für Marxismus- 
Leninismus beim Zentralkomitee der 
SED (IML). Es handelt sich um die be¬ 
rühmten blauen Bände der Marx-En¬ 
gels-Werkausgabe (MEW), an der eine 
ganze Generation linker Intellektueller 
sich gebildet hat. 

Die russische und die deutsche Ver¬ 
sion waren Studien-, keine Historisch¬ 
kritischen Ausgaben. Sie lieferten kor¬ 
rekt wiedergegebene Schriften, aber 
ohne Nachzeichnung der Textgeschich¬ 
te, von Vorstufen und handschriftlichen 
Varianten. Diese Konzentration allein 
auf den Inhalt erleichterte die Lesbar¬ 
keit und diente dem Zweck, möglichst 
große Teile des Werks in relativ kurzer 
Zeit einem breiten Publikum zugäng¬ 
lich zu machen. 

Als die MEW abgeschlossen war, 
stand eine Kohorte von noch jungen 
Wissenschaftlerinnen und Wissen¬ 
schaftlern der DDR bereit, die sich 
bei dieser Art der Edition qualifiziert 
hatten. Auf sie konnte Walter Ul¬ 
bricht zurückgreifen, als er 1962 bei 
Chruschtschow eine historisch-kriti¬ 
sche Gesamtausgabe anregte. So ent¬ 
stand die „MEGA zwei“. Deren erster 
Band erschien 1975. Herausgeber wa¬ 
ren das IML in Berlin und das Institut 
für Marxismus-Leninismus beim ZK 
der KPdSU in Moskau. Auch Univer¬ 
sitätsinstitute waren mit der Edition 
befasst - eine große Zahl von Wissen¬ 
schaftlerinnen und Wissenschaftlern. 
Pro Jahr erschienen zwei bis drei Bän¬ 
de. 

Mit dem Untergang der DDR war 
die MEGA gefährdet. Eine interna¬ 
tionale Initiative von Wissenschaft¬ 
lerinnen und Wissenschaftlern setzte 
sich für ihre Fortführung ein. In einem 
Gutachten befand in der Bundesrepu¬ 
blik der liberale Philosoph Dieter Hen¬ 
rich, dass die bisherigen Bände den wis¬ 
senschaftlichen Editions-Standards in 
höchstem Maße entsprachen. 

Der Neuanfang 

Ab 1992 konnte die MEGA im We¬ 
sentlichen unverändert erscheinen, 
jetzt unter dem Dach der Internatio¬ 
nalen Marx-Engels-Stiftung (IMES) in 
Amsterdam, finanziert vom Akademi¬ 
enprogramm des Bundes und der deut¬ 
schen Länder. Beteiligt sind das IISG, 
die Berlin-Brandenburgische Akade¬ 
mie der Wissenschaften (BBAW), das 
Historische Forschungszentrum der 
Friedrich-Ebert-Stiftung in Bonn, das 
Russländische Staatliche Archiv für 
Sozial- und Politikgeschichte (RGAS- 


PI) in Moskau und ein Netzwerk von 
Einzelwissenschaftler(innen) in Däne¬ 
mark, Deutschland, Frankreich, Italien, 
Japan, Österreich sowie den USA. Die 
Koordination liegt bei einer Arbeits¬ 
gruppe der BBAW. Eine Bedingung 
für das Fortbestehen war eine entpoli¬ 
tisierende Akademisierung: Marx und 
Engels als Teil der deutschen Geistes¬ 
geschichte des 19. Jahrhunderts wie z.B. 
Alexander von Humboldt und die Brü¬ 
der Grimm. 

Diese Modifikation betrifft aber 
nur die Einführungen zu den einzel¬ 
nen Bänden und Erläuterungen in 
den Apparaten, nicht die Textwieder¬ 
gabe. 

2015 gab die Gemeinsame Wissen¬ 
schaftskonferenz (GWK), die Nachfol¬ 
georganisation der früheren Bund-Län¬ 
derkonferenz für Bildungsplanung und 
Forschungsförderung, bekannt, dass die 
MEGA weiterhin finanziert werden 
wird, und zwar auf 16 Jahre. 

Die Marx-Engels-Gesamtausgabe 
umfasst vier Abteilungen. Jeder Band 
besteht aus zwei Teilbänden. Der ers¬ 
te enthält den edierten Text, der zweite 
den Apparat: Varianten, Korrekturen, 
Erläuterungen. 


In der ersten Abteilung erscheinen - 
mit Ausnahme des „Kapital“ - sämtliche 
Bücher, Broschüren, Artikel und Reden 
von Marx und Engels, die zu deren Leb¬ 
zeiten veröffentlicht worden sind, hin¬ 
zu kommen die Vorstufen, spätere Be¬ 
arbeitungen und die von den beiden 
selbst vorgenommenen Übersetzungen. 
Mittlerweile sind hier 22 von 32 Bänden 
erschienen. 

Die zweite Abteilung (15 Bände) 
umfasst „Das Kapital“. Sie ist inzwischen 
als Druckversion abgeschlossen. Zusätz¬ 
lich können einige wichtige Teile jetzt 
auch im Netz unter der Adresse „telota. 
bbaw.de/mega“ eingesehen werden. 

Die fünfzehn Bände der zweiten 
Abteilung werden künftig die Grund¬ 
lage für die Erforschung des „Kapital“ 
bilden. Ein wichtiger Ertrag liegt seit 
Dezember 2017 vor: 

Marx hat bekanntlich den ersten 
Band des „Kapital“ 1867 veröffentlicht, 
die zweite, deutlich veränderte Auflage 
brachte er 1872 heraus. An der nachfol¬ 
genden französischen Übersetzung hat 
er selbst mitgewirkt und erklärt, dass 
künftige Ausgaben sich danach richten 
sollten. Durch Eintragungen in Handex¬ 
emplare und weitere Mitteilungen gab 


er außerdem Hinweise für eine spätere 
Version letzter Hand. Zu dieser kam er 
nicht mehr. Wenn wir heute den ersten 
Band des „Kapital“ in MEW 23 lesen, 
benutzen wir meist die von Friedrich 
Engels 1890 herausgegebene vierte Auf¬ 
lage, in der Marx 4 Vorschläge nur teil¬ 
weise berücksichtigt sind. Thomas Ku- 
czynski hat nunmehr eine Edition vor¬ 
gelegt, die sämtliche Hinweise von Marx 
berücksichtigt, keine Ausgabe letzter 
Hand ersetzen kann, dieser aber näher 
kommt als alle bisherigen Editionen: 

Karl Marx: Das Kapital. Erster 
Band. Kritik der politischen Ökono¬ 
mie. Erster Band 

Buch I: Der Produktionsprozess 
des Kapitals. Neue Textausgabe, bear¬ 
beitet und herausgegeben von Thomas 
Kuczynski. Hamburg 2017. 

Es ist zu hoffen, dass andere für den 
zweiten und den dritten Band in glei¬ 
cher Weise aus der zweiten Abteilung 
der MEGA schöpfen werden. 

Eine noch nicht einmal zur Hälfte 
erledigte Baustelle ist die dritte Abtei¬ 
lung: sämtliche Briefe von und an Karl 
Marx und Friedrich Engels. Von den 
geplanten 35 Bänden sind erst 14 er¬ 
schienen. Es stehen also noch 21 Bän¬ 


de aus. Sie sollen nicht mehr gedruckt, 
sondern nur noch als Digitalisate ver¬ 
öffentlicht werden. 

Ähnlich sieht es mit der vierten 
Abteilung - Manuskripte und Exzerp¬ 
te - aus. Bislang sind 14 von 32 Bän¬ 
den erschienen. Hier werden nur noch 
die Exzerpte zur Agrochemie und die 
„Londoner Hefte“ 1850-1853 (Vorar¬ 
beiten zu den „Grundrissen“) gedruckt 
werden. Alles andere soll ausschließlich 
im Netz erscheinen. 

MEGA digital 

Die sich so abzeichnende Digitalisie¬ 
rung der MEGA verspricht Vorteile: 

Der größte wird die sehr erweiterte 
Zugänglichkeit sein. Künftig wird für 
die MEGA open access gelten, nicht 
nur für die folgenden digitalen „Bän¬ 
de“, sondern hoffentlich auch für Scans 
früherer Druckausgaben. 

So lassen sich Fehler leichter behe¬ 
ben. Sind die erst einmal gedruckt, sind 
sie allenfalls in einer späteren Auflage 
wieder zu reparieren. Anders steht es 
mit einer digitalen Ausgabe. Hier kann 
ein Scan gelöscht und korrigiert ersetzt 
werden. 

Die Tatsache, dass seit 2015 ein gro¬ 
ßer Teil der Handschriften von Marx 
und Engels - nämlich soweit sie im IISG 
aufbewahrt werden - im Netz einsehbar 
ist („search.socialhistory.org/Record/ 
ARCHOO 860/ArchiveContentList“), 
wird auch bei der Neuformatierung der 
MEGA wohl in Betracht kommen. 

Die Nutzbarkeit 

Aufgabe einer historisch-kritischen 
Ausgabe ist es bis, Texte in ihrer origi¬ 
nalen Form unter Kenntlichmachung 
ihrer verschiedenen etwaigen Verän¬ 
derungen so im Buchdruck wiederzu¬ 
geben, dass die Benutzer/innen sich 
die jeweilige von den Urhebern (hier: 
Marx, Engels und ihre Korrespondenz¬ 
partner/innen) erstellte Fassung zu er¬ 
schließen vermögen. Jetzt kann man 
das direkt im Netz sehen, aber mit 
Mühe: Marx 4 Handschrift ist schwer 
leserlich, die so genannte „Deutsche 
Schrift“ auch anderer Autoren (dar¬ 
unter Engels 4 ) ist heutigen (und wohl 
auch künftigen) Leser(inne)n nicht 
mehr geläufig. Umstellungen von Zei¬ 
len und ganzen Textblöcken bilden auf 
den Scans ebenfalls oft einen Wirrwarr. 
Also sind Transkriptionen, Varianten- 
und Korrekturenverzeichnisse weiter¬ 
hin sinnvoll. Denkbar ist, dass in Zu¬ 
kunft Links von einer Stelle auf eine 
andere verweisen können und so eine 
Art Lotsenfunktion übernehmen. 

In den Erläuterungen der Appa¬ 
rate zu den einzelnen Bänden wer¬ 
den zeitgeschichtliche Anspielungen 
entschlüsselt. Dieser Service bleibt, 
soll - aufgrund neuer Editionsrichtli¬ 
nien gilt dies bereits seit einiger Zeit - 
aber auf das unmittelbar Sachdienliche 
beschränkt werden. Wo Marx, Engels 
und ihre Briefpartner(innen) auf an¬ 
dere Schriften - darunter Zeitungs¬ 
artikel - und noch unveröffentlichte 
Handschriften hinweisen, werden die¬ 
se in Archiven und Bibliotheken auf¬ 
gesucht und mit ihren bibliografischen 
Angaben bzw. Signaturen verzeichnet. 
In wachsendem Maß stehen sie jetzt 
ihrerseits schon im Netz, das wird sich 
fortsetzen. Vorstellbar ist, dass künftig 
über Links zu ihnen hingeleitet wird. 

Es gibt Risiken. Zum Beispiel: Was 
geschieht, falls irgendwann einmal die 
Netz-Infrastruktur zerstört werden 
sollte? So empfiehlt es sich, von jedem 
digitalen Band ein paar analoge Exem¬ 
plare anzufertigen und zu archivieren. 

Insgesamt kann dem Fortgang der 
MEGA eine gute Prognose gestellt 
werden. Frühere Bearbeiter/innen 
aus den Jahren bis 1989/91 blieben so 
lange in verschiedenster Weise einge¬ 
bunden, dass kein Bruch entstand und 
Kontinuität gewahrt blieb, bis eine neue 
Wissenschaftler/innen-Generation all¬ 
mählich eintreten konnte. Für korrekte 
Edition ist so gesorgt. Was politisch aus 
dem Werk von Marx und Engels wer¬ 
den wird, ist ohnehin keine Sache der 
Philologie. 
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Wie das Erreichte verteidigen? 

ln Lateinamerika geht die Debatte über das Scheitern der linken Regierungen weiter • Von Günter Pohl 


A mtsenthebung der brasiliani¬ 
schen Präsidentin, Sieg des 
Milliardärs Pinera in Chile, 
mutmaßlicher Wahlbetrug in Hondu¬ 
ras, deftige Wahlniederlage und nun 
juristische Verfolgung der ehemaligen 
argentinischen Präsidentin Fernändez, 
erste Rückschläge für die boliviani¬ 
sche Regierung, Krise in Venezuela, 
massiver Streit in der Regierungs¬ 
partei Ecuadors, kaum vernehmbarer 
Widerstand gegen das neuerliche Ab¬ 
schlachten eines Friedensprozesses in 
Kolumbien - allenthalben ist die Kri¬ 
se der fortschrittlichen Kräfte Latein¬ 
amerikas sichtbar. Teils hausgemacht, 
teils durch äußeren Druck, aber im¬ 
mer mit dem Ergebnis politischen Ge¬ 
ländegewinns für die lokale Rechte. 

★ 

Mit dem Sieg von Hugo Chävez in 
Venezuela Ende 1998 begann sich in 
Lateinamerika, zunächst vor allem 
in Südamerika, das politische Pen¬ 
del langsam aber sicher für zehn Jah¬ 
re, nach links auszurichten. Die kon¬ 
servativen und offen rechten Kräfte 
in der Region brauchten einige Jah¬ 


re, um diesem Trend etwas entgegen¬ 
zusetzen - und da ein Grund für die 
neue Lage die damalige tiefgreifende 
Krise des Parteiensystems war, auf die 
die Linken in den meisten Fällen mit 
erfolgreichen Parteineugründungen 
reagiert hatten, mussten ausgerechnet 
die Konservativen einen neuen Weg 
einschlagen. Und erstaunlicherweise 
gelang es den Rechten tatsächlich. 

Die Zurückerlangung der Macht 
ging da, wo es möglich war, über regu¬ 
läre Wahlen vonstatten, meist mit dem 
Einsatz von bekannten Größen aus 
dem öffentlichen Leben, was Super¬ 
reiche genauso einschloss wie Show¬ 
größen oder auch Politiker, die radika¬ 
len Lösungen den Vorzug gaben. Kern 
der neuen Strategie war, dass diese 
Kandidaten nicht mehr ohne Weite¬ 
res mit den alten Parteien der Rechten 
in Verbindung zu bringen waren; ent¬ 
weder traten sie also mit Neugründun¬ 
gen an oder zwar mit altem Logo, aber 
völlig auf sie zugeschnittenem Pro¬ 
gramm. Da, wo diese Strategie nicht 
hinreichend war, bediente man sich ei¬ 
ner alten Methode, die aber ebenfalls 
den neuen Bedürfnissen angepasst 
war: Die Machtergreifung ohne Wah¬ 
len. Aber eben auch ohne Militär, son¬ 
dern mit juristisch-parlamentarischen 
Absetzungen. So begann das Pendel 
ab 2009 wieder zurückzulaufen, aber 


da dieser Trend angesichts der Viel¬ 
zahl der zurückzugewinnenden Staa¬ 
ten (es hatte ab 1998 - natürlich in un¬ 
terschiedlicher Qualität - eine Links¬ 
verschiebung in nicht weniger als 17 
von 20 unabhängigen lateinamerika¬ 
nischen Staaten gegeben) gemächlich 
voran ging und hierzulande viele linke 
Aktivisten nicht die Tendenz, sondern 
lieber Augenblicke einfangen, wur¬ 
de die Thematik in Europa zunächst 
fast nicht gesehen. Obwohl der Roll¬ 
back der Rechten seit 2010 deutlich 
erkennbar war (siehe zB. „Rückkehr 
der Rechten“ in „jW“ vom 22.6.2010 ), 
freute sich ein Großteil der Linken in 
Europa noch einige Jahre über den 
angeblich kaum gebremsten Links¬ 
trend. 

Waren irgendwann alle auf dem¬ 
selben Tatsachenboden gelandet, 
brauchte es bei den Gründen für das 
rechte Rollback wiederum einige Jah¬ 
re für ein weitgehendes Einverständ¬ 
nis. Dass mit den nicht auf Dauerhaf¬ 
tigkeit angelegten Reformpolitiken, 
die sich vor revolutionären Umge¬ 
staltungen scheuten, diese Entwick¬ 
lung unvermeidlich sein würde, war 
klügeren Köpfen in den jeweiligen 


Linksregierungen durchaus von Be¬ 
ginn an klar, während vor allem aus 
dem Umfeld der Linksparteien Eu¬ 
ropas trotzig immer weiter von ei¬ 
ner „sozialistischen Entwicklung“ ge¬ 
sprochen wurde. Illusionistische An¬ 
nahmen korrelieren in aller Regel mit 
Äußerungen von Seiten der Rechten, 
die diese - auch in deren Analyse an¬ 
geblich sozialistische - Entwicklung 
bekämpfen. Dieser Druck von rechts 
gibt den fortschrittlichen Regierun¬ 
gen wiederum eine natürliche Legiti¬ 
mation bei Linken, und revolutionä¬ 
re Kräfte sind demnach aufgefordert, 
eine zwar periodisch - und nach Rosa 
Luxemburg sogar quasi gesetzmäßig - 
zurück nach rechts führende Politik zu 
verteidigen. Tun sie es, delegitimieren 
sie ihre eigene revolutionäre Perspek¬ 
tive vor den verarmten Massen - tun 
sie es nicht, laufen sie Gefahr in sek¬ 
tiererische Politik zu verfallen. Das 
ist das Dilemma der Revolutionäre in 
nichtrevolutionären Zeiten, in denen 
gleichzeitig Nichtrevolutionäre allzu 
hörbar von Revolution reden. 

★ 

Eine Konferenz der „Lateinamerika¬ 
nischen Soziologievereinigung“ und 
des „Lateinamerikanischen Rats der 
Gesellschaftswissenschaften“ hat sich 


Anfang Dezember in Montevideo mit 
der Thematik „Krise der fortschrittli¬ 
chen Kräfte und Offensive der Rech¬ 
ten“ auseinandergesetzt. Dabei stand 
die Frage im Mittelpunkt, ob es sich 
bei den negativen Entwicklungen um 
ein Problem des Bewusstseins der Re¬ 
gierten oder der Politik der Regieren¬ 
den handelt. Die Referenten, ob die 
abgesetzte brasilianische Präsidentin 
Dilma Rousseff, der frühere urugua¬ 
yische Präsident Jose Mujica oder der 
aktuelle Vizepräsident Boliviens, Äl- 
varo Garcia Linera, stimmten darin 
überein, dass der Hauptgrund in der 
Bewusstseinslage der Menschen, kon¬ 
kret der Mittelschichten, hege. Damit 
ist Marx’ Diktum „Das gesellschaftli¬ 
che Sein bestimmt das gesellschaftli¬ 
che Bewusstsein“ scheinbar bestätigt; 
bei genauerem Blick darauf jedoch 
geradezu auf den Kopf gestellt. 

Diejenigen, die eine Politik hät¬ 
ten einleiten können, die die entwick¬ 
lungshemmende Auslandsverschul¬ 
dung, die Ressourcen vernichtende 
und in weitere Abhängigkeit brin¬ 
gende Rohstoffexportpolitik und die 
Armut produzierenden Produktions¬ 
und Besitzverhältnisse perspektivisch 


umkehren könnten, verlangen dem¬ 
nach tatsächlich von den Massen, zu¬ 
nächst mehr Bewusstsein zu erlangen 
als es diejenigen hätten, die von ihnen 
gewählt wurden und die die Schlüssel 
zur Veränderung in der Hand halten 
bzw. gehalten haben - also sie selbst. 
Gerade so, als ob es nicht die kämp¬ 
fenden Menschen gewesen wären, die 
die fortschrittlichen Regierungen an 
die Schalthebel gebracht hatten. Und 
gerade so, als ob die bloße intellektu¬ 
elle Einsicht in die Notwendigkeit der 
Erlangung der nächsthöheren Gesell¬ 
schaftsform Sozialismus die konkrete 
politische Aktion ersetzen würde. Die¬ 
se Kämpfe müssen von den Massen 
ausgehen. Und eine von ihnen an die 
Regierung gebrachte Formation muss 
diese dann ausbauen und nicht etwa 
bremsen. Es zeigt sich hier - wie auch 
bei denjenigen, die glauben machen 
wollen, die Fortschrittsprozesse in La¬ 
teinamerika seien ohne die Existenz 
des sozialistischen Kuba undenkbar 
gewesen - eine bemerkenswerte Ge¬ 
ringschätzung der konkreten Kämpfe 
konkreter Menschen und eine sche¬ 
matische Überhöhung der allgemei¬ 
nen Einsichten in das Notwendige. 

Eine Differenzierung bei den Re- 
ferent/inn/en ergab sich jedoch in der 
Bewertung der Politik, die sie gemacht 
haben. Während Frau Rousseff offen¬ 


bar keine Fehler bei ihrer nicht selten 
wirtschaftsnahen Politik festmachen 
kann und Jose Mujica im Alter von 
Sozialismus gar nicht, vom menschli¬ 
chen Egoismus aber viel redet, sieht 
Älvaro Garcia im Gegensatz dazu 
durchaus eine ganze Reihe von Feh¬ 
lern; darunter ein Missverhältnis zwi¬ 
schen charismatischer und kollektiver 
Führerschaft oder die Korruption als 
starkem Feind der moralischen Inte¬ 
grität. 

★ 

Die in „UZ“ wiederholt geäußerte 
Annahme, dass am Ende der hohen 
Rohstoffpreise, mit denen die viel¬ 
fältigen, aber eben reformistischen 
Sozialprogramme finanziert wurden, 
auch das Ende der Regierungen ste¬ 
hen würde, solange an den Besitzver- 
hältnissen nichts geändert wird, hat 
sich leider bewahrheitet; das stellte 
nicht zuletzt Rosa Luxemburg vor 
bald hundertzwanzig Jahren mit ih¬ 
rer Aussage fest, wonach reine Re¬ 
formen in Koexistenz mit Privatbe¬ 
sitz an den Produktionsmitteln eher 
vom Sozialismus wegführen als zu ihm 
hin. Letztlich scheitern die Linksregie¬ 
rungen Lateinamerikas an den Wider¬ 
sprüchen des Systems, das wenigstens 
einige von ihnen zu ändern angetreten 
waren: An dessen Krisenhaftigkeit, 
an den verschiedenen Exportpreis¬ 
verfallen und damit einhergehend an 
der immer schwieriger zu leistenden 
Sozialpolitik, mit der die unterprivi¬ 
legierten Massen über zwei bis drei 
Wahlperioden zu halten waren. Weil 
dort der paternalistische Ansatz von 
Sozialpolitik von Anreizen zur Selbst¬ 
verwaltung begleitet ist, hat sich Vene¬ 
zuelas Regierung bei allen Schwierig¬ 
keiten eine knappe, aber immer noch 
andauernde Unterstützung der armen 
Klassen sichern können. Und in Boli¬ 
vien ist die indigene Mobilmachung 
nach wie vor eine Siegesgarantie für 
die „Bewegung zum Sozialismus“ von 
Präsident Evo Morales. Aber diese 
beiden Länder sind mittlerweile die 
Ausnahme, fast überall vertieft sich 


die Tendenz nach rechts. Dieses ge¬ 
setzmäßige Scheitern geschieht dabei 
nahezu unabhängig von der Frage, auf 
welche Weise die Regierung jeweils 
gefallen ist. Denn auch ein parlamen¬ 
tarischer oder ein juristischer Putsch 
lässt sich nur dann relativ störungsfrei 
durchsetzen, wenn das Feld dafür be¬ 
reitet war - und es wurde leider von 
den Linksregierungen selbst bestellt. 

★ 

Natürlich sind auch diese Prozes¬ 
se Richtung Rückschritt wiederum 
selbst reversibel. Im Gegenteil kann 
z.B. in Brasilien das mehr als frag¬ 
würdige Absetzungsverfahren von 
Dilma Rousseff inklusive der politi¬ 
schen Machenschaften, den ehema¬ 
ligen Präsidenten Lula da Silva nicht 
zu einer Kandidatur zuzulassen, ei¬ 
ner linken Kampagne bei den kom¬ 
menden Wahlen sogar Auftrieb ge¬ 
ben - deren Sieg als längerfristige 
Perspektive allerdings nur dann Sinn 
ergeben kann, wenn mehr als ein So¬ 
zialprogramm daraus gemacht wird, so 
sehr das immer auch ein wichtiger ers¬ 
ter Schritt ist. Denn wie verhindern, 
dass in Lateinamerika der Rückgang 
von 210 Millionen Armen (2000) auf 
140 Millionen (2015), wie ihn Älvaro 
Garcia berechtigt als Erfolg benannt 
hat, rückgängig gemacht wird? Dazu 
müsste beim nächsten Anlauf das We¬ 
sen des Kapitalismus geändert wer¬ 
den. Ansonsten wird das Wort „Sozi¬ 
alismus“ abermals ausgerechnet von 
denen diskreditiert, die das Verdienst 
haben, es in einer Region der Erde 
überhaupt wieder ins Gespräch ge¬ 
bracht zu haben. 

Das Grundproblem bleibt näm¬ 
lich immer das Gleiche: Eine Revolu¬ 
tion ist nur dann eine, wenn sie in der 
Lage und nicht nur willens ist, ihre Er¬ 
rungenschaften auch zu verteidigen. 
Das geschieht am besten, wenn - wie 
in Kuba - alles auf den Kopf gestellt 
wird, was nötig ist, um nicht nur ei¬ 
ner sozialen Fürsorgepflicht, sondern 
auch einer politischen Nachhaltigkeit 
Genüge zu tun. 



>: Beto Barata/flickr. 


Rechte von hinten: Besuch des argentinischen Präsidenten Mauricio Macri beim brasilianischen Amtskollegen Michel 
Temer (7. Februar 2017). 
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www.papyrossa.de | mail@papyrossa.de 
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,Man sieht die Sonne langsam untergehen 
und erschrickt trotzdem, wenn es dunkel wird." 
(Franz Kafka) 


Die DKP Rhön/Vogelsberg trauert um ihren Genossen 

Alfred Weber 

der am 25.12.2017 nach langer Krankheit 
im Alter von 93 Jahren verstorben ist 

Geprägt durch die Erfahrungen mit Krieg und Faschismus 
trat er 1953 in die KPD ein. ln der anschließenden Illegali¬ 
tät setzte er sich gegen die Adenauerpolitik, die Wieder¬ 
bewaffnung und den kalten Krieg ein. 

Dass die DKP nach ihrer Gründung 1968 in der Stadt Gers- 
feld große kommunalpolitische Erfolge erzielte, war auch 
mit ein Verdienst von Alfred Weber. Alfred stand zeit seines 
Lebens für die Interessen der Arbeiter, für Frieden, Abrüs¬ 
tung, Völkerverständigung und für die Ideen des Sozialis¬ 
mus. Mit seiner ruhigen, besonnenen Art und mit großer 
Empathie verstand er es, die Menschen zu überzeugen. 
Leider konnte Alfred in den letzten Jahren durch seine 
schwere Krankheit nicht mehr aktiv an der Parteiarbeit 
teilnehmen. 

Alfred, Du warst uns ein Vorbild. 

Wir werden Dich nicht vergessen. 

DKP Rhön/Vogelsberg 



HOTEL - RESTAURANT - CAFE 

feinte* 

1591 - 1685 - 1759 - 1841 
★ ★★ Superior 

57392 Schmallenberg-Grafschaft 
Tel.: 02972/07800 ■ Fax: 02972/978097 
mail@gasthof-heimes.de ■ www.gasthof-heimes.de 



Am 13.1. am Kiosk: 12 Seiten extrazur 
XXIII. Internationalen Rosa-Luxemburg-Konferenz 


13.1., Mercure Hotel MOA, Berlin, Einlass: 9.30 Uhr, Beginn: 11 Uhr 
Ausgabe inkl. Spezial und Wochenendbeilage »faulheit & arbeit« für 2,00 € am Kiosk erhältlich 


Ehrung für den unvergessenen Studiengast 
in Wiirzburg 

Karl Liebknecht 

Erlangte 1897 seine Juristische 
und staatswissenschaitliche 
Doktorwürde an der Königlich Bayrischen 
jullus-NaxlmillanS'Universität Wiirzburg 

Ermordet am 15. Januar 1919 
mit seiner Kampigeiährtin Rosa Luxemburg 

Sein Wirken iür Frieden, 
sein Kampi gegen den Krieg 
ist uns Verpachtung 
Rosa und Karl sind unvergessen 

Sonnabend, 20. Januar 2018 -10.30 Uhr 

Treiipunkt: Frankoniabrunnen 
vor der Residenz von Würzburg 



Wer kennt das nicht: Reste des Urlaubsgeldes werden zu 
Hause beiseitegelegt. Und dort bleibt es dann liegen, denn 
das nächste Mal geht es in ein anderes Land. 

Was tun? Die Fremdwährungen (auch alte DM-Bestände) 
einfach in einen Umschlag legen und an die DKP senden. 
Wir setzen das Geld dann für die Internationale Solidarität 
ein! 

Adresse: DKP-Parteivorstand, Finanzen, 
Hoffnungstraße 18,45127 Essen 

PS: Du kannst die Geldscheine oder Münzen auch einfach 
nach Berlin mitbringen und am DKP/UZ-Stand während 
der Rosa-Luxemburg-Konferenz oder bei der Luxemburg- 
Liebknecht-Ehrung in Friedrichsfelde abgeben! 


Urlaub im Lotsenhaus 
an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 

3 komfortable Fe.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03831 -459 366 
www.ferien-im-lotsenhaus.de 


Toskana, nah am Meer 

E0QK.0HM1H« 

ÖMrof im Olivenhain, 
w&iter BEck, Stille; 
große hielte Zimmer; 
viele gute Glichen 

Haus oder Häuschen; 

Kinde rparadies. 




Entschleunigung 
Ruhe & Natur satt im 
Müritz-Nationalpark 

3 FeWo für je 2-3 Personen, 
ganzjährig in Kratzeburg-Granzin, 
Havel & Havelseen, Boot & Rad. 

Info: www.trinogga.de 
Tel: 039822/299488 


Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe 
Berlin-Spandau preiswerte Ferien¬ 
wohnung für 5 Personen (2 Zimmer, 
Wohnküche - Herd, Kühlschrank, Bad, 
Dusche, WC). Preis nach Vereinbarung. 
Näheres Tel./Fax: 033 231/60661 



...es sind viele Jahre vergangen, 
seit ich in die Partei eingetreten bin 
... ich bin zufrieden 
... die Kommunisten sind eine gute Familie 
... sie haben ein dickes Fell und ein gestähltes Herz. 
aus Pablo Nerada: „Ich bekenne, ich habe gelebt” 


Deutsche Kommunistische Partei 


Unser Kreisvorsitzender 

Wolfgang Quere 

wurde am 8. Januar 50 Jahre jung. 


Es gratulieren Dir ganz herzlich Deine Genossinnen und 
Genossen im Kreis Borken. 

Lieber Wolfgang, behalte auch in diesen schwierigen 
Zeiten Deine Zuversicht und Schaffenskraft. Wir wünschen 
Dir alles Gute, bleib gesund und habe auch die Muße für die 
Naturfreunde, für die Astronomie und alle, die Dir lieb und 
wichtig sind. 


DKP Kreis Borken 


Herzliche Glückwünsche zum Geburtstag! 

Genossin Ursel Schmidt, 

geb. am 17 . 1 . 1948 , zu ihrem 70 . 

Genosse Erwin Seel, 
geb. am 26 . 1 . 1938 , zu seinem 80 . 

Genosse Rainer Dörrenbecher, 

geb. am 7 . 2 . 1948 , zu seinem 70 . 

Uschi, Erwin und Rainer gehören seit ihrer Jugend der Kommu¬ 
nistischen Partei und damals den der KP verbundenen Jugend¬ 
organisationen FDJ und SDAJ an. Entsprechend ihrer Gesundheit 
und Möglichkeiten beteiligen sie sich immer noch am politischen 
Geschehen und treten ein für eine politikfähige DKP auf Grundla¬ 
ge des Parteiprogramms. 

wir wünschen Euch alles Gute und vor allem Erwin bessere 
Gesundheit. 

Deutsche Kommunistische Partei 
Kreisvorstand Neunkirchen 
Parteigruppen Wiebelskirchen und Heiligenwald 



Wir gratulieren ganz herzlich zum 
halbrunden Geburtstag im 2. Halbjahr 2017: 


Alles Gute 
zum Geburtstag! 


Horst Bernard 

zum 85. 


Wir wünschen weiterhin alles Gute, 
viel Gesundheit und Kraft! 


DKP Saarbrücken, Dudweiler und Sulzbach 


Liebe Genossinnen und Genossen, 

für die zahlreichen Glückwünsche zu meinem 80. Geburts¬ 
tag möchte ich mich insbesondere bei der DKP Heiden¬ 
heim und dem DKP-Bezirksvorstand Baden-Württemberg 
recht herzlich bedanken. 

Vorwärts und nicht vergessen, die politische Arbeit vor 
Ort, vor den Betrieben und in der Kommunalpolitik. 

Für die Menschen in Stadt und Land und für unsere DKP! 

& 


Q 


NEUE IMPULSE VERLAG 


Von Autorinnen der Marxistischen Blätter empfohlen: 



Ngugi wa Thiong'o 
Herr der Krähen 

Roman , 2011, geb., 945 Seiten, 
29,90 Euro; ISBN 9783940666178 
Auch erhältlich als E-Book oder 
Taschenbuch für 13,99 Euro 


„Herr der Krähen" ist eine lebendige, 
ausdrucksstarke Satire über den 
Prototyp des afrikanischen Despo¬ 
ten, die mit tiefgründigem Humor 
die Lebensbedingungen in einer 
zunehmend globalisierten Welt the¬ 
matisiert. Ngugi wa Thiong'o gelingt 
mit diesem Roman eine umfassende 
Parabel auf die sozialen, politischen 
und kulturellen Verhältnisse auf 
dem afrikanischen Kontinent und 
dessen Beziehung zum Westen. 


\niKm: 

ALLES 

ZERFÄLLT 



Chinua Achebe 
Alles zerfällt 

Roman, 2014, Hardcover, 240 Seiten, 
19,99 Euro; ISBN 9783596905744 
Auch erhältlich als E-Book oder 
kartoniert für 9,99 Euro 

Chinua Achebes erschuf mit seinem 
Roman die literarische Stimme Afri¬ 
kas. In „Alles zerfällt" erzählt er von 
den Konflikten eines archaisch le¬ 
benden Dorfes, das mit Kolonialher¬ 
ren konfrontiert wird. Okonkwo, der 
starke und jähzornige Held, stößt 
sich an den strengen Stammesregeln 
und zerbricht an dem Regime der 
britischen Herren aus Übersee. 



Yasmina Khadra 
Worauf die Affen warten 

Roman, 2015, geh., 341 Seiten, 

20,00 Euro; ISBN 9783955100728 
Auch erhältlich als E-Book 12,99 Euro 


Auf einer idyllischen Waldlichtung 
nahe Algier liegt verführerisch ge¬ 
schminkt eine attraktive junge Frau. 
Brutal ermordet! Kommissarin Nora 
Bilal sucht quer durch alle Schichten 
der algerischen Gesellschaft, von 
den Villen der Mächtigen, den 
Privatclubs und Edelrestaurants der 
Schickeria bis in die Elendsquartiere. 
Bis zuletzt hält der Autor den Leser 
in Atem: rasante, schnelle Szenen¬ 
wechsel, pralle Schilderungen, zyni¬ 
sche Kommentare, flotte Dialoge. 



Ngugi wa Thiong'o 
Dekolonisierung des Denkens 

Essays über afrikanische Sprachen 
in der Literatur 

2017, kart., 272 Seiten, 18,00 Euro; 
ISBN 9783897712355 

In seinem 1986 veröffentlichten 
Essay identifiziert der kenianische 
Autor die Kolonialsprachen als 
wirksame Instrumente, die in Politik 
und Wirtschaft die Herrschaft der 
Eliten sichern und die Mehrheit der 
Menschen vom öffentlichen Diskurs 
und der Wahrnehmung demokra¬ 
tischer Rechte ausschließen. Die 
Beiträge haben nichts an Relevanz 
und Aktualität verloren. 



Achille Mbembe 

Kritik der schwarzen Vernunft 

2014, geh., 332 Seiten 28,00 Euro; 
ISBN 9783518586143 

Achille Mbembe, geboren 1957, ist 
ein kamerunischer Historiker und 
politischer Philosoph. Er zählt zu 
den Vordenkern des Postkolonia¬ 
lismus. Mbembe lehrt heute an der 
University of the Witwatersrand in 
Johannesburg. Für sein Buch Kritik 
der schwarzen Vernunft wurde 
Mbembe 2015 mit dem 36. Geschwi- 
ster-Scholl-Preis ausgezeichnet. 


Weitere 3 Mio. Artikel im Lieferservice für Lesende Linke: www.neue-impulse-veriag.de 


POLITIK 

derFEIND 

SCHAFT 


Achille Mbembe 
Politik der Feindschaft 

2017, geh., 235 Seiten, 28,00 Euro; 
ISBN 9783518587089 

Ausgehend von den Einsichten 
Frantz Fanons, zeigt Mbembe, wie 
als Folge der Konflikte um die 
Entkolonialisierung des 20. Jahr¬ 
hunderts Feindschaft und Krieg zur 
Signatur unserer Zeit geworden sind. 
Dauerhafter Ausnahmezustand führt 
zur Erosion der liberalen Demokratie 
und zur Ausbreitung autoritärer 
Regierungsformen. Mit Blick auf die 
Migrationsströme plädiert er für eine 
neue Politik der Humanität. 


Bestelladresse: 

Neue Impulse Verlag, Hoffnungstraße 
18, 45127 Essen, Tel. 0201-236757 
info @neue-impulse-vertag. de 
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Journalistische 

Meinungsmache 

„Die Kreuz-und-Quer-Front“, 

UZ y. 22.12.2017, S. 9 

Über die kluge Analyse von Olaf 
Matthes habe ich mich sehr gefreut, 
war sie doch die richtige Stellung¬ 
nahme zur richtigen Zeit. Nach dem 
unglücklich distanzierenden Kom¬ 
mentar der UZ-Redaktion zur wich¬ 
tigen Stellungnahme der SDAJ Saar¬ 
land zu „Ramstein“ hatte ich schon 
Schlimmes befürchtet. 

Ich habe mich klar gegen die 
„Kontaktschuld“ oder „Kettenin¬ 
fektionslogik“ ausgesprochen und 
würde nicht Bündnispartner wie z.B. 
Arbeiterfotografie oder Freiden¬ 
ker abschreiben, nur weil die auch 
mit „Migrationswaffe“-Jebsen oder 
„Schlussstrich“-Ganser gemeinsa¬ 
me Veranstaltungen machen. Aber 
das heißt auch ganz klar, dass ich als 
Kommunist nicht mit Jebsen oder 
Ganser zusammenarbeite und mich 
dagegen wehren werde, wenn Genos¬ 
sen meiner Partei oder Bündnispart¬ 
ner versuchen sollten, solche mit ins 
Bündnis zu holen. 

Wenn Genosse Klemp anführt, 
„Migrationswaffe“ sei keine Ken- 
Jebsen-Position, sondern die seines 
Interviewpartners, die er sich nicht 
zu eigen gemacht hätte, versteht er 
nichts von journalistischer Meinungs¬ 
mache. Stellen wir uns nur einmal 
vor, die UZ macht Interviews mit 
Rechtsextremisten, stellt für deren 
widerliche Ergüsse Seitenplatz zur 
Verfügung und danach kommt eine 
kleine Distanzierung der Redaktion. 
Wäre das akzeptabel? Es ist richtig, 
dass die UZ Genossen oder Gewerk¬ 
schaftskollegen oder Bündnispartner 
aus der Friedens-, Antifa- und Um¬ 
weltbewegung interviewt und nicht 
unsere Gegner. An der Auswahl 
seiner Interviewpartner kann man 


schon erkennen, wohin man strebt. 
Allein aus der Tatsache, dass Jebsen 
der „Migrationswaffe“-Argumen- 
tation ein Forum bietet, muss man 
schließen, dass er eine solche Mei¬ 
nung „hoffähig“ machen will. Nun 
ist Faschismus aber keine Meinung, 
sondern ein Verbrechen. 

Ralf Cüppers, Flensburg 

Von rechtsradikalen 
Ansichten verseucht 

„Die Kreuz-und-Quer-Front“, 

UZ v. 22.12.2017, S. 9 

Wie soll man sich mit rechten Ge¬ 
danken auseinandersetzen, wenn 
man sie nicht zu Wort kommen lässt? 
Am besten, die UZ benennt sich um 
in „Die Wahrheit“, damit das allen 
klar ist. Mit Deinem Standpunkt, 
Olaf Matthes, wirst Du die schlei¬ 
chende Zensuritis unterstützen, 
weine aber nicht, wenn Deine Zei¬ 
tung UZ unter den Bannstrahl der 
Wahrheitskommision gefallen sein 
wird. Zweiter Punkt. Wer kann von 
sich behaupten, dass er immer rich¬ 
tig lag mit seiner Meinung. Anders 
herum gefragt: Soll Ken Jebsen nur 
Menschen, die seine Meinung tei¬ 
len, zu Wort kommen lassen? Sollte 
man nicht mit Argumenten und ge¬ 
zielten Gegenfragen zu überzeugen 
versuchen. Meine Arbeitskollegen 
sind heute mehrheitlich von rechts¬ 
radikalen Ansichten verseucht. Sol¬ 
len die durch Ausgrenzen, wie Du es 
mit Ken Jebsen versuchst, für den 
Sozialismus gewonnen werden? Ich 
jedenfalls bin interessiert an dem 
Format von Ken Jebsen, es gibt mir 
Gelegenheit, außerhalb des Main¬ 
streams interessante Menschen, ihre 
Ansichten und Erfahrung kennenzu¬ 
lernen, ohne dass ich mich deshalb 
mit deren politischen Standpunkten 
gemein machen muss. 

Uwe Steil, per E-Mail 


Termine 

rrTtTjanTBI 


Berlin: Der Kampf um Frieden und Demo¬ 
kratie in Israel und Palästina mit Adel Amer, 
Generalsekretär der KP Israels, ND-Haus, 
Seminarraum 2, Franz-Mehring-Platz 1,19 
Uhr 


SA ★ 13. JAN 


Kempten: Gruppentreff der DKP Allgäu, Ju¬ 
gendzentrum reactlOR, Frühlingstr. 17, 14 
Uhr 


SO ★ 14. JAN 


Landshut: Lesekreis der DKP Freising- 
Landshut-Ostbayern, Infoladen Landshut, 
Alte Bergstraße 146,19 Uhr 


MO ★IS. JAN 


Braunschweig: Der Kampf um Frieden 
und Demokratie in Israel und Palästina mit 
Adel Amer, Generalsekretär der KP Israels, 
Brunsviga, Kreativraum, Karlstraße 35, 19 
Uhr 


Dl ★16. JAN 


Krefreld: Der Kampf um Frieden und Demo¬ 
kratie in Israel und Palästina mit Adel Amer, 
Generalsekretär der KP Israels, Kleiner Saal 
der Fabrik Heeder, Virchowstraße 130, 19 
Uhr 


Ml ★ 17. JAN 


Essen: Der Kampf um Frieden und Demo¬ 
kratie in Israel und Palästina mit Adel Amer, 
Generalsekretär der KP Israels, Hoffnungs- 
traße 18,19 Uhr_ 

München: Bericht von den Weltfestspielen 
in Russland, DKP Betriebsaktiv, KommTreff, 
Holzapfelstraße 3,19 Uhr 


DO ★18. JAN 


Nürnberg: Hintergründe zu Tarifkämpfen 
2018 im Gesundheitsbereich, DKP Nürn- 
berg, Rotes Zentrum, Reichstraße 8,19 Uhr 

Emden: Mitgliederversammlung der DKP 
Emden Ostfriesland, Pelzerhaus, Pelzerstra¬ 
ße 12,19.30 Uhr 


und Spender! 

Organisierter Widerstand kostet 
Kraft - aber auch Geld. Wir nehmen 
die Solidarität gerne entgegen und 
sehen sie als Ansporn, unsere Arbeit 
weiter zu verbessern und die DKP ver¬ 
stärkt in die Öffentlichkeit zu bringen. 
Mit dem Parteitag im März, dem UZ- 
Pressefest im September und zahlrei¬ 
chen weiteren Aktivitäten haben wir 
uns im Jubiläumsjahr 2018 viel vorge¬ 
nommen. Daher bitten wir auch 2018 
um Spenden auf folgendes Konto: 
DKP-Parteivorstand | GLS-Bank 
BIC: GENODEM1GLS 
IBAN: DE63 4306 0967 4002 4875 01 

Die Spendenbescheinigungen für das 
Jahr 2017 werden Anfang Februar 
2018 zugestellt. 

Weitere Informationen: Klaus Leger, 
0201 17 788 916, finanzen@dkp.de 


Dank an alle Spenderinnen 


Der hohen Spendenbereitschaft ist 
es zu verdanken, dass die DKP in die 
politischen Kämpfe eingreifen kann. 
Das UZ-Pressefest, der Wahlkampf, 
viele Projekte der Öffentlichkeitsar¬ 
beit und der Internationalen Solida¬ 
rität wären ohne diese Zuwendungen 
nicht denkbar. Nicht alleine Mitglie¬ 
der unserer Partei, auch viele Freun¬ 
dinnen und Freunde der DKP unter¬ 
stützen unsere Arbeit. Der Parteivor¬ 
stand dankt allen Spenderinnen und 
Spendern ganz herzlich für diese So¬ 
lidarität! 

Politisch und materiell zeigen wir, 
dass in der DKP der proletarische In¬ 
ternationalismus gelebt wird. Die So¬ 
lidarität mit dem sozialistischen Kuba 
spielte auch 2017 eine herausragende 
Rolle. Mit einer Spende unserer Ge¬ 
nossen Gisela und Egon Knapp in 
Höhe von 50 000 Euro wurde ein For¬ 


schungsprojekt im kubanischen Ge¬ 
sundheitswesen unterstützt. Für die 
Beseitigung der Schäden durch den 
Hurrikan Irma konnten wir 25000 
Euro bereitstellen. Zusätzlich wurde 
Ausrüstung für die Rosa-Luxemburg- 
Klinik in Cardenas finanziert. Unter¬ 
stützt haben wir auch unsere Genos¬ 
sinnen und Genossen der Kommunis¬ 
tischen Partei Venezuela (PCV) bei 
ihrem komplizierten und gefährlichen 
Kampf. 

In den „Pressefest-Jahren“ erhalten 
wir traditionell zusätzliche Spenden, 
2016 waren das rund 100 000 Euro für 
die Durchführung unseres Festes. In 
den Jahren ohne Pressefest ging das 
Spendenaufkommen bisher immer et¬ 
was zurück. Anders 2017! Im vergan¬ 
genen Jahr erhielten wir - ohne den 
hohen Betrag der Genossen Knapp - 
mehr Spenden als 2016. Danke! 


20. UZ-PRESSEFEST 

DAS FEST DES FRIEDENS UND DER SOLIDARITÄT 



Es ist wieder so weit: Die Kommunistinnen und Kom¬ 
munisten laden ein zum 20. UZ-Pressefest in den 
Revierpark nach Dortmund! Dort feiern wir auch den 
50. Geburtstag der DKP und den 100. Jahrestag der 
Gründung der KPD. 

Wer wissen möchte, warum und wie die Roten den Kampf 
gegen Banken und Konzerne führen und gleichzeitig bis 
in die Morgenstunden feiern, der muss zum UZ-Presse- 
fest kommen. Wir zeigen, dass es Spaß macht, gemein¬ 
sam und generationsübergreifend zu diskutieren und zu 
feiern - selbstorganisiert und ohne Kommerz. 


UZ-PRESSEFEST - VOLKSFEST DER DKP HEISST: 


* Künstler erleben, die sich nicht den Profitinteressen 
der Kulturindustrie unterwerfen. 

* Ein Zeichen gegen Faschismus und Krieg setzen. 
Refugees welcome - kein Zutritt für Rassisten! 

* Die Kraft der internationalen Solidarität erleben, 
wenn Freunde aus der ganzen Welt Zusammenkommen. 

* Ein Festival der linken Kultur. Hier steht das solidari¬ 
sche Handeln im Mittelpunkt und nicht Resignation. 

* Eintritt frei! Getränke- und Essenspreise, die 
sich auch Geringverdiener leisten können. 


BITTE SPENDET DAMIT DIESES FEST 
STATTFINDEN KANN! 


Spendenkonto DKP-Parteivorstand 
GLS-Bank | BIC: GENODEM1GLS 
IBAN: DE36 4306 0967 4002 4875 02 
Verwendungszweck: UZ-Pressefest 


gratis 


UZ 6 Wochen probelesen - 
als Druckausgabe und online! 



□ Ich möchte die UZ 6 Wochen probelesen. 


Der Bezug ist kostenlos und endet automatisch. 

Name 
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Antifaschisten vor neuen Aufgaben 

Jahrestage für Erinnerung und Mahnung nutzen 



Die Lehren aus dem Faschismus müssen heute Tag für Tag verteidigt werden. 
(Foto: KZ Ebensee am 6. Mai 1945) 


D ie vor über 70 Jahren gegründete 
Vereinigung der Verfolgten des 
Naziregimes sieht sich im Jahr 
2018 vor große Herausforderungen ge¬ 
stellt. Angesichts mehrerer historischer 
Jahrestage kommt der Erinnerung an 
die historischen Verbrechen des Fa¬ 
schismus eine besondere Bedeutung 
zu. Aber nicht nur der Erinnerung, son¬ 
dern auch der Mahnung. Der Mahnung 
und Warnung vor Wiederholung. Des¬ 
halb steht das Wirken gegen völkische 
und profaschistische Ideologien, Bewe¬ 
gungen und Parteien in der Gegenwart 
besonders im Vordergrund. Am 30. Ja¬ 
nuar 2018 jährt sich zum 85. Mal die 
Machtübertragung an Hitler und die 
NSDAP, die zur brutalsten Diktatur der 
Weltgeschichte, zum Vernichtungskrieg 
und Völkermord führte. Der 9. Novem¬ 
ber 1938, vor 80 Jahren, wurde mit der 
Reichspogromnacht ein Höhepunkt im 
Vernichtungsprogramm der Nazis ge¬ 
gen die jüdische Bevölkerung. Nicht 
zu vergessen ist die Novemberrevolu¬ 
tion, mit der vor 100 Jahren die Arbei¬ 
terschaft Deutschlands dem Krieg ein 
Ende setzte und die dann bereits nach 
15 Jahren durch die Konterrevolution 
revidiert wurde. 

Zugleich mit der Erinnerung an die 
Geschichte stellen wir uns völkischen 
und profaschistischen Ideologien in der 
Gegenwart entgegen, die Hass und Ge¬ 
walt schüren und mit der AfD wieder 
einen erschreckend erfolgreichen par¬ 


teipolitischen Ausdruck in Landtagen 
und im Bundestag gefunden haben. 
Wir dagegen zeigen Solidarität mit den 
Flüchtlingen und führen die Kampagne 
„Aufstehen gegen Rassismus“ mit der 
Ausbildung von Stammtischkämpfer/- 
innen im breiten Bündnis weiter. Noch 
in den letzten Kriegstagen mordeten 
Nazis an vielen Orten im Land Geg¬ 
ner und Zeugen ihrer faschistischen 
Politik. An sie wird beispielsweise 
wieder in Dortmund in der Bitter¬ 
mark (30. März) und bei Solingen in 
der Wenzelnbergschlucht (29. April) 
gedacht. Am 3. März 2018 wollen die 
nordrhein-westfälischen Antifaschisten 
an ein weitgehend unbekanntes Kriegs¬ 
endverbrechen erinnern. Aus Anlass 
der Todesmärsche von 500 Zwangs¬ 
arbeitern, getrieben von der Gestapo 
Köln, werden wir eine Rundfahrt von 
Köln über Lindlar zur Versetalsperre 
bei Lüdenscheid unternehmen. Zusam¬ 
men mit örtlichen Aktivisten werden 
wir vor Ort an die Verbrechen erinnern 
und sie öffentlich machen. Die Rallye 
„Verbrechen der Wirtschaft“ wurde vor 
zehn Jahren gestartet und sie wird bun¬ 
desweit unterstützt. In NRW wird be¬ 
reits an zahlreichen Orten an die Betei¬ 
ligung der Wirtschaftseliten an Aufrüs¬ 
tung, Krieg und Sklavenarbeit erinnert. 
Aufgrund weiterhin vorhandener „wei¬ 
ßer Flecken“ bei der Aufarbeitung, wie 
z.B. der Quandt-Erben, werden wir die 
Kampagne fortsetzen. Beispielhaft er¬ 


innert seit 2017 eine Veröffentlichung 
des Bochumer Aktivisten Günter Glei- 
sing mit dem gleichen Titel an die Ver¬ 
brechen der Wirtschaft in Bochum 
und Umgebung mit zahlreichen Do¬ 
kumenten und Belegen. Konkret kann 
jede Gruppe vor Ort mitmachen, denn 
unangemessene Straßennamen gibt es 
leider noch immer. In Brandenburg ist 
sogar eine Schule nach Günter Quandt 
benannt, einem nie bestraften Kriegs¬ 


verbrecher, dessen Nachkommen sich 
immer noch weigern, Entschädigung 
für Zwangsarbeit zu leisten. 

Kein historisches Ereignis, sondern 
ein Verbrechen aus der Zeitgeschichte 
der Bundesrepublik ist der rassistisch 
motivierte Brandanschlag auf eine So¬ 
linger Familie. Fünf türkische Familien¬ 
mitglieder überlebten diesen Anschlag 
nicht. Im Mai 2018 erinnern zahlreiche 
Initiativen eine ganze Woche an den 25 


Jahre zurückliegenden Brandanschlag. 
Die VVN-BdA beteiligt sich hier mit 
einem Konzert gegen Rechts. „Nie 
wieder Faschismus, nie wieder Krieg!“ 
ist für uns die Kurzfassung der Lehre 
aus der Geschichte. Für eine friedliche 
Welt beteiligen wir uns mit zahlreichen 
Kreisvereinigungen wieder an den Os¬ 
termärschen und an weiteren Aktivi¬ 
täten der Friedensbewegung, so auch 
am 3. Oktober als „alternativer Nati¬ 
onalfeiertag“ beim NATO-Luftkampf- 
zentrum in Kalkar und in Jagel. Weiter 
beteiligen wir uns an der Unterschrif¬ 
tensammlung „Abrüstung statt Aufrüs¬ 
tung“ und rufen alle Antifaschistinnen 
und Antifaschisten dazu auf. 

Dass sich die VVN-BdA auch 
weiterhin gegen Diffamierungen sei¬ 
tens des Verfassungsschutzes wehren 
muss, zeigt die Nennung des „Schwurs 
von Buchenwald“ in Dossiers, die ihn 
als angeblich verfassungsfeindliches 
Machwerk denunzieren. Für die VVN- 
BdA drückt der Schwur der befreiten 
KZ-Häftlinge auch heute noch das ei¬ 
gene Selbstverständnis aus, in dem es 
unter anderem heißt: „Die Vernichtung 
des Nazismus mit seinen Wurzeln ist 
unsere Losung. Der Aufbau einer neu¬ 
en Welt des Friedens und der Freiheit 
ist unser Ziel.“ Als wichtiges Dokument 
der Zeitgeschichte fordern wir seine 
Aufnahme in das Weltdokumentener- 
be der UNESCO. 

Knut Massmann / Ulrich Sander 


Den authentischen Marxismus nutzen 

Zum Programm der Marx-Engels-Stiftung 


Am Samstag, 27. Januar, trifft sich die 
Marx-Engels-Stiftung zu ihrer diesjähri¬ 
gen Mitgliederversammlung in Wupper¬ 
tal. Deren Nachmittagsprogramm (13.30 
- 17.30 Uhr in der Remise des Histori¬ 
schen Zentrums, Engelsstraße 10) ist si¬ 
cher auch für Nichtmitglieder der Stif¬ 
tung reizvoll: Aus Anlass des bevorste¬ 
henden 200. Geburtstags von Karl Marx 
(* 5. Mai 1818 in Trier) hält Georg Fül- 
berth den Festvortrag, anschließend bie¬ 
tet das renommierte Weber-Herzog-Mu- 
siktheater aus Berlin eine Uraufführung: 
„Frau Kapital und Dr. Marx“. Das Stück 
bringt in anschaulicher und unterhaltsa¬ 
mer Form Marx’ Hauptwerk Das Kapital 
auf die Bühne - unakademisch und den 
Blick auf die politischen Möglichkeiten 
der Gegenwart gerichtet. Die Musik von 
Christof Herzog setzt die Tradition von 


Kurt Weill und Hanns Eisler fort. Der 
Eintritt ist frei; Spenden sind wie immer 
willkommen. 

Der Wuppertaler Nachmittag ist der 
Auftakt zu einem Jahresprogramm, das 
noch umfangreicher als das letztjährige 
zu werden verspricht. Allein im März bie¬ 
tet die Stiftung bereits fünf Veranstaltun¬ 
gen an: am 10.3. eine Tagung zu „Indus¬ 
trie 4.0“ in Essen, am 17.3. in Düsseldorf 
ein Seminar mit Stefan Siegert - ältere 
UZ-Leser werden ihn als großartigen 
Zeichner und Karikaturisten kennen, 
Leser der jungen Welt aber vor allem als 
Musikkritiker - zur Rolle von Kultur im 
Klassenkampf; am selben Tag, in Berlin, 
eine erste - und sicher nicht die letzte! - 
Veranstaltung dieses „Jubiläumsjahres“ 
zu 100 Jahre Novemberrevolution und 
Gründung der KPD. Am darauf folgen¬ 


den Wochenende geht es dann im Süden 
der Republik um „Jörg Ratgebs Her¬ 
renberger Altar und den Bauernkrieg“ 
(24.3., Böblingen) bzw. um die Frage, ob 
„Elektromobilität - eine Alternative?“ 
sein kann (25.3., Stuttgart). 

Weitere Tagungen des Jahres 2018 
thematisieren z.B. den Kampf um die 
Erinnerungskultur im Form von Stra¬ 
ßennamen (20. April, Hof/S.), die Ent¬ 
wicklung der VR China (20.5., Mar¬ 
burg), Erfahrungen der DDR-Ökono- 
mie (9. Juni, Duisburg), Geschichte und 
Gegenwart des deutschen Kolonialismus 
(16. Juni, Hamburg), die DDR-Literatur 
(30. September, Leipzig), das Jahr 1948 
als entscheidende Zäsur für die deutsche 
Spaltung (13. Oktober, Berlin), Goethes 
„Faust“ (November, München). Und 
selbstverständlich wird die Marx-En¬ 


gels-Stiftung auch beim UZ-Pressefest 
am ersten Septemberwochenende in 
Dortmund wieder mit einem attraktiven 
Vortragsprogramm zu unterschiedlichen 
Themen mit von der Partie sein. 

Die wachsende Zahl bundesweit 
stattfindender Tagungen hat sicher we¬ 
sentlich dazu beigetragen, dass die Stif¬ 
tung in den letzten Jahren die Zahl ihrer 
Mitglieder verdreifachen konnte: von 
knapp 60 Ende 2010 auf heute über 180. 
Völlig zufrieden ist der Vorstand mit der 
Entwicklung dennoch nicht: noch ge¬ 
lingt es zu wenig, für die Veranstaltun¬ 
gen junge Menschen zu interessieren - 
und das spiegelt sich natürlich auch in 
der altersmäßigen Zusammensetzung 
der Mitgliedschaft und der Neueintrit¬ 
te wieder. Und vor allem in den neuen 
Bundesländern ist die ME-Stiftung, von 


Berlin abgesehen, bisher kaum präsent. 
Dass das nicht so bleiben muss, hat der 
Raum Stuttgart/Tübingen gezeigt, wo 
die Stiftung bis vor drei Jahren lediglich 
drei „stille“ Mitglieder und keine einzi¬ 
ge Veranstaltung hatte. Aus den dreien 
sind inzwischen acht geworden, die sich 
regelmäßig treffen, um „Manöverkritik“ 
zu üben und in Abstimmung mit dem 
Vorstand die nächsten Vorhaben in der 
Region zu planen. Nachahmung höchst 
erwünscht! 

Interesse an Informationen und Mit¬ 
arbeit: Marx-Engels-Stiftung, Gathe 55, 
42107 Wuppertal. Oder im Netz: www. 
marx-engels-stiftung.de. Wer der Stiftung 
seine Mailadresse mitteilt, wird über 
Änderungen und Ergänzungen des Pro¬ 
gramms regelmäßig informiert. 

Hermann Kopp 
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^ * live dabei: 

KONSTANTIN WECKER 


Die aktuellen CDs im Shop: 


K. Wecker 
1 Wut und 


K. Wecker: 
Poesie und 
Widerstand 
Doppel CD 
15,90 


K. Wecker: 

Wut und 
Zärtlichkeit live 
Doppel CD 
15,90 


Zärtlichkeit 


CD 13.90 




K. Wecker: 
Ohne 
Warum 
CD 12,00 


K. Wecker: 
ich gestatte 
mir Revolte 
CD 13,90 


K. Wecker/ 
H. Wader: 
Kein Ende 
in Sicht 
CD 13,90 













